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Fallbeispiele der Projektentwicklungen auf Brachflächen

Im Rahmen der Stadt- und Projektauswahl (vgl. Band l, Abschnitt 5)
sind durch die Sondierungsgespräche und die Recherchen eine Reihe von
untersuchungsrelevanten Projekten ermittelt worden. Aus 60 Projekten
mit sehr ähnlichen Merkmalen wie Flächenart, Lage, ehemalige Nutzung,
Nutzungskonzept, Akteure und Investitionen, Planungsverfahren, Ziele
und Leitbild der Planung wurden 8 Einzelprojekte ausgewählt,
analysiert und in der Folge detailliert dargestellt.

Die in dieser Arbeit dokumentierten Fallbeispiele beziehen sich auf
den Planungs- und Realisierungsstand bis Ende 2001. Veränderte
Rahmenbedingungen und projektbezogene Einflüsse sind ab diesem
Zeitpunkt nicht berücksichtigt worden. Nur die Datenzusammen-
stellungen am Beginn der einzelnen Projektdokumentationen wurden im
Zuge eines ergänzenden Interviews zum Zwecke einer vertieften
Einheitlichkeit im Herbst 2002 noch vervollständigt.

Die Auswertung der Informationen erfolgte mit Hilfe thematischer
Kategorien, die angesichts der Unterschiedlichkeit der Standort-
gegebenheiten bzw. des Planungsgegenstandes einen gewissen Spielraum
bei der Zuordnung der Informationen zuließen. Durch diese Form der
systematischen Erfassung erhielten die selektierten Fallbeispiele
eine einheitliche Struktur. In folgender Reihenfolge sind die
projektbezogenen Informationen jeweils pro Beispielfläche
aufgearbeitet worden:

Projektdaten
1. Grundidee
2. Ausgangslage
3. Besondere Planungs- und Entwicklungsstrategie
4. Merkmale und Bausteine der Planung
5. Anlagen

Die Abbildungen und die Anlagen sind im Abbildungs- bzw.
Anlagenverzeichnis am Beginn dieses Bandes chronologisch geordnet.
Die einzelnen Anlagen befinden sich immer am Ende eines Abschnittes.
Die Fußnoten sind abschnittsweise mit den Projektdokumentationen
geordnet, die Literaturangaben wurden in das Literaturverzeichnis im
Band 1 eingefügt.
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1.1 Grundidee

Die Menschen träumen vom gemischten Wohnen im Block, von Grün vor der
Haustür, von Kultur und Kneipen, von Sport und Spiel, von Volkshoch-
schule und Einkaufen, von S-Bahn und Radwegen. Keine Einfamilien-
hausidylle, aber auch keine Monofunktionalität, keine Autos, aber
alle Funktionen der Bildung, Kultur, Zerstreuung und Versorgung in
der Nähe. Keine Trennung, sondern sehnsuchtsvolle Harmonie. 1

1.2 Ausgangslage

Der Berliner Platz hat in der Geschichte der Stadt Essen eine
wichtige Rolle gespielt. Hier war der Zugang zur 'Verbotenen Stadt',
dem Gelände der Kruppschen Gussstahlfabrik, einem Gebiet, in dem
Essens Reichtum geschaffen und das Wohl und Wehe der Stadt
entscheidend geprägt wurde. Er bildete ein Scharnier zur City und zu
Essens 'Wildem Norden'. Der nahegelegene Großmarkt sorgte ebenso wie
die stark frequentierte Station der Rheinischen Bahn für reges Leben
in dem Gebiet.
Mit dem Ende des Krieges verlor der Berliner Platz seine Funktion als
Eingang zur 'Verbotenen Stadt'. Auch von dem angrenzenden Wohngebiet,
dem Segeroth war nicht mehr viel übrig geblieben. Zerstörungen,
Abbruch des Großmarktes und Stilllegung der Bahnstation gaben Anlass,
nach neuen Lösungen zu suchen. Mit dem Bau der Universität auf der
anderen, nördlichen Seite der Bahngleise entstand überdies die
städtebauliche Notwendigkeit, eine engere Verbindung zwischen Stadt
und Gelände herzustellen.
Zahlreiche Diskussionen folgten. Ebenso zahlreiche Versuche, solche
Verbindungen herzustellen, schlugen fehl. Zwar gelang es, am Berliner
Platz neue Nutzungen anzusiedeln (Arbeitsamt, lKEA) und alte
Industriebauten als Industriedenkmäler mit neuem Leben zu füllen
(Colosseum), doch eine befriedigende Lösung für die weitere Bebauung
des Geländes ließ auf sich warten. Der rechtsgültige Bebauungsplan
von 1995, der bislang eine Verlegung der Friedrich-Ebert-Straße durch
die Mitte des Planungsgebietes vorsieht, führte nicht zu der
erhofften Investitionstätigkeit.2

Im November 1998 beschloss der Rat der Stadt Essen, am Berliner Platz
eine neue Philharmonie anzusiedeln, um ein öffentlich finanziertes
Signal für weitere Investitionen zu setzen. Der Beschluss führte
jedoch in der bisherigen Formulierung zu heftigem Wiederstand in der
Bevölkerung, der sich als zusätzliches Hindernis für die zügige
Entwicklung der Gewerbebrache herauszustellen drohte.

Angesichts der Stellungskämpfe zwischen den Fraktionen und des
Unmutes der Bevölkerung entstand ein Bündnis der "Gutwilligen". Es
gab genug Menschen in der Verwaltung, in Politik und Kirchen,
Universität und Einzelhandel, Wohnungsunternehmen, Firmen,
Arbeitsamt, IHK und Kulturbeirat, die sich zu einem
"Unterstützerkreis" zusammenfanden, um der Idee einer Verwirklichung
eines gemischten, innerstädtischen Quartiers an dieser Stelle doch
noch die nötigen Wege zu bereiten. Zwei "Helfer" wurden ebenso durch
informelle Kontakte gewonnen: Prof. Gary Lawrence, der als Berater
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der Stadt Seattle den Lokalen Agenda Prozess in seiner Stadt
entscheidend beeinflusst und als Professor - Stipendiat der Sparkasse
Essen an der Essener Universität mit seinen Vorträgen manches an
Aufbruchstimmung bewirkt hatte, und John Thompson & Partners (JTP),
Architekten aus London, die in Berlin mit ihrem Community Planning
Verfahren die Schlossplatzkontroverse moderiert hatten.3

All dies legte es nahe, möglichst rasch nach einer einvernehmlichen
Lösung für die Entwicklung des Geländes zu suchen, die sich auf einen
breiten Konsens in der Bevölkerung stützen kann. Vorangehende
Überlegungen, eine Perspektivenwerkstatt (Community Planning) für das
Gebiet durchzuführen, erhielten damit zusätzliches Gewicht und
führten schließlich zum Durchführungsbeschluss.
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1.3 Besondere Entwicklungsstrategie

1.3.1 Perspektivenwerkstatt (Community Planning)

Allgemeine Beschreibung des Verfahrens4

Das Verfahren geht zurück auf verschiedene Planungsansätze , die im
englischsprachigen Raum unter dem Namen "Community Planning" bekannt
sind. Diese Bezeichnung fasst dabei zwei Kerngedanken der Methodik
zusammen:

Gemeinsames und gemeinschaftliches Planen als kooperativer,
schrittweiser Prozess.
Integratives und ganzheitliches Entwerfen für alle Menschen
und Interessen eines Gemeinwesens.

.~ ,. _ t"

Abb. 1: "Community-Planning" - Arbeitskreise - Raumarrangement5

Die Perspektivenwerkstatt hat damit eine neue Planungskultur
begründet, in deren Mittelpunkt die Menschen stehen. Die Betroffenen
sitzen "am Steuer", durch innovative Interessenpartnerschaften werden
Erneuerungsinitiativen handlungsfähig. Experten stehen vor allem
beratend zur Seite. Ziel ist es, langfristigere und nachhaltigere
Erfolge in der Stadtentwicklung zu erzielen als durch herkömmliche
Methoden des Planens.
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Das Verfahren wurde als Methode für kürzere oder längere Verfahren
adaptiert, wie z.B. eintägige "Charrettes" oder mehrwöchige "Urban
Design Task Forces" für komplexe Entwicklungsgebiete . Der Charakter
des Verfahrens "Perspektivenwerkstatt " soll sich in der Bezeichnung
widerspiegeln:

Das Ziel sind neuartige und pragmatisch umsetzbare
Lösungsperspektiven für altbekannte problemsituationen:
stadtplanerische, wirtschaftliche und soziale.
Der Weg ist ein arbeitsintensives, ergebnis- und
handlungsorientiertes Vorgehen.

Methodisch betrachtet bündelt und konzentriert
Perspektivenwerkstatt verschiedene Arbeitsweisen aus
kreativen oder partizipativen Verfahren wie:

die
anderen

offene Beteiligung von Bürgern und Fachleuten
kreatives Arbeiten mit Fachleuten und Laien
interdisziplinäres, unabhängiges Werkstatt-Team
ganzheitliche Vorgehensweise und Betrachtungen
Erarbeiten realisierbarer Lösungen, keine theoretischen
Konzepte
umfassende Visualisierung durch professionelle Grafiker und
Zeichner
Intensität im Arbeitsprozess durch strukturiertes und
kompaktes Arbeitsprogramm über mehrere Tage

Verfahrensablauf am Berliner Platz

Aus dem "Unterstützerkreis" bildeten sich die Steuerungsgruppe und
das lokale Unterstützerteam das die tragende Kraft zur Initiierung
des Verfahrens und auch in der Abwicklung bildete. Die Stadt
entschied sich durch den Essener Bau- und Planungsdezernenten Dipl.-
Ing. Hans-Jürgen Best eine Perspektivenwerkstatt durchzuführen und
beauftragte damit das Architekturbüro John Thompson + Partner, London
und MATCH, Berlin, zusammen mit der lokalen Kommunikations- und
Konfliktberatungsfirma "Communio".

Die ehrenamtlich tätige Steuerungsgruppe und das lokale
Unterstützerteam gewährleisteten die konkrete Durchführung der
Perspektivenwerkstatt. Dazu war es nötig, umfangreiche personelle und
sachliche Mittel, sowie erhebliche Sponsorengelder einzuwerben.
Bereits im Vorfeld konnte die Perspektivenwerkstatt auf einen breiten
Konsens und hoher öffentlicher Aufmerksamkeit aufbauen.

Am Beginn der 3-tägigen Veranstaltung (Do-Sa) standen Vorträge bei
denen 17 Experten, Fachplaner und Vertreter der politischen Parteien
dem 20köpfigen, auswärtigem Planungsteam ihre ergänzenden
Informationen vortrugen und die Stadt, die Nachbarschaft und das
Planungsgebiet erkundeten (vgl. Abb. 1)(nicht öffentl. Teambriefing).
Die öffentliche Veranstaltung wurde Fr und Sa in einem 800qm großen
Zelt auf dem Planungsgebiet durchgeführt und nach einleitenden
Vorträgen begann gleich die Arbeitsphase.
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Abb. 2: Organisationsschema zur Perspektivenwerkstatt6

An den darauf folgenden 3 Tagen war es die Aufgabe des Teams, die
Vorstellungen, Ideen und Lösungsvorschläge der Teilnehmer von 8
Arbeitsgruppen und 20 Planungsgruppen auf Konsenspunkte hin zu
analysieren und auf dieser Basis eine realistische Vision für die
Entwicklung des Gebietes zu erarbeiten. Folgende Kreise wurden
gebildet:

Arbeitsgruppen

1. Wohnen und Leben Im Viertel
2 Image des Gebietes
3. Entertainment und Kultur
4. Integration Unlversitat- Stadt
5 KJnder
6. Jugend
7 Erreichbarl<ei1: Strassen, Wege, Platze
8. GrOnflachen und Freiraume

Planungsgruppen

1. "Einstein" - E,nzelproJekt
2. Ausglelch-Gesamtbetrachtung Essen
3. "Buntes Viertel" - Funktionmischung
4. Kulturviertel
5. Handel, Dienstleistungen + Wohnen
6. Verbindungen
7. Unlvers.tat und Stadt
8. Magneten (Kultur - Handel - GrOn)
9. Laufkundschaft - Spontangruppe

10 Wasser - Spontangruppe
11 "Orcheste"
12. Bausteine der Vision
13. "Die grOne Lunge"
14. "Herumkommen"
15. "Gleise - Verbindungen" - Spontangruppe
16. "Lokale Verbindungen'
17. Univers,tat
18. "Blick nach Norden"
19. "Schnittmengen"
20. "Architektur im Be~iner Viertel"

50
50
30
60

30
40
35

1
7
9

9

10

6
6

12
3

Barger, Anrainer, PolitIker, Interessensvertreter
Barger, Universitalsvertreter, Anrainer
Barger, Kulturschaffende, Gastronmen
Anra.ner, Stadtverwaltung, Universitat, Studenten
Schaler der Anrainerbezirl<e
Schaler elner hOheren Schule des Anralnerbez.
BOrger, Universitat. Politiker, Interessensvertreter
Anrainer, Barger, Stadt

Einzelprojektant
Barger, Studenten
Barger, Anrainer
Anra.ner, Studenten
Anra.ner, Studenten, Landesentwichkungsges.(LEG)
Anra,"er, BOrger, Stadt
Universitat, Studenten, Anrainer
Barger. Ladenbesitzer, WirtschaftsfOrderung
Barger, Architekt
GrOnplaner, Architekten
Stadt. Barger, Politiker
Politiker, LEG, WirtschaflsfOrderung, Universitat
Anrainer, Stadt, BOrger
Barger, Universitat, Politiker, Interessensvertreter
Barger
Universitat, Architekt, Barger
Anra.ner, Universitat
Anrainer, Politiker, Universitat
Barger, Studenten, Universitat
Architekt, Barger

Abb. 3:Arbeitsgruppen und Planungsgruppen in der
Perspektivwerkstatt7
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Den Abschluss bildete am Dienstagabend ein öffentlicher Dia-Vortrag,
in dem für alle Mitwirkenden und Interessierten nochmals der gesamte
Ablauf des Verfahrens dokumentiert, sowie die neue Vision
zusammenfassend für das Gebiet vorgestellt wurde.
Insgesamt haben an dem Verfahren mehr als 1300 Menschen mit großem
Engagement teilgenommen. Neben den Essener Bürgern und Anwohnern des
Gebiets waren Stadtplaner, Architekten, Grundstückseigentümer,
Wirtschaftsunternehmen, potentielle Investoren, Verbände, die
Kirchen, die Essener Stadtverwaltung, die großen politischen Parteien
und die Universität vertreten.

Ergebnisse

Die Ergebnisse aus den 8 Arbeitsgruppen wurden je
zusammengefasst und die Themenschwerpunkte mit
ergänzt. Die Planungsgruppen präsentierten
Planergebnisse zum jeweiligen Leitthema, ergänzt mit
Textbeschreibung (vgl. Anlage 1.18).

auf einem Plakat
Aktionspunkten
konzeptionelle

stichwortartiger

Die Perspektivenwerkstatt hat eine breite öffentliche Diskussion über
die bestehenden Planungen für den Berliner Platz und die zukünftige
Gestaltung des Planungsgebietes in Gang gesetzt. Sie bezieht sich
einerseits auf den bestehenden Bebauungsplan und andererseits auf die
neue Vision für das Viertel.

Die Ergebnisse der Workshops und der Planungsgruppen legen Bausteine
einer Vision und einer Strategie nahe. Über sie deutete sich im
Verlauf der Perspektivenwerkstatt ein tragfähiger Konsens bei der
Mehrheit der Teilnehmer an. Der Konsens bezieht sich sowohl auf die
städtebauliche Perspektive und die Architektur des zukünftigen
Stadtviertels als auch darauf, dass die Beteiligten in Zukunft
weiterhin Einfluss auf die Gestaltung des neuen Viertels nehmen
möchten.

Planungsrechtlich wurde festgehalten, dass es nunmehr wichtig wird,
um die weiteren Entwicklungen voranzutreiben, einen neuen
Bebauungsplan aufzustellen, damit eine konsensfähige, attraktive und
vermarktbare Planungsgrundlage geschaffen wird, die auf den Visionen
der Perspektivenwerkstatt aufbaut. Die formulierten Bausteine sind
Gegenstand des Kapitels 1.4.

1.3.2 Der Masterplan - Rahmenplan

Aus den formulierten Bausteinen wurde ein Masterplan entwickelt, der
mit visionären Zeichnungen die Planung bildlich ergänzen soll. Der
präsentierte Masterplan mit den textlichen Festlegungen der
Arbeitsgruppen wurde in der Folge als Grundlage für die Überarbeitung
des Bebauungsplanes herangezogen.

Nach der Umsetzung des städtebaulichen Masterplanes in einen
Bebauungsplanentwurf nach den Bestimmungen des BauGB wurde im Rahmen
des Bebauungsplanverfahrens die Beteiligung der Träger öffentlicher
Belange sowie der Fachämter durchgeführt. Parallel dazu wurden
verschiedene Teilaspekte dieses Projektes bearbeitet.
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So wurde auf Grund veränderter Rahmenbedingungen ein Expertenworkshop
unter Leitung von John Thompson zur Fortentwicklung des Konzeptes aus
der Perspektivenwerkstatt durchgeführt. Die wesentlichen Punkte
waren: 9

die weitere Verschiebung der Bahngleise in nördliche
Richtung und damit eine mögliche Positionierung der
Universität innerhalb des Quartiers,
die Ausgestaltung der Verkehrslösung am Berliner Platz, die
Definition der markanten Gebäude am Berliner Platz (auf
Grund der Großstrukturen in der unmittelbaren Umgebung sind
auch höhergeschossige Gebäude denkbar) .

Zur Sicherstellung der Verkehrsabwicklung am Berliner Platz wurden
verschiedene Varianten konstruiert und berechnet. Prämissen hierfür
waren eine deutliche Reduktion der heutigen Verkehrsfläche sowie eine
städtebaulich befriedigende Lösung. Der klassische Kreisverkehr
erfüllt diese Kriterien bei gleichzeitiger Bewältigung des
Verkehrsaufkommens.

9
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Zu den umweltrelevanten Aspekten Bodenbelastungen, Luftschadstoffe,
Verkehrslärm, Kleinklima, Verschattung und Windfeldveränderung wurden
entsprechende Gutachten durchgeführt.

Des weiteren wurde zur wirtschaftlichen und technischen Realisierung
eine Machbarkeitsstudie erarbeitet, die zu einem positiven Ergebnis
kam.

Letztlich wurde zum Thema "Wohnungsbau" ein Expertenworkshop
durchgeführt, der die Chancen einer Wohnbebauung in diesem - bisher
unattraktiven - Innenstadtbereich beurteilen sollte. Unter bestimmten
Voraussetzungen schien dies erfolgversprechend zu sein. Dazu wäre die
Entwicklung einer positiven Identität für das Quartier notwendig.

Der fortentwickelte Bebauungsplanentwurf wurde nun in seinem
Verfahren fortgeführt. Eine Besonderheit ist hier zu nennen: wegen
des besonderen Planungsrechtes bei Bahnflächen kann der B-Plan in 2
Teilen ("Bauabschnitten") realisiert werden. Teil 1 beinhaltet die
Bebauung entlang der Friedrich-Ebert-Straße, den Verkehrsknoten
Berliner Platz sowie die öffentliche Grünfläche und wurde in der
Zeit vom 04.12.2001-15.01.2002 öffentlich ausgelegt (2. Phase der
Bürgerbeteiligung) . Satzungsbeschluss und Rechtskraft wird für
April/Mai 2002 angestrebt, die Realisierung von Bauvorhaben ist dann
möglich. Parallel dazu wird im Frühjahr 2002 ein weiterer
Expertenworkshop zur Gestaltung der Grünfläche durchgeführt, die dann
baldmöglichst realisiert werden soll, um eine gewisse Initialzündung
zu bewirken.

1.4 Merkmale und Bausteine der Planung12

1.4.1 Image

Das z.T. schlechte Image des Viertels und der umgebenden nördlichen
Quartiere muss durch eine neue Identität überwunden werden.
Voraussetzung hierfür sind innovative Nutzungen sowie die aktive
Mitwirkung der Bürgerschaft bei der Entwicklung des Quartiers. Dabei
soll die Vergangenheit des Viertels nicht verdrängt, sondern ins
Positive gewendet werden.
Die Suche nach einem
(Universitätsviertel) bietet
Bildung einer Identität an.

1.4.2 Gemischte Bebauung

neuen Namen für das Viertel
sich als einer der ersten Schritte zur

den
und
Das
für

Die Beteiligten waren sich einig, dass sie ein 'besonderes Viertel'
schaffen wollen, welches die Probleme monofunktionaler
Nutzungsstrukturen vermeidet. Dies soll durch eine Vielfalt der
baulichen Nutzungen und Gestaltungsformen erreicht werden.
Benötigt werden Wohnbebauung, wohnungsnaher Einzelhandel für
täglichen Bedarf, Entertainment-, Kultur, Sport-
Freizeiteinrichtungen, Cafés und Restaurants sowie Büroflächen.
Gebiet rund um den Berliner Platz soll öffentliche Nutzungen
Bürger aller Altersgruppen und Interessenlagen bieten.

12



1.4.3 Wohnungsbau

Wohnungen werden als Voraussetzung für ein funktionsfähiges und
lebendiges Viertel angesehen und können darüber hinaus zu einer
Belebung der Nordstadt und einer Verbindung mit der Essener
Innenstadt führen.
Eine aktive Wohnbevölkerung in der Innenstadt Essens trägt außerdem
zu einer Steigerung der Wirtschafts- und Kaufkraft für die Stadt bei.
Die Menschen müssen wieder näher an das Zentrum gebracht werden, die
Stadt muss lebendig sein.
Es geht darum, unterschiedliche Wohn- und Eigentumsformen anzubieten,
die sich an alle Bürger der Stadt, insbesondere aber an Studierende,
junge Familien, Künstler und Freiberufler mit besonderen
Wohnbedürfnissen (z.B. Heimarbeit) richten. Mit dieser Zielgruppe
soll die besondere Lage des Viertels zwischen Universität und Stadt
berücksichtigt werden.
Neben den genannten Wohnformen kann auf Grund der zentralen Lage des
Grundstücks in den 'ruhigeren Teilen' des Areals 'Servicewohnen' für
die ältere Bevölkerung angeboten werden. Somit lässt sich eine
optimale Mischung der Wohnbevölkerung erreichen.

1.4.4 Einzelhandel/Kultur/Entertainment/Kongresszentrum

Um die Bewohner dieses Gebietes mit Gütern des täglichen Bedarfs zu
versorgen müssen wohnungsnaher Einzelhandel, kleinere Läden, Cafés
und Bistros angeboten werden. Weiterer großflächiger Einzelhandel
wird an diesem Standort zur Vermeidung von großmaßstäblichen
Monostrukturen von einer Mehrheit abgelehnt.
Während großflächiger Einzelhandel als Bedrohung für die Entstehung
eines lebendigen Stadtviertels angesehen wird, sind sich die
Teilnehmer der Perspektivenwerkstatt dennoch über die Bedeutung eines
IMagneten I für die Belebung der Innenstadt und zur Bildung eines
Gegengewichtes zu den Entwicklungen am Hauptbahnhof einig.

Die vorhandenen Entertainmentnutzungen, wie z.B. das Cinemaxx und das
Colosseum, können durch kleinteiligere Kulturangebote, wie z.B.
varietés und Jazzkneipen ergänzt werden. Somit kann der Berliner
Platz und das Quartier als Standort für Kultur seinen Stellenwert für
die gesamte Region ausbauen und stärken.
Vielfach wurde auch der Wunsch nach einer multifunktionalen Halle für
Konzerte, klassische oder moderne Musik sowie für sportliche
Veranstaltungen geäußert. Darüber hinaus wurde der Bedarf für ein
Kongreßzentrum in Essen genannt. Viele dieser Funktionen erscheinen
integrierbar, solange sie nicht als monolithische Großstrukturen den
einmütigen Zielvorstellungen nach Kleinteiligkeit für den Berliner
Platz zuwiderlaufen.
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1.4.5 Stadt/City/Universität

Das Areal Berliner Platz bietet die einmalige Chance zur Überwindung
der Grenze zwischen Universität und Innenstadt. Dies soll gelingen
durch:

• Rückbau der Bahngleise

• grüne Wegeverbindungen in dem Plangebiet

• interessante Flächen- und Nutzungsangebote für die Universität
(Institute, Existenzgründerzentren, studentisches Wohnen,
Kongressräume)

• Biergarten, Café und Bistro

• Einzelhandel für täglichen und studentischen Bedarf

Solche Verknüpfungen helfen, die ökonomische, soziale und kulturelle
Rolle der Universität in der Stadt besser zu verankern und so zur
wirtschaftlichen Prosperität Essens beizutragen.

1.4.6 Aufwertung des Berliner Platzes

Der Berliner Platz heute 'nur' ein überdimensionierter
Verkehrsknoten braucht eine neue Form und eine neue Fassung auf
deutlich kleinerem Raum. Konsens bestand darin, dass der Berliner
Platz auf ein Verkehrskreuz zurückgebaut werden soll. Rund um dieses
Kreuz lassen sich dann weitere für die Gesamtstadt wichtige
Einrichtungen (Magneten) ansiedeln (z.B. Kultur, Entertainment,
Shopping, Sport-Freizeit-Wellness). Es wird ein Nebeneinander von
Hochkultur, Stadtteilkultur und Angeboten für Jugendliche gewünscht.
Die im gültigen Bebauungsplan vorgesehene Verlegung der Friedrich-
Ebert-Straße stößt bei den Teilnehmern durchweg auf Ablehnung.
Stattdessen soll die bestehende Straßenführung beibehalten werden. Es
wird jedoch eine qualitative Aufwertung der Friedrich-Ebert-Straße
gefordert: Sie soll bei weiterhin hoher Verkehrsbelastung einen
Boulevardcharakter erhalten. Dazu sollen der wenig nutzbare
Mittelstreifen reduziert und die freiwerdenden Flächen als breite
Bürgersteige, Parkplätze und Grün an den Rand gelegt werden. Wie alle
Straßen im Plangebiet soll die Friedrich-Ebert-Straße eine hohe
Aufenthaltsqualität erhalten.

14



1.4.7 Grün als Element der Qualitätssteigerung

Grün- und Wasserflächen waren ein wichtiges Thema in allen
Planungsgruppen, Entwürfen und Überlegungen. Sie wurden gefordert, um
die Aufenthaltsqualität der Stadträume zu erhöhen und die bisherigen
Freiflächendefizite im nördlichen Innenstadtbereich zu mindern.
Kernpunkt der Forderungen war / einen öffentlichen Grünraum in einem
'Zentralpark' des Gebietes zu schaffen. Er soll Raum bieten für
vielfältige Nutzungen (Spiel, Sport, Erholung, Kultur, Biergarten).
Darüber hinaus soll es grüne Ruheflächen und Ruhezonen in den
Wohnblöcken sowie grüne Wegeverbindungen geben.
Im Sinne einer übergeordneten Strategie wird die Verkettung des
bisherigen Freiflächensystems im Süden der Stadt (Stadtgarten) mit
denen im Norden (Ökopark an den ehemaligen Segerother Friedhöfen und
Nordpark) mittels der neuen Grünachse im Planungsgebiet angestrebt.

1.4.8 Verbindungen

Auf verschiedenen Ebenen wird die Verbesserung des Verkehrssystems
vorgeschlagen. Fußgänger und insbesondere Radfahrer sollen als
Verkehrsteilnehmer eine größere Berücksichtigung erfahren. Dazu ist
ein integriertes und über das Planungsgebiet hinausreichendes
Radwegesystem notwendig.
Mit der Reduzierung der Bahngleise besteht die Möglichkeit, einen
neuen Zugang zur Universität zu schaffen und somit die materielle und
immaterielle 'Barriere' zwischen Universität und Stadt zu überwinden.

1 vgl. Wiesen v. Ofen, I.: "Innerstädtisches Wohnen - Die unendliche Geschichte eines Versuches"
[On-line] Available: www-perspektivenwerkstatt-essen.de, Abfragedatum: 23.05.2002

2 vgl. Stadt Essen (Hg.) (April 1999): Perspektivenwerkstatt Essen: Wie geht es weiter am Berliner Platz?
Ergebnisbericht, S. 16.

3 vgl. Wiesen v. Ofen, I.: "Innerstädtisches Wohnen - Die unendliche Geschichte eines Versuches"
[On-line] Available: www-perspektivenwerkstatt-essen.de, Abfragedatum: 23.05.2002

4 vgl. Zadow v., A. (1997): Perspektivenwerkstatt, Über das Verfahren, Berlin, S. 14
5 Quelle: Raumarrangement, in Zadow v., A. (1997): Perspektivenwerkstatt, Vorbereitungsphase, Bertin
S.51

6 Quelle: Organisationsschema, in: Stadt Essen (Hg.) (April 1999): Perspektivenwerkstatt Essen: Wie
geht es weiter am Berliner Platz?, S. 10

7 eigene Darstellung, Daten entnommen aus: Stadt Essen (Hg.) (April 1999): Perspektivenwerkstatt
Essen: Wie geht es weiter am Berliner Platz?, S. 66-119

8 Quelle: Stadt Essen (Hg.) (April 1999): Perspektivenwerkstatt Essen: Wie geht es weiter am Berliner
Platz?, S. 66-118

9 Anschreiben des Herrn Ulrich Thole (2002): STADT ESSEN, Amt für Stadtplanung und Bauordnung,
Essen 15.02.2002.

10 Quelle: Masterplan, in: Stadt Essen (Hg.) (April 1999): Perspektivenwerkstatt Essen: Wie geht es
weiter am Berliner Platz?, S. 54

11 Quelle: Die Vision, in: Stadt Essen (Hg.) (April 1999): Perspektivenwerkstatt Essen: Wie geht es weiter
am Berliner Platz?, S. 52

12 vgl. Stadt Essen (Hg.) (April 1999): Perspektivenwerkstatt Essen: Wie geht es weiter am Berliner
Platz? Konsenspunkte, S. 32
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Anlage 1.1

Planungsergebnisse der Gruppenarbeit Perspektivenwerkstatt
Essen (Arbeitsgruppen und Planungsgruppen)
Quelle: Stadt Essen (Hg.) (April 1999): Perspektivenwerkstalt Essen: Wie geht es weiter am Berliner Platz?,
S.66-118
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Zusammenfassung der Arbeitsgruppen
Wohnen und Leben im Viertel---=--=------------------------

Themenschwerpunkte. Gebiet wird zu wenig genutzt

. Areal ist ein 'Zwischenstadtteil' ohne Anbindung an die Universität
und den Stadtkern

. Image des Gebietes ist durch sein häßliches und leeres Erschei-
nungsbild sowie vorgefaßte negative Meinungen geprägt

. zu hohes Verkehrsaufkommen

. fehlende Sicherheit, wachsende Kriminalität

. keine Lebensqualität

Issues. Not enough activity in the area (consIdering its importance)

"Hier herrscht die stiidtebauliche 'Un'- . The area is an 'in-between-districl' without proper

ordnung. " connections to the university or the cIty centre. The image of the area is based'on its bleak and unpleasant

"Der Berliner Platz ist echt gefährlich.
appearance and on preconceived negative opinions. Too much traffic

Mich hat hier mal einer gefragt 'Haste . Insecurity - crime is increasing
mal 'ne Mark' - und fünf Minuten . Low quality of life
später war mein Portemannnie weg."

Aktionspunkte
• Schaffung von Informations- und Kommunikationspunkten über

direkte Bürgerbeteiligung - mit Integration der Jugend

• Verbindung von Uni und Innenstadt herstellen - mit S-Bahn-
Haltepunkt als verbindendem Element

• durch eine Mischnutzung und 'schöne Architektur' die Grundlage
für ein lebendiges Viertel schaffen

• Integration von Grünanlagen und Parks mit dem belebenden
Element Wasser

• Errichtung eines Bürger- und Veranstaltungshauses

• Finanzierung unter Einbeziehung aller Beteiligten: Gründung eines
Investitionsfonds (Bürger, Wirtschaft und Universität)

Action Points

"Hier könnte ein Bürgerhnus
cntstehen, in dem sich jeder seineIl
eigenen Traum venuirklichell knnll."

"Wir miissen eillen IIIVestitiollsfond
mit Beteiligungsmögliclrkeite/l fiir nI/I'
schnffe/l. "

• Create inlormation and communication points via a public
participation programme - tor young peopte too'

• Link university and city via a new S-Bahn station

• Create a new lively urban quarter through mixed uses and
'beau/iful architecture'

• Integrate green spaces and parks in the urban structure,
including water features

• Build a new community hall which can also serve as a venue
for events

• Financing via an investment fund including all stakeholders
(local community, economic forces, university ...)

----------- Perspektivenwerkstatt Essen 1999 ------------
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"Wohnen nI/ein seniist nher lIicht'"

"Wenn gellügcnd MCII~chen i/1/
Gebiet wohncn, braucht II In II II IIch
keine Angst mehr hnliell, hier
durchzulaufen. "

Zusammenfassung der Arbeitsgruppen
ImaQe des Gebietes

Themenschwerpunkte. Negatives Image durch die Geschichte und durch das Rotlichtviertel

. Abgeschnittenheit des Viertels (Insellage)
- Trennung von Universität und Stadt
- Trennung zwischen der Innenstadt und dem Norden
- Trennung durch Verkehrsschneisen

. Schlechte Wohnqualität (teilweise noch mit Ofenheizung)

. Fehlendes Grün

. Gemeinschaftsdenken fehlt

. Kulturelles, urbanes leben fehlt
Issues. Negative image for historic reasons and because 01 the red

light district. The quaner is an island between:
"Segeroth - das Tal der fliegellden university and city
Messer. !' the city and the nonh 01 Essen

traffic routes

"In diesem Gebiet ist die letzteIl . Low quality housing (some still with coal heating)

20 fahre nichts passiert!" . Lack of green in the entire inner city. Lack 01 'citizenship'. Lack of urban lile and cutture

Aktionspunkte
Von morgens bis abends muß leben am Platz sein!

Grün und Wasser am Platz, gute Aufenthaltsqualität

Orte der Begegnung für Jung und Alt schatten

Verbindung zwischen Universität und Stadt muß verbessert werden
(z.B. durch Rad- und Fußwegverbindungen)

Brückenfunktion des neuen Viertels zwischen Universität und Stadt

Nicht in einem großen Wurf, sondern schrittweise entwickeln

Unterschiedliche Wohn- und Eigentumsformen, um eine gesunde
soziale Mischung zu erreichen

Nutzungsmischung zwischen Wohnen, Arbeiten, Amüsieren

Durchgehende Bürgerbeteiligung gewährleisten Action Points
'---------------'-'---------------;. There must be lile on the square all day tong

Water and green on the square to create a quality
environment

• Create a meetmg pomt lor young and otd

• Improve connections between university and city (e.g.
through cycle- and lootpaths)

• The new quaner shoutd act as a bridge between university
and city

• Development shoutd be gradual, not in one big swoop

• Different types OI/lOusing and home ownership to guarantee
a healthy social mixture

• Mixed uses to tive. work and ptay

• Ensure continued participation

----------- Perspektivenwerkstatt Essen 1999 -------------



Zusammenfassung der Arbeitsgruppen
Entertainment und Kultur

C)

Themenschwerpunkte
. Was ist der Unterschied zwischen Entertainment und Kultur?

. Kultur und kulturelles Leben müssen miteinander korrespondieren

. Kulturelle Gebiete (Aalto/Saalbau und Cinemaxx/Colosseum) nicht
gegeneinander ausspielen

. Zentrales kleinteiliges und vielseitiges Kneipen- und Kulturviertel
fehlt

. Keine Einbindung der Subkultur

. Kostengünstige Räume für Vereine und Musikgruppen fehlen

Issues. What is the difference between entertainment and culture?. Culture and culturallile have to correspond
"Der PlIff isl doch allch Subkultur. " . Different cultural areas (Aalto/Saalbau & Cinemaxx/

Colosseum) should not be played off against each other
"Werde/! wir hier jelzt nur einmal . Lack of a central small-scale mixed-use urban quarter for
einge/nden oder wird es Zll einem culture and going out (pubs, bars. cafés)

dallerhaften transpnrenten Prozeß . There is no inclusion of sub-culture

werden?" . Lack of affordable rooms and venues for local clubs and

Imusic groups

J

1
I
I

I
I

Action Points
• One should look at the city ilse/f as a work of art

Open a Concert-/ Community-/ Education-Centre for
everyone

Small-scale structures offering space for a variety of small .
scale faCilities

Creare open spaces for cultural activities (warer, play areas.
beergarden. art & sculpture)

Establish a 'cultural parh' through the centre

A cultural concept set up by investors

Balance different interests

Transparent and participatory process
L-- j

Aktionspunkte
Stadt als Gesamtkunstwerk betrachten

Konzert-, Bürger-, Bildungshaus für alle

Vernetzung kleinteiliger Baustrukturen mit Raum für vielseitige
Angebote

Kulturelle Orte im Freiraum schaffen (Wasser, Spielmöglichkeiten,
Biergarten, Skulpturen)

Kulturmeile durch die Innenstadt

Private Investoren mit Kulturkonzepten starten lassen

Auf Interessenausgleich bedacht sein

Transparente Prozesse und Beteiligungskonzepte
dauerhaft etablieren

.,Wir 11/öchlm hier et1l'1l:'für jeden, so
daß nllch jeder hinkommt."

"Die Architeklllr sollte nntürlich auch
nI/sprechend sein."

Perspektivenwerkstatt Essen 1999
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Zusammenfassung der Arbeitsgruppen
Integration Universität - Stadt

Themenschwerpunkte
• Die Universität ist von der Innenstadt durch bauliche Barrieren

abgeschnitten

• Die Universität fühlt sich von der Stadt vernachlässigt

• Die Studenten und die Universität sind nicht Teil des städtischen
Lebens

• Die Stadt ist für die Studenten nicht attraktiv: Es fehlt ein Studenten-
viertel und preiswerter Wohnraum ('Heimfahreruni')

Issues

"Seit 25 fahren hat die Stadt die
Universität finks liegen gelassen."

"Die Uni ist mitten in der Stadt, aber
man merkt nie/Ils davon."

• Physical barriers isolate the university from the centre

• The university feels neglected by the city

• The university and its students have no part in the life of the
city

• The city is not attractive for the students: there is no student's
quarter and affordable housing for students is missing
(students tend to live in the region and drive home in the
evenings)

Aktionspunkte
• Bauliche Barrieren abbauen (weniger Gleise, zusätzliche Durch-

gänge durch den Bahndamm, keine neue Straße, bessere An-
bindung an die Innenstadt)

• Attraktive Treffpunkte für Studenten und Bürger schaffen:
- Berliner Platz könnte das Bindeglied zwischen Uni und Stadt

sein (mit Wohn-, Arbeits- und Freizeitmöglichkeiten für Studen-
ten und Bürger)

- Nutzungsmischung fördert die Integration (z.B. Nutzung von
Universitätseinrichtungen durch die Volkshochschule)

. Finanzierungskonzepte entwickeln ('Zusatzgroschen' ähnlich dem
Kohlepfennig, Wohlfahrtsmarken, Lotterie)

• Partnerschaftliche Planungsverfahren (z.B.
Planungsbeirat mit Beteiligung der Uni)

Action Points

"Ceisl IIl/d Kultur slall Geld und
KOl/l/llerZ

'
"

"AIlt! sil/d sich dariibcr eil/ig, dap wir
eigel/tlich el,ms Schönes hier habel/
wollell. "

• Reduce physical barriers (reduce the railway tracks and
create new crossing points, no additional road and better
connection to the centre)

• Create attractive meeting points for students and local people:
Berliner Platz could be the link between university and city
(offering housing, work places and leisure activities for stu-
dents and the local community)
Mixed uses faci/itate integration (e.g. university lacilities
could be used by the community col/ege)

• Develop innovative ways of financing / fundraising

• Participatory planning (e.g. a planning committee with
representatives Irom the university e/c.)

Perspektivenwerkstatt Essen 1999 -------------



Zusammenfassung der Arbeitsgruppen
'Kids'

,r).1
\.. ..

Themenschwerpu nkte
zu viele und zu schnelle Autos, zu viele Parkplätze

zu viele Penner, Kriminalität und Sex-Shops

zu wenig Grün, Wälder, Tierparks

zu wenig Spielplätze

zu wenig Jugendzentren und Sportmöglichkeiten

Berliner Platz ist voller Steine und Müll, keine Möglichkeit zum
Skaten

Issues
Too many cars dflving too fasl, 100 many car parks

Drunks hanging around in public places, crime and sex shops

• Nol enough green, parks, Irees, animal parks

• Not enough playgrounds

Not enough youth cenlres and sports facilities

• Berliner Platz is full of litter and rubble. no opportunities to
skate

Aktionspunkte
Bau eines Jugendzentrums für verschiedene Altersstufen

Eröffnung eines Sportcenters mit vielen verschiedenen Angeboten
unter einem Dach

Eröffnung eines preiswerten Indoor-Inlineskate-Parks

Schaffung eines grünen Parks mit Pferden und anderen Tieren,
Spielmöglichkeiten, Radwegen, Fußballplätzen

Mehr Natur und Wasser

"Ich möchte hier einen BaL/spiel-
platz haben.- wo wir mit Matsche
ru mwerfen kön nen. "

"Mein Bild ist das mit dem Pferd -
aber das ist zu teuer."

"Meine Idee ist, daß wir hier gallz
l'iele Möglichkeiten habeIl, flïr
al/e .... "

"Die Hiiuser sol/en auch dazwischell
110chGrünf/tichen habeIl. "

Action Points
Buitd a youth centre for all age groups

Open a big sports centre with lots of different facilities under
one roof

Open an Indoor Inline.skating Park (must be affordable for
children')

Create a green park with horses an other animals,
playgrounds, bicycle lanes and playing fields

More nature, more water
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Zusammenfassung der Arbeitsgruppen
'Youth'

Themenschwerpunkte
• zu wenig Angebote nach der Schule, zu wenig Jugendzentren mit

Angeboten für jüngere Altersgruppen (z.8. Disco) und Sport-
möglichkeiten

• zu wenig Ausbildungsplätze und Möglichkeiten für Ferienjobs

• zu wenig Grünanlagen, zu wenig Platz in den Wohnungen und
Häusern

• Kriminalität auch von Jugendlichen

• Drogen (Legalisierung)

• Jugendliche fühlen sich nicht ernst genommen

Issues

"Wenn ich sage, ich geil' heut' abend
nach Düsseldorf, dann weiß jeder was
da los ist: Altstadt, Altbier und coole
Cafés. Wenn ich dagegen sage, ich geh'
nach Essen, dann heißt es, ja wie, gehst
Du ins Kino? Ansonsten gibt's ja
nichts ....

• Not enough leisure facilities, things 10 do after school, youth
centres, especially for younger teenagers (e.g. teeny disco)
and spans facitities

• Lack of trainee placements and holiday jobs

• Poor environment in housing areas, not enough green, lIats
are too small

• Crime, including youth crime

• Drugs (legalisation!)

• Young people feel they are not taken seriousty

Action Points

~)
. ,

Aktionspunkte
Schaffung von Freizeitangeboten, die für Jugendliche bezahlbar
sind

Eröffnung eines Jugendzentrums, das von Jugendlichen selbst
organisiert wird

Bessere Information über Drogen, um Kriminalität vorzubeugen

Eröffnung einer Jugenddisco

Legalisierung von Drogen, Eröffnung eines Coffee-Shops - die
Steuereinnahmen könnten dann Jugendeinrichtungen zugute
kommen

Attraktives Hallen- und Freizeitbad

Neue Grünanlagen und Sportmöglichkeiten I

"WenIl hier eill Il/gendzcllt ri/III a/1/
Ber/iner Platz gebaut wird - vielleicht
ist bis dahill schall Hasclti,;cil lega-
lisiert - und dann känlllell da Coffee-
shops hin, ... III/d der Ste//ergewillll
kÖlmte wieder dem ll/gt'lId:e1ltl'll/1/
zl/gltte kOmllll'1I."

Create affordable aI/raClIOns for young people

Open a youth centre which is organised by the young people
themselves

• Better information about drugs in order to counteract crime

• Open a youth disco

• Legalise Cannabis and open a coffee shop - the tax revenue
can then pay for youth facilities

• Open an al/ractive swimming pool

New green spaces and spans facilities
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Zusammenfassung der Arbeitsgruppen
Erreichbarkeit: Straßen, Wege, Plätze----------------------------

Themenschwerpunkte
. Unzureichendes Rad- und Fußwegenetz

. ÖPNV unattraktiv mit schlechter Abstimmung zwischen
OB und EVAG

. Plätze sind "seelenlose Steinwüsten"

. Berliner Platz als Lärm- und Schadstoffquelle sowie als großes
Hindernis für Radfahrer und Fußgänger

. Stark trennender Charakter der Bahntrasse und Friedrich-Ebert-
Straße

Issues. Insufficient cycle and footpath network

"Es wurdell eigent/ieh kaulII Probleme
. Public transport is unattractive and badly co.ordinated

between different agencies
genollllt, die die Autofahrer betrnfen. . Existing urban squares are soulless 'stone deserts'
Man kallll daraus notlirlieh auch
schließen, daß sich die Autofahrer hier

. Bertiner Platz is noisy and polluted and a massive obstacle
for cyclists and pedestrians

in Essen ganz wohl fiih/enl" . Railway tracks and Friedrich.Ebert.Strasse are acting as
barriers

Aktionspunkte. S-Bahn-Haltestelle an der Universität und fußgängerfreundliche
Verbindung von der Uni in die Innenstadt. Trennung des Radfahrer- und Fußgängerverkehrs vom motori-
sierten Verkehr: Schaffung von grünen Fuß- und Radwegen. Schaffung abwechslungsreicher und menschenfreundlicher Plätze
und Grünflächen mit hoher Aufenthaltsqualität (Kunstmeile,
Wasserflächen, ...). Abstimmung innerhalb des ÖPNV's verbessern und die Takt-
frequenzen erhöhen. Bahnhöfe sicherer und seniorenfreundlicher gestalten. Verkehrsbedingte Gefahrenpunkte am Berliner Platz und an der
Friedrich-Ebert-Straße beseitigen. Gründung von Arbeitsgemeinschaften und Initiativkreisen,
um Planer und Bürger zusammenzubringen

Action Points. New S-Bahn station near the university and better pedestrian
links towards the city centre. Separate cyclists and pedestrians from motorists by creating

"oic Friedrich-Ebert-Strope ZL'r-
a green bicycle. and footpath network

Isclllicidd das Gebiet lIlindestells . Create friendly and varied urban and green spaces with a

sel/ollso sehr wie die Bolllllillie."
high quality of place (includmg art, water features, .. .). Better co. ordination between different public transport I
agencies and increased frequencies

"III OlldereIl Städten, ill Oberhausen . Make stations safer and more suitable for less mobile
ulld Mlihlhcilll ZUlli Beispiel,fohrer1 persons

die BIIsse ollch rund 11111 die Uhr," . fmprove traffic junctIon on Berfiner Platz making it less
dangerous. Set up working parties to bring planners and citizens together
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Zusammenfassung der Arbeitsgruppen
Grünflächen und Freiräume

KommunllŒtlOn anrtgen.

Themenschwerpu nkte
. Es fehlen Grünflächen mit guter Aufenthaltsqualität

. Innenstadt von Essen ist Beton- und Pflasterstein-Stadt

. Keine Verbindungen zwischen den wenigen existierenden
Grünflächen

. Isolierter Uni-Komplex

. Es fehlt an Wasser und Grün auch als Klima-
ausgleich in der Stadt

IIssues. Lack of quality green spaces
"Bei der Gestaltung der Stadtplätze in . Inner city of Essen is a concrele and paving-stone city

I

IEssen hat die Stein industrie das große . No connections between existing green spaces
Geschäft gemacht." . University-complex is isotated. Not enough green and water to improve Ihe urban climate
"Wir brauchen hier Plätze, die zur

"

()

I.'

Aktionspunkte
Defizit an Grünflächen soll am Berliner Platz ausgeglichen werden:
Mindestens ein Drittel als Grünfläche für aktive und passive Erho-
lung aller Altersgruppen

Planung unter Einbeziehung der Bürger und der Uni

Kleinteilige Mischbebauung

Bündelung von Realisierungs- und Finanzierungsmodellen:
Investorenbeteiligung, Sponsoring, Patenschaften, Ausgleichs-
und Ersatzpflanzungen sollen zugunsten des neuen Parks gehen

L- ---j Action Points

"Man sollte einfach mn/ den Mut
aufbringen, so ein Fi/etstück
welligstens teilweise n/.-;Pnrk ZII

nutzeIl. "

• Create green spaces on Bertiner Platz

• Atteast one third of the area should be green space for
active and passive recrealion of all age groups

• Participation 01 citizens and the university in the planning
process

• Create a small-scale mixed-use development

• Combination 01 different ways of financing: investors and end
users, sponsoring. 'tree-partnerships'. make best use of
existing planning regulations (.Ausgleichs- und Ersatz-
pffanzung")

I
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Einstein"

Planungsgruppe FO:"Einstein"

1. Stadt-/Hochbahn zwischen Hauptbahnhof 1. H.Bahn shuttle between main station and

und Universität university

2. Hauptverbindung City - Universität durch 2. Connect/on between city and university

'Central-Park', Cafés, Spiel, Sport through a 'central park', cafés, play and sport

3. Verzicht auf B-Plan-Straße und
facilities

Optimierung der Frledrich-Ebert-Straße 3. No new road, Improvements to Friedrlch.Ebert.

Strasse4. Priorität für Fußgänger und Fahrradfahrer
4. Priority for pedestrians and cyclists

5. 'Wohnen am Park' für Studenten,
Housing for students, artists, treelancers nearKünstler, Freiberufler 5.
the park

6. Geschlossene Blöcke mit privaten 6. Block pattern with private green courtyards
Grünhöfen

7. Buildings with cultural, office, university uses
7. Gebäude für Kultur, Büro, Wissenschaft as a barrier against noise and emissions

bieten Lärm- und Emissionschutz für das
Quartier 8. Urban design focal points on the newly

designed Berliner Platz junction and on the
8. Dominanten am neu gestalteten Berliner railway line

Platz (Kreuzung) und an der Bahntrasse
9. Interesting architecture la create a special

9. Interessante Architektur, um dem Gebiet quality for the area
ein besonderes Flair zu geben
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Balance"
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Planungsgruppe F1: "Balance"

~)
1. Innenstadt Essen

2. Industriebetriebe und -flächen

3. Hochwertige Wohngebiete

4. Grün- und Erholungsflächen

Essens Innenstadt funktioniert wie ein 'T'.
Ballungspunkte sind am Hauptbahnhof,
Karstadt sowie das Einkaufszentrum am
Rathaus.

Es gibt nur eine große Nord-Süd-Verbindung
für den Autoverkehr in Essen.

Essens Verkehrsschneisen sind der innere und
äußere Ring sowie die Gleisanlagen im Süden
(Hbf.) und im Norden.

Es gibt in Essen ein deutliches Nord-Süd-
Gefälle.

Ziel für die Entwicklung Essens muß es sein,
durch Ansiedlung hochwertiger Wohngebiete
und Grünanlagen im Norden, hier einen
Ausgleich zu schallen.

1. City Centre

2. Industrial areas

3. High quality housing areas

4. Green and recreational spaces

Essen's centre works like a 'T'. The' centres of
activity are around the station, Karsfadl and al
the shopping centre near the town hal/.

There is only one main north-south-conneclion
for road traffic in Essen.

The main traffic routes in Essen are Ihe inner
and outer ring and the railway tracks in Ihe
south (stalion) and Ihe north.

There is an imbalance between Essen's North
and Essen's South.

There is a need to create high qualily housing
and green spaces in the north of Essen in order
to redress the balance.
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Buntes Viertel"

Planungsgruppe F2: "Buntes Viertel"

1. Grüne Wegeverbindung zur
Universität

2. Parkanlagen

3. Bahnrückbau und Aufständerung der
verbleibenden Gleise

4. Gemischte Wohnbebauung

5. Kleingewerbe mit darüberliegenden
Wohnungen

6. Kulturhaus an der Ecke
Segerothstraße/Berliner Platz

7. Mögliche Erweiterung von Karstadt

8. Verbesserung der Friedrich-Ebert-
Straße durch Begrünung

9. Rückbau des Berliner Platzes auf
eine normale Kreuzung

10.Hotel (gut aber nicht zu teuer)

11.Stadtplatz an Grünverbindung

1. Green pedestrian link to the University

2. Public gardens and parks

3. Narrowing of railway tracks, put new tracks on
stilts

4. Mixed use housing

5. Small shops with flats above

6. Cultural centre at the corner of

5egerothstrasse/Berliner Platz

7. Possibility to enlarge Karstadt

8. Improve Friedrich.Eben.5trasse through tree

planting

9. Reduce Berliner Platz to a normal junction

10. Hotel (good value for money)

11. Public square on green link
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Kulturviertel"

"Nnchtleben und W(lhnell ill eillL'llI ~
Grbil'f isl kein WidlT~pr/lch."

"Dir II/eislell glllril KIlt!ip"lIi'ialei
liegen 1II11llllen (1011 sell1/~clllell

wo/m
s"':;; J

L..

Planungsgruppe F3: "Kultur-Viertel" - Planung

1,
.o::.~

)., 2,

Durchstich des Gebietes: alte Friedrlch-Ebert-
Straße zur Universität

Teilung des Planungsgebiets in zwei Bereiche
a) 'Iauter Bereich mit einem Mix aus

Gastronomie, Entertainment und Wohnen
b) 'leiser' Bereich mit einem Mix aus Wohnen

und Kultur (z.B. Bibliothek)
3. Gestaltung des Berliner Platzes als Stadtplatz für

alle Alters- und Schichtzugehörigkeiten

4. Neubau auf dem Unlgelände: Wohnen und
Shoppen, vor allem Lebensmittel

5. Integrierte Grünflächen, z.T. auch mit Wasser
(Renaturierung der Berne)

6. Bahnunterführung: natürlich, offen und filigran

7, Verschiedene Kultureinrichtungen: Konzerthaus,
kleines Theater, Erlebnismuseum Ruhrgebiet,
Musikschule. Zirkus, Café-Haus, Diskotheken für
verschiedene Altersgruppen, Sport, Multikulturelles
Center

8. Gewerbeflächen bis an die Bahnlinie, kein Grün-
streifen

9. 'Open Space' mit attraktiven Plätzen (begrünt)
A. Einstiegswohnviertel für junge Leute
B. S-Bahn-Station
C. Studentisches Wohnen (keine Wohnheime!)
Verschiedenen Optionen im Straßenverlauf:

1. zwei Einbahnstraßen
2. alte Straßenführung FES (bevorzugte Version)
3. Verlegung an die Gleise

,. New connection between old Friedrlch-Ebert-Strasse
and university

2. Project area Is divided in two separate areas
a) 'noisy' area with a mix of entertainment,

catering industry and housing
b) 'quiet' area with a mix of housing and

cultural uses (e,g, library)

3. Berliner Platz becomes an urban square for all ages
and social groups

4. New bulldingson university site: housing and
shopping, especially food shops

5. Integrated green spaces with water features (open up
river Berne - currently subterrenial)

6. Railway underpass: open, naturallightweight
construction

7. Different cultural facilities: concert house, small
theatre, 'Ruhrgebiet' museum, music school, circus,
café, discotheque for different age groups, sports,
multicultural centre

8. Industry up to the railway lines, no green strips

9. Open Space with attractive, green squares:
A Housing for young people
B S-Bahn sfatlon
C Student housing (not halls of residence!)

Different options for routing of roads:
1. two one-way roads
2. old routing of Fr.-Ebert-Str. (preferred option)
3. re-routing along the tracks
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Handel und Dienstleistungen - ABER AUCH WOHNEN!"

,,0115funktioniert 11/11', wellll dll
llI(ch Leute wohneII. "

"E~ mujJ eille kleillteilige Struk-
tl/r sein, die ilLIch ïm~ fiir':;
AI/ge bietet."

Planungsgruppe F4: "Handel & Dienstleistungen -
ABER AUCH WOHNEN!"

1, Am Viehhofer Platz fehlt ein Magnet

2, Zentrumsnahes Altenheim (wird
demnächst in der Weststadt gebaut)

3. Wochenmarkt: vom Kopstadtplatz
zum Flachsmarkt umlegen

4, Lebensmittelmärkte/Supermärkte
fehlen in Uni-Nähe

5. Berliner Platz:
Kneipen, Cafés, Studentische
'Szene'.Läden
Standortgutachten Ist notwendig (bezügl.
Einzelhandel, Entertainment, Gastronomie)
Wohnen (gemischte Eigentums- und Preis-
strukturen, 4-geschosslge Bebauung)
Austausch zwischen Uni und VHS (Räume,
kulturelles Angebot)
Wenn Konzerthalle, dann eher für
populäre Musik
Grüne Oase am Platz schallen

1. Viehofer Platz needs a magnet

2. Home for the elderly near the centre (is about

to be built in the Weststadt)

3. Move market from Kopstadtplatz to
Flachsmarkt

4. Not enough supermarkets and foodstores near

the university

5. Berliner Platz:

Pubs, cafés, student bars

Need for a thourough analysis (retail,

entertainment, catering - what is needed?)

Housing (different types of ownership,

4-storey buildings)

University and community college could

combine there resources

If a concert hall then for popular music

Create a green oasis on Berliner Platz
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Verbindungen"------------------------------------------

Arbeitsgruppe F5: "Verbindungen"

1. Neuer grüner Verbindungsweg von der
Universität zum Weber- und Kennedy-
Platz durch die Mitte des neuen Viertels
und unter der Bahnlinie hindurch

2. Neuer S-Bahnhof mit Ausgängen zum
Rheinischen Platz und zur neuen Ver-
bindungsachse (S-Bahnlinie könnte z.B.
auch Anbindung zum Flughafen Düssel-
dorf haben)

3. Keine neue Straße, statt dessen Neu-
gestaltung der Friedrich-Ebert-Straße mit
breiteren Gehwegen und Alleebaum-
pflanzung

4. Rückbau des Berliner Platzes auf
normale Kreuzungsgröße

5. Aufwertung der bestehenden Bahn-
unterführungen an der Segerolh- und
Gladbecker Straße

1. New green route connecting the university with

Weberplatz and Kennedy-Platz through the

centre of the site, passing underneath the

ral/way line

2. New S-Bahn station with exits towards

Rheinischer Platz and onto the new green route

(S-Bahn link to Düsseldorf airport if possible?)

3. No new road, instead improvements to

Friedrlch-Ebert-Strasse: wider pavements, tree-

planting

4. Berliner Platz reduced to ordinary crossroads

junction

5. Improvements to existing railway underpasses

on Segeroth- and Gladbecker Strasse
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Universität und Stadt"

Planungsgruppe F6: "Universität und Stadt"

~
1. Grünflächen als zentrale Magneten für alle 1. Green Spaces act as central magnets for al/

2. Ein neues multifunktionales Quartier: 2. A new multi-functional quarter: no student
kein Sludentenghetto, keine Einkaufsburg, ghetto, no shopping 'fortress', but cultural uses
sondern Kulturszene und öffentliches leben and public life

3. Das Planungsgebiet: der gesamte 3. The project area: the entire interrelated space
Verflechtungsraum zwischen Gesamtstadt und between cityand university
Quartier 4. SmaUscale building units, different types of

4. Klelnteilige Strukturen, unterschiedliche Eigen- ownership, quality housing lor young and old
tumsformen, WohnqualItät für Jung und Alt 5. Traffic: Leave out the new road suggested in

5. Verkehr: Verzicht auf die B-Plan-Straße, Umbau Local Plan, improve Friedrich-Ebert-Strasse
der Friedrich-Ebert-Str. (breite Randstreifen, (wider pavements with trees and paraI/el
Aufenthaltsqualität, Grün und Parkraum), neuer parking}, a new S-Bahn Station as a new focal
S-Bahnhof als verbindendes Funktionszentrum point

6. Beziehungen zu bestehenden Attraktlons- 6. Strengthen the relationship between existing
punkten stärken und neue schaffen, mehr attractions and create new ones, more
Fußgänger- und Fahrradfreundlichkeit emphasis on pedestrian and bicycle

7. Wege- und FunktIonsbeziehungen zu den connections

Unlversilätseinrichtungen verbessern 7. Improve connections to university facilities

8. Öffnung der Universität: Präsentation der 8. Open up the university: presentation of
Wissenschaft sowie gemeinsame Nutzungen in sciences and combined uses in the city and in
der Stadt und im neuen Viertel the new quarter

9. Schönheit beim Bauen beachten! 9. Buildings must be beautiful!
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Magneten"

Planungsgruppe F7: "Magneten"

1. Wenn Passarea, dann auch Karstadt
zusammen mit Sinn-Leffers
entwickeln

2. Qualitätsvolles Wohnen

3. Konzentration des Einzelhandels auf
die Achsen

4. Gastronomie und Kultur statt
Einzelhandel

5. Kulturmagnet

6. Nutzungsmix stärkt die
Achsenenden

1. If Passarea, then Karstadt and Sinn-Letters

have to be developed, too

2. Quality housing

3. Concentration of retail on the main axes

4. Focus on cultural activities and catering

industries - no retaif

5. Cultural magnet

6. Mixture of uses strengthens the end points of

axes
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Lokale Verbindungen"----------------------------------------

..Ocr Pnrk .-nll der ZCII/ mil' PIII/k/
~I'ill, wo tllIl' Z/l~nllll/l('/lk()IIII1ICll.

L ist der F(lkll~ dL'~ SOJlZL'JI CdJic/c~."

F.
Planungsgruppe S6: "Lokale Verbindungen"

Verbesserung der Fuß- und Fahrradwege:
A Universität und Stadt
B Verbindung zum Weberplatz verbessern
C Verbindung zum Berliner Platz herstellen
o Verbindung zum Rheinischen Platz und zur

U-Bahn verbessern
E Verbindung zur 11mbecker Str. verbessern
F Fußgängerbrücke zur Weststadt herstellen

1. Ein neuer 'Central Park' (mit Wasser im
landschaflsbild) an dem Punkt, an dem alle
neuen Verbindungswege zusammenlaufen;
Cafes und soziale Treffpunkte in diesem Gebiet

2. Begradigung der Straßen im Bereich der
Kreuzung am Berliner Platz zur Reduzierung
der durch Straßen verbauten Flächen, neuer
Vorbau zum Karstadthaus (mit schönerer
Fassade!)

3. Reduzierung der Gleisanlagen, um entstehen-
den Platz für Universitätsvorbauten zu nutzen;
neuer S-Bahnhof mil Anschluß zur U-Bahn

4. Verlegung der Volkshochschule als
charakteristisches Eingangsgebäude zum
neuen Quartier

5. Campus soll in Richtung der Innenstadt
wachsen (über die Gleise hinweg)

Better pedestrian- & cycle-connections:
A University. City

B Link to Weberplatz improved

C Create fink to Ber/lner Platz

o Improved connection to Rheinischer Platz

E Improved connection to L1mbecker Strasse

F Bridge fink to Weststadt

,. New central park with water feature created at

junction of a/l routes. Cafes I social facilities

located in this area

2. Re-afign roads to reduce size of Berliner Platz.

New building in front of Karstadt (improved

façade!)

3. Reduce size of railway-tracks to allow new

buildings

4. Relocate community college to Berliner Platz

5. Campus to extend towards the city
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Univer5ität"

Planungsgruppe 57: "Universität"

1. Rückbau der Gleise, Reduzierung aul die mittleren
vier Schienenstränge

2. Fahrradweg entlang der Gleise aul UniversItätsseite
3. Bau von Studentenwohnungen oder universitären

Einrichtungen nördlich der Gleise
4. Neue Wege zwischen Uni und Stadt In Verbindung

mit Parkanlage (nur Fußgänger und Radlahrer)
5. Großer Park als Zentrum In der Neubebauung
6. Wohnbebauung mit verkehrsberuhigten

Anwohnerstraßen
7. Straßenbegrünung, insbesondere entlang der

Friedrich-Ebert-StraBe (Weglall des Mittelstreifens,
zusätzliche Fahrrad- und verbreiterte Fußwege)

8. Verlagerung des Flohmarktes (bisher aul dem Uni-
Parkplatz) entlang der neuen Fußwege (siehe 4.)

9. Ölfnung des Uni-Parkhauses am Wochenende (l.B.
gegen eine Gebühr von 5,- DM lür ein Tagesticket).

10. Multllunktionshalle (Uni/Stadt) und Gastronomie
entlang der Wege vom Berliner Platl zum
Universitätspark

lOA. Zusätzliche olfene Sport- und Freizeitllächen
(Eislaulen, Basketball, Beach-Volleyball, Fußball o.ä.).

11. Das neue Calé aul dem Parkhausdach ist über eine
Gondel mit dem Innenstadtbereich verbunden.

12. S-Bahn-Station südlich der Gleise mit Anbindung an
die U-Bahn-Statlon Rheinischer Platz

13. Änderung der Verkehrslührung am Berliner Platl
(Wegfall des Ringverkehrs durch eine Kreulung)

1. Reduce ral/way Iracks 10 the 4 cenlre tracks
2. B/cyc/e lanes along the ral/way line (on the un/versl/y

side)
3. Student housing or university facl/ities north of the

lracks
4. New connections between university and city via a

new urban park
5. New large park /n the centre of the new development
6. Housing with res/dent/al streets (traffic-calm/ng

measures)
7. Treeplanting along roads, espec/ally Friedrich-Ebert-

Straße (remove central reservation, widen pavements
and Introduce cycle lanes)

8. Move exisling flea market from university csr park
slong the footpsths (see 4.)

9. Open university csr park st weekends (5 DM for s dsy
ticket)

10. Multifunclional hall (lor universityand city) snd cafés
and restsursnts slong the path from Berliner Pistz to
university park

tOA.Open s/r sports facilities (e.g. ice skating, bsskelball,
beach volleybsll, foolball elc.)

II. New café on the roof of the multi-storey car psrk
connected by csb/e car to city centre

12. New S-Bshn ststion south of the trscks with connec-
lion to the underground ststion Rhe/nischer Platz

13. Re-design Bertiner Pistz junct/on (creste sn ordinary
rosd junction thus directing more traffic onto the
ouler ring)
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Blick nach Norden"

"Wir haben /7e~(iIIos~ell, Kar~ladl darf
sich vcrgröpt!r11 - abt'r /'illl' 11111' /1/il
einclII all~prL'Chclldl'llI Elllréc in die
Innellsladt. "

Planungsgruppe 58: "Blick nach Norden"

1. Neue, einfache Kreuzung am Berliner
Platz

2. Markante Sichtbeziehungen

3. Einladende Tore ins Viertel

4. Ruhezone und Leben für den Norden

5. Wohnblöcke mit ruhigem Innen bereich,
Erschließung über Stichstraßen

6. Mischnutzungen an zentralen Punkten

7. Eine Abfolge von Brunnen,
Wasserläufen und -becken

8. Grünverbindung bis zur Universität

9. Unterführung als Bestandteil einer
neuen S-Bahn-Station (mit Anschluß
zur U-Bahn)

10. Bessere Anbindung und Belebung des
Weberplatzes

,. New, simpler junction on Berliner Platz

2. Focal points

3. Gateway situation into the new quarter

4. Quiet and lively areas in the north

5. Housing blocks with quiet courtyards and

access from the back

6. Mixed uses at central points

7. A sequence of water features

8. Green links leading towards the university

9. New underpass in connection with new S-Bahn

station (with U-Bahn link)

10. Better access and more lile on Weberplatz
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Schnittmenq e_n_" _

Planungsgruppe S9: "Schnittmengen"

1. Neue Unterführungen

2. Weg zum Entertainment

3. Weg zum Shopping

4. Weg zum Wohnen

5. Weberplatz aktivieren

6. Torsituation schaffen

7. Limbecker Platz aktivieren

Wohnen: kleinteilige Strukturen

Büro, Shopping,
Entertainment: größere Strukturen

Uni: gemischte Strukturen

1. Cutthrough railway embankment

2. Connection towards entertainment area

3. Connection towards shopping area

4. Connection towards housing area

5. Improve Weberplatz (more activity. more life)

6. Create a gateway situation

7. Improve Limbecker Platz

Housing: smaller buill form

Offices, shopping,

entertainment: larger built form

University: different scale buildings
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Architektur im 'Berliner Viertel'"

Planungsgruppe 510: "Architektur im 'Berliner Viertel'"

1. 'Magnet'-Gebäude in moderner
Architektur mit öffentlicher Nutzung

2. Vier- bis fünfgeschossige Block-
randbebauung in 'traditioneller'
Architektur

3. Höhere Gebäude

4. Gestaltung/Bebauung der
Zwischenräume noch ungeklärt

5. Blickachsen und Wegebeziehungen
Süd/Nord

6. Kombinierte Nutzungen: Wohnen,
Arbeiten, Einkaufen, Kultur, Hotel

I. 'Magnel'-buildlng (modern architectural slyle)

accommodating public uses

2. 4- to 5-storey perimeter blocks in 'traditional'

architectural style

3. Higher buildings

4. Design of spaces inbetween unsolved

5. Visual axes and path links soul/north

6. Combination of uses: housing, offices,

shopping, culture, hotel

Perspektivenwerkstatt Essen 1999 -------------



Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Laufkundschaft"

Planungsgruppe F8: "Laufkundschaft"

Diese Gruppe bildete sich am Freitag nachmittag spnnt;1I1, als Auffanggrup-
pe ohne feste Themenvorgabe. Ein Ansatzpunkt \Var, unabhängig von finan-
ziellen Überlegungen zu planen. Teilnehmer \\'Men ilniangs eine Dame aus
einem Altenheim in der Nähe sowie Bürger aus der Umgebung von Essen.

Aufgrund sehr unterschiedlicher Zielsetzungen der Teilnehmer und da
zudem das übergeordnete Thema als Fokussierungshilfe fehlte, war es an-
fangs schwer, die verschiedenen Ansätze miteinander in Verbindung zu
bringen.

Im weiteren Verlauf gesellte sich ein Essener Architekt der Gruppe hinzu
und legte sein Konzept für den Berliner Platz dilL

Anfängliche Ansätze:

• Parkhaus auf dem Gelände des
rückbaufähigen Gleiskörpers für
auswärtige Besucher (leicht zu
finden und zentral)

• zentraler Platz am Berliner Platz
Alten\\'ohnungen und mehr
Einka ufsmöglichkeiten
(Lebensmittel) für
Nordstad tbewohner schaffen

•

Spätere Vorschläge:

• Eisenbahntrasse auf Stelzen setzen,
allmählicher Höhenabfall zur Uni-
versität

• Verkehr von der Friedrich-Ebert-
Straße zum großen Teil auf den
äußeren Ring auslagern

• Platz \'or dem Cinemaxx auf dessen
Eingangshöhe aufschütten, die
Fläche zwischen Nordhofstraße
und Planungsgebiet bis zur Eisen-
bahntrasse auf einer Höhe eineb-
nen, Verkehr verläuft unterirdisch

• Einbeziehung des Rotlichtviertels

• Ziel: ein großes i.iberdachtes Fuß-
gänger-Passagenviertel, das sich
über das gesamte Plallungsareal
inklusi\'e Nordhofstraße erstreckt

,. Ra/lwsyline on stilts

2. Direct traffic to the outer clty.ring

5. Area Nordhofstr85se - BetUner Platz becomes

one /8rge, roofed csr-free shopping mall

4. Road underground

3. Ares In front of the Clnemaxx raised to the level

of the Clnemax/C entrance, maybe s/so raise

level of Segerolhstrasse from Nordhofstrasse

north up to the railway 'racks

6. Pedestrian Brea on lop of the Berliner Platz

1. Bahn auf Stelzen

2. Verkehr auf den äußeren Ring aus-
lagern

3. Platz vor dem Cinemaxx auf dessen
Eingangshöhe überbauen, evil. auch
die Segerothstrasse zwischen Nord-
hofstrasse und Bahntrasse

4. Verkehrsführung unterirdisch

5. Autofreies Passagenviertel im
Gesamtgebiet Berliner Platzl
Nordhofstrasse

6. Erhöhtes Fußgänger-Areal

()
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Das Orchester"

"Ons Rnd Stndt ml/ß sich ZI/crst
bcwegell."

Planungsgruppe 51: "Das Orchester"

Die Akteure:
Universität
Stadtverwaltung
Bürgerschaft
Studierende
Woh nungsba ugesellsc haften
Handel und Dienstleistung

Nutzung:
Wohnen
Einkaufen
Gastronomie, Szenekneipen
Kulturelle Aktivitäten
Kongresse
Bürgerhaus
Bildung
Bordell

Instru mente:
Geld
Attraktivität Essens

The Players:
University

City administration

Citizens

Students

Housing companies

Business

Uses:
Residential

Shopping

Restaurants, Cafes, Bars

Cultural activities

Conferences

Community Centre

Education

Brolhel

Resources:
Money

Atlraclivity of Essen
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Bausteine der Vision"

..TI1( lilI/Y WOIf/O Si/ill ]'Oil'l'f i::. /0 Si,'(
i/ nil'tn('

C.lfY Lcl\\'rence, f\.11.ldèr.ltur

Planungsgruppe 52: "Bausteine der Vision"

1, Es muß eine Integration der Universität in
die Innenstadt erfolgen. Essen muß die
Universität als Chance und als Wirt-
schaftsfaktor begreifen.

2. Es muß mehr Grünflächen in der Innen-
stadt geben. Grünflächen sind als stra-
tegischer Wirtschaftsfaktor zu sehen.

3. Um die Nordstadt mit der Innenstadt zu
verbinden und die Innenstadt zu beleben,
müssen auf dem Areal des Berliner
Platzes Wohnungen errichtet werden.

4. Einzelhandels- und Entertainment-
nutzungen an diesem Standort können
als Magnet für die Innenstadt fungieren.

5. Keine Verlegung der Friedrich-Ebert-
Straße!

1. The university needs to be integrated into the

inner city. Essen needs to realise the economic

potential the university offers.

2. The inner city needs more green spaces. It is
important to realise that green spaces are also

an economical factor.

3. In order to connect the north with the centre

and to revive the city centre, there needs to be

housing development on Berliner Platz.

4. Entertainment and retail uses can act as a

magnet.

5. No re-routing of Friedrich-Ebert-Strasse'
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Die grüne Lung_e_" _

"Grrm knllli nueh nls Wlr/sehn/ls-
fnk/or nngesehcn werdcn "

Planungsgruppe 53: "Grüne Lunge"

H 1. Verlegung der Gleise nach Norden I. Relocate railway tracks to the north of the site
2. Neuer S-Bahn hof mit Ausgängen an beiden 2. New S-Bahn station with exils at either end

Enden
3. Western exit also acts as new connection

3. Westlicher Ausgang des S-Bahnhofs wird between university and city
gleichzeitig zur neuen Unterführung und
Verbindung zwischen Uni und Stadt 4. Existing underpasses reduced to 20m and

4. Bestehende Unterführungen auf 20 m Breite
improved (lighter, friendlier) - and improvements

reduziert und heller, freundlicher gestaltet -
to all other paths leading towards Berliner Platz

andere Zuwege Richtung Berliner Platz ebenfalls 5 Buildings framing the open space (max. four
besser gestaltet (mehr Grün) storeys):

5. Rahmenbebauung (maximal vier Geschosse) housing along Friedrich-Ebert-Strasse

Wohnen entlang der Friedr.-Ebert-Str. commercial and cul/urailleisure uses atthe

kommerzielle und kulturelle/freizeitliche western corner (buildings should form a
Nutzung an der westlichen Ecke (dort auch gatewaylurban design highlight here, e.g.

bauliche Akzente, z.B. Türme) turrets)

6. Städtischer Platz mit Brunnen, Cafés, Kneipen 6 Urban square with fountain, cafes, bars as a
als zentraler Anziehungspunkt central magnet

7. Neue große Parkanlage unterteilt in aktivere Zone 7. New large urban park with 'pleasure ground'
zum Stadtplatz hin und Erholungsbereich, towards the urban square and a more quiet
getrennt durch Wasserfläche (mit einer Brücke). area, separated by a water basin or pond
Spielbereich am südöstlichen Rand (nahe der (crossed by a bridge), playgrounds near the
Wohnbebauung), Pavillons und Kunst, evtl. auch housing area, pavIllians and sculptures
Galerien, Künstlerwohnungen am östlichen Rand (possibly artist's studios and gafferies atthe

8. Berliner Platz selbst wird zur normalen eastern edge)
Straßenkreuzung 8. Berliner Platz reduced to a normal junction

9. Baumpflanzung entlang der Bahnlinie und an den 9. Trees along the railway line and along all main
Hauptstraßen roads
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Herumkommen"

Planungsgruppe 54: "Herumkommen"

1. Schaffung von fußgänger- und rad- I. Create pedestrian- and cyclist-friendly streets

fahrerfreundlIchen Verkehrsräumen
2. More tram- and/or shuttle bus services through

2. Zusätzliche oberirdische Straßenbahnen inner city
und/oder Shuttle-Busse in der Innenstadt

3. Sichere und besser zugängliche U-Bahn- 3. Safe and accessible underground stations

höfe 4. Use redundant railway tracks for regional

4. Nutzung stillgelegter Bahntrassen zur public transport connections
großräumigen Anbindung

Neuer S-Bahn-Haltepunkt als Öffnung zur
5. New S-Bahn Station opens up the university

5.
Universität 6. Extend proposed cycle lane network from the

6. Anbindung neuer Fahrradwege an City city

7. Abbau von Gefahrenquellen auf 7. Remove dangerous crossing points
bestehenden Straßen und Wegen - Move from the 'city of long ways' to the 'cityof.... Von der 'Stadt der langen Wege' zur short ways'

'Stadt der kurzen Wege' - New ways of communication regarding traffic.... Neue Kommunikationsbeziehungen in planning (establish a round table involving a/l
Verkehrspolitik (Runder Tisch Verkehr) stakeholders)
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Zusammenfassung der Planungsgruppen
"Gleise - Verbindungen"------------------------------

Planungsgruppe 55: "Gleise - Verbindungen"

1. Zentrale Verbindung unter der
Bahnlinie

2. Stlllegung der nördlichen
Gleisanlagen und Entwicklung des
Gebietes südlich der Universität

3. Bahnbrücke als Industriedenkmal
erhalten

4. Verbesserte Fußwegeverbindungen
unter der Bahn entlang

5. Neuer S-Bahnhof mit U-Bahn-
Anbindung

6. Abriß des Parkhauses

7. Fahrradweg

8. Anlage eines Stadtparks

1. Main point: Central route under the railway

2. Take away nor/hem par/ of the railway land and

develop land to the south of the university

3. Keep historic railway bridge

4. Improved pedestrian routes under the bridges

5. New S-Bahn station with link to underground

station

6. Demolish car park

7. Cycling link

8. Area for new park

----------- Perspektivenwerkstatt Essen 1999 -------------
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2.1 Grundidee

Angestrebtes Ziel ist die Schaffung von Wohnraum für 5000 Menschen.
Diese Aufgabe ist in eine städtebauliche Gesamtmaßnahme eingebettet,
in der Wohnen und Arbeiten, ein umweltfreundliches Verkehrskonzept,
Infrastruktureinrichtungen sowie Maßnahmen des Umwelt- und
Naturschutzes zusammengeführt werden.

Stadtplanerisches Konzept ist ein "Stadtteil der kurzen Wege":
Wohnungen und Arbeiten auf überschaubarem Raum statt einer
"Schlafstadt". Hier kommt die Lage inmitten gewachsener Strukturen
der Planung entgegen: Die wichtigsten öffentlichen und privaten
Infrastruktureinrichtungen sind in unmittelbarer Nachbarschaft
vorhanden. Trotzdem wird das Vauban-Areal mit eigener Grundschule und
zwei Kindergärten der Identität Rechnung getragen werden (vgl. hierzu
auch die Anlage 2.11)

Die Gesamtmaßnahme
Stadtentwicklung:2

verfolgt verschiedene Ziele nachhaltiger

durch
und

Basisauf

Städtebauliche Neuordnung der ehemaligen Militärfläche
Stadtbahnanschluss und Einbindung ins Radwegenetz
Quartier der kurzen Wege durch Verknüpfung von Arbeiten
und Wohnen
hohe Wohnqualität in einer urbanen Gartenstadt
kleinparzellierte Grundstücksvergabe
Bau der Quartierinfrastruktur (Grundschule, Kindergärten,
privates Bürgerhaus)
Gewerbeflächen für die Ansiedlung von Handwerksbetrieben
Erhalt und Ergänzung der bestehenden wertvollen Hecken und
Bäume
Freizeitgestaltung im Stadtquartier
Optimierung des Energieverbrauchs
Niedrigenergiebauweise, passivbauweise
Nahwärmeversorgung mit Blockheizkraftwerk
Holzhackschnitzel
Regenwasserversickerung im Gebiet
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Abb. 6: Zeichner.l.sche V." 1.5ion V bau an,,3
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Auf Grund dieser Ziele wurde 1994 ein städtebaulicher Ideenwettbewerb
durchgeführt, der vom Architektenteam Kohlhoff/Luz/Billinger,
Stuttgart gewonnen wurde. Das offene Gesamtkonzept wurde bei der
Ausarbeitung in einen "städtebaulichen Rahmenplan,,4übertragen, der im
Dezember 1995 vom Gemeinderat gebilligt wurde. Dieser wiederum wurde
Grundlage für den rechtskräftigen Bebauungsplan.

2.2 Ausgangslage

Durch den Abzug der französischen Streitkräfte aus der Vauban-Kaserne
wurde ein ca. 38 ha großes städtisches Gebiet an der Merzhauser
Strasse zur Brachfläche. Die Stadt kaufte das Grundstück vom Bund und
definierte die Vision in Zielvorstellungen. Gleichzeitig lobte die
Stadt einen Ideenwettbewerb aus.

Nach dem deutschen Baurecht steht den Gemeinden das Recht zur
"städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme" zu. Die Stadt hat auf dieser
Basis die Möglichkeit, den Grund zum entwicklungsunbeeinflussten Wert
zu erwerben, gegebenenfalls auch eine Enteignung zu betreiben. Die
Stadt ist verpflichtet, die erworbenen Grundstücke insgesamt zu
reprivatisieren, abgesehen von den Grundstücken, die für die
öffentliche Infrastruktur benötigt werden.

Die komplexen Aufgaben eines urbanen, lebendigen und grünen Quartiers
sollten nicht ausschließlich vom "Grünen Tisch" aus gesteuert werden.
Die Stadt hat eine erweiterte Bürgerbeteiligung initiiert, die das
Bebauungsplanverfahren begleitete. Das Forum Vauban e.V. als Träger
der Bürgerbeteiligung erhielt jährliche Zuwendungen in Höhe von
20.000 € aus dem Haushalt der Stadt Freiburg . Forum Vauban hat in
Abstimmung mit der Stadt Gestaltungsworkshops organisiert.

2.3 Besondere Entwicklungsstrategie

2.3.1 Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahmes

Die Konstruktion erlaubt es, die Entwicklungsmaßnahme außerhalb und
ohne Belastung des städtischen Haushalts umzusetzen. Die
Kommunalentwicklung (KE) ist von der Stadt als Entwicklungsträgerin
beauftragt worden. In deren Verantwortung liegt auch die Führung
eines Treuhandkontos. Auch die Vermarktung der Grundstücke ist
Aufgabe der KE. Sie ist ferner projektsteuernd auch im Bereich
Erschließung, Hochbau und Altlastsanierung - tätig.

Es wird die gesamte öffentliche Infrastruktur über
Entwicklungsmaßnahme abgewickelt, einschließlich dem Bau
Kindergärten und Schulen. Für den Grundstückserwerber fallen
gesonderten Erschließungskostenbeiträge an.

die
von

keine
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2.3.2 Bebauungsplan - erweiterte Bürgerbeteiligung
- Workshopveranstaltungen

Nach dem Baugesetzbuch ist eine vorgezogene Bürgerbeteiligung
durchzuführen. Dabei ist der Plan öffentlich auszuhängen und in einem
Termin zu erörtern. Während der nachfolgenden Offenlage können
Anregungen und Bedenken vorgetragen werden, über die der Gemeinderat
zu entscheiden hat.

Bei der Größe des Gebietes schien diese Form der Beteiligung nicht
ausreichend. Die Stadt entschloss sich, einen erweiterten
Beteiligungsprozess durchzuführen und durch die Bereitstellung von
jährlich 20.000 € diesen Prozess zu qualifizieren. Das Forum Vauban
bot sich als Träger der Bürgerbeteiligung an.

Die Beteiligung wurde sichergestellt über jour-fixe-Termine mit der
Geschäftsstelle Vauban, dem Entwicklungsträger unter Miteinbeziehung
der am Planungsprozess beteiligten technischen Dienststellen. In
regelmäßigen Abständen fanden Gespräche mit dem Baubürgermeister
statt. Darüber hinaus wurde dem Forum ein Sitz in der
gemeinderätlichen Arbeitsgruppe Vauban zuerkannt mit beratender
Stimme.

Das Forum organisierte die Bürgerbeteiligung im Rahmen des B-Plan-
Verfahrens über Arbeitskreise und brachte die Ergebnisse in die
Verwaltung ein, wie vorher dargestellt (Vergleiche den Bebauungsplan
in der Anlage 2.26).

Zur Verdeutlichung und Weiterentwicklung der Planung, etwa im Bereich
Straßenplanung oder der Gestaltung der Grünspangen, wurden Workshops
organisiert.7

2.3.3 Vergabeverfahren für Bauinteressenten

Die Vermarktung der Grundstücke erfolgt insgesamt durch die KE. Sie
bereitet die Vergabe der Grundstücke im Einvernehmen mit der
Stadtverwaltung vor, die Vergabeentscheidung ist gemeinderätlichen
Gremien vorbehalten. Die Grundstücke werden zu dem durch den
Gutachterausschuss festgelegten Bodenwert veräußert. Der Preis ist
nicht verhandelbar. Zusätzliche Erschließungskostenbeiträge werden
nicht erhoben. Aus der Differenz des entwicklungsunbeeinflussten
Bodenwertes zum entwicklungsbeeinflussten Wert werden die Kosten der
Infrastruktur (Straßen, Wege, Plätze, Schule, Kindergärten
Grünanlage) sowie die Kosten des Verfahrens abgedeckt. Etwaige
Überschüsse am Ende der Maßnahme werden hälftig an den Voreigentümer
und die Neueigentümer ausgeschüttet. Eine Unterdeckung ist durch den
kommunalen Haushalt auszugleichen.
Bei Interesse als Einzelbauherr, Baugruppe oder Bauträger wird das in
der Folge chronologische aufgezeigte Verfahren bei der
Bewerberauswahl notwendig. Da die Vergabe der Grundstücke nicht nach
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgt, ist die klare
Formulierung der Vergabe zentraler Ausgangspunkt.
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Abb. 7: Vergabeverfahren für Bauop~ionene
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Vergabegespräch
Nach Durchsicht der angeforderten Unterlagen wird ein persönliches
Gespräch nach den entsprechenden Vergabekriterien geführt.

Vergabekriterien
Der Gemeinderat hat für die Vergabe der Grundstücke verschiedene
Vergabekriterien festgelegt, um eine Durchmischung der
Bevölkerungsstrukur des neuen Stadtteils Vauban zu gewährleisten.

Für die einzelnen Baufelder wird ein Blockprofil entwickelt, das über
die Sozialstruktur (Bevölkerungsschicht, Berufe), Haushaltsstruktur
(Alleinerziehende, Mehrpersonenhaushalte mit Kindern, Ein-
jMehrpersonenhaushalte ohne Kinder) Eigentumsstruktur, Herkunft
(FreiburgjZuziehende) Arbeitsplatz erstellt wird.9

Vergabevorschlag
Aufgrund des Vergabegespräches und der Vergabekriterien wird von der
KE und der Geschäftsstelle Vauban ein Vergabevorschlag für die
einzelnen Grundstücke erarbeitet. Dieser wird in der
gemeinderätlichen Arbeitsgruppe diskutiert und gemeinsam mit den
anderen Anträgen im Gesamtbauabschnitt betrachtet und bewertet. Ein
Vergabevorschlag wird ausgearbeitet.

Vergabe
Die Vergabe der Grundstücke erfolgt letztlich durch den Gemeinderat.
Nach Bekanntgabe werden die ausgewählten Bauwerber informiert und die
vergebenen Grundstücke den Interessenten mitgeteilt. Innerhalb einer
Nachfrist können die Bewerber von dem Angebot zurücktreten.

Nachrückerverfahren
Nicht berücksichtigte Grundstücksinteressenten werden auf Wunsch in
einer Bewerberliste weitergeführt. Bei der Vergabe von
"zurückgehenden \\ Grundstücken werden diese Bewerber erneut in das
Vergabeverfahren einbezogen (sog. Nachrücker) .

Vertragsgespräche
In den Gesprächen erhalten die Bewerber einen
Kaufvertragsentwurf für den Grundstückskauf. Gleichzeitig
die Werber Vertragsentwürfe der Freiburger Kommunalbauten
Stellplatzkauf in der Quartiersgarage oder Unterlagen
"Verein für Autofreies Wohnen".

ersten
erhalten
GmbH zum
über den

Notartermin
Die KE vereinbart mit den Grundstückskäufern einen Notartermin in dem
der Kaufvertrag geschlossen wird und in der Folge die
grundbuchrechtliche Eintragung erfolgt. Der Kaufpreis ist innerhalb
von 3 Wochen zu bezahlen. Nach Eingang des Grundstückskaufpreises auf
dem Treuhandkonto wird die Genehmigung des Oberbürgermeisters
eingeholt. Diese ist Voraussetzung für den Eintrag des
Eigentumswechsels im Grundbuch.

In der Folge,
Architekten.

oder parallel erfolgt das Planungsverfahren mit
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2.4 Bausteine der Planung10

2.4.1 Nutzung, Bebauung und Dichte

Die neue Bebauung liegt mit Ihrer Dichte, als allgemeines Wohngebiet,
von GRZ 0,45 und GFZ 1,3 deutlich über den Obergrenzen, die in der
Baunutzungsverordnung ~17 (1) geregelt sind, wird aber durch die
Gesamtbetrachtung zusammen mit den öffentlichen Grünflächen des
Gebietes, auf eine GRZ von 0,4 und GFZ von 1,1 reduziert. Zudem wird
der Garagenbonus nicht gewährt. Die öffentlichen Grünräume, die
Verbindungen des Gebietes zur Landschaft und der Rechenmodus für die
Geschossflächenzahl sichern zusammen eine hohe Wohnungsqualität. Die
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse
sind bei weitem übertroffen. Die räumliche Grundstruktur der
Wohnbebauung wird bestimmt durch eine kammartige Öffnung zu den
angrenzenden Landschaftsräumen und eine geschlossene Bebauung zu den
Lärmquellen. Die Bauparzellen haben in der Regel eine Tiefe von 12 m.
Das entspricht der vorderen und hinteren Baugrenze , um allzu große
Sprünge zu vermeiden.

In den festgelegten Mischgebieten ist Wohnen nur in den oberen
Geschossen möglich, um die gewerbliche Nutzung vom Straßenraum her
erlebbar zu machen und die funktionale Durchmischung tatsächlich zu
sichern. Die mischgebietstypischen Hauptnutzungen müssen die
Obergrenze von GFZ 1,2 einhalten. Durch Gebäudehöhen und Baugrenzen
ist sichergestellt, dass sich die Bauten einfügen.

Ein Teil des Gebietes ist als reines Gewerbegebiet ausgewiesen und
ist mit einer GFZ von 2,0 festgesetzt.
Die räumliche Konzeption für das Gewerbe- und Mischgebiet im
nördlichen Teil ist eine einfache Blockrandbebauung , die auch hier
die öffentlichen Räume klar definiert. Das Gewerbegebiet ist für
Handwerksbetriebe ausgelegt. Einzelhandel und Handel sind nur in den
Mischgebieten möglich. Damit soll die urbane Vielfalt und ein
lebendiges Stadtteilzentrum entstehen können.

Die Baugestaltung soll so weit wie möglich frei bleiben. Es werden
Bauhöhen vorgegeben und die Dachneigungen können von 0-45 Grad frei
gewählt werden. Die mögliche Vielgestaltigkeit wird durch eine klare
Freiraumgestaltung zusammengebunden. Die Bauweisen innerhalb des
Gebietes sind sehr vielfältig festgelegt, von offener, zur besonderen
und geschlossenen Bauweise.

2.4.2 Umweltbelange

Der Schallschutz wird rein durch die Bebauungsanordnung, ohne weitere
Schallschutzmassnahmen eingehalten. An der einen oder anderen Stelle
wird darauf hingewiesen, Wohn- und Schlafräume hier nicht anzuordnen.

Die Altlastenbeseitigung wurde durch ein Gutachten festgelegt und
wird nach und nach mit dem Baufortschritt bewerkstelligt. Die Kosten
werden im Rahmen der städtebaulichen Entwicklungsrnaßnahmen von dem
Entwicklungsträger KE vorfinanziert. Der Voreigentümer beteiligt
sich an den Sanierungskosten mit 90 % des anerkannten Aufwandes.
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Der Naturschutz soll durch minimalste Mehrversiegelung und den
behutsamen Eingriff in Grundwasser und Fließgewässer gewährleistet
sein. Auch Luft und Klima werden durch die Anordnung von Grünspangen
sowie den Erhalt des Baumbestandes erhalten bleiben. Die
städtebauliche und grünordrierische Gestaltung des Vauban-Geländes
wird vielmehr zu einer deutlichen Verbesserung des Stadt- und
Landschaftsgebildes beitragen.

Die Grünordnung wird durch den artenreichen Bestand der Laubbäume und
die quartiersübergreifenden Grünspangen begründet. Hecken und Zäune
sind als Trennelemente in der Bauordnung festgelegt. Dach- und
Fassadenbegrünungen sollen versiegelte Bauplätze wieder begrünen. Die
Begrünung der Dachflächen bis 7 Grad Neigung ist im Bebauungsplan als
Vorgabe verankert,

Das Regenwasser wird in den Wohngebieten durch ein Trennsystem offen
abgeleitet. Im Misch- und Gewerbegebiet sind bestehende Mischsysteme
genutzt worden.

Als kurze Zusammenfassung der Stadtplanung Freiburg, Projektleiter
Herr Veith vergleiche hierzu auch Anlage 2.311

•

2.4.3 Verkehr und Parken

Die Vauban-Allee in der Mitte des Gebietes bündelt als
Haupterschließungsàchse die Verkehrsarten (Kraftfahrzeuge, Stadtbahn,
Busse, Radfahrer, Fußgänger). Sieben angrenzende Wohnquartiere werden
über verkehrsberuhigte Erschließungshenkel an die Vauban-Allee
angehängt.

Das Vauban-Gelände soll durch die Stadtbahn erschlossen werden. Die
hierfür erforderlichen Flächen sind im Bebauungsplan freigehalten.
Bis zur Verwirklichung wird das Gelände mit Bussen (4
Linien)erschlossen.

Im stellplatzfreien Teil des Wohngebietes sind zentrale Quartiers-
garagen vorgesehen. Öffentliche Stellplätze sind auf den
Haupterschließungen vorgesehen aber in ihrer Anzahl beschränkt. Diese
sind in die Parkraumbewirtschaftung einbezogen. Damit soll dem
Ausgleich zwischen "stellplatzfreier Konzeption" und "kunden-
jbesuchergerechtem Parkangebot" Rechnung getragen werden.

Das gesamte Gebiet soll doppelt in Nord-Süd-Richtung und einfach in
Ost-West-Richtung mit Radwegen erschlossen werden.

Die Sicherheit im öffentlichen Raum, in den Strassen, Plätzen,
Grünanlagen und sonstigen Freiflächen sowie insbesondere in den
Übergangszonen zu halböffentlichen und privaten Bereichen ist zu
einer wichtigen Gestaltungsanforderung geworden. Klare Straßenräume
und die überwiegende Straßenrandbebauung begünstigen die Sicherheit
im Vauban-Gelände.
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2.4.4 Etappierung und Finanzierung

Auf insgesamt 211.000 m' Bauland im Vauban-Gelände bietet die Stadt
Freiburg in drei Bauabschnitten 150.000 m' Wohnbauland, 10.000 m'
Mischgebietsgrundstücke, 18.000 hochwertiges Mischgebiet, und 33.000
m' Gewerbeflächen an.

Die Grundstücke sind parzelliert und voll erschlossen.
Entsprechend den Vorschriften des Baugesetzbuches (~~ 169 Abs.8, 194
BauGB) wird der Grundstückspreis vom unabhängigen Gutachterausschuss
der Stadt Freiburg für jedes einzelne Grundstück festgesetzt. Mit dem
Kaufvertragsentwurf erhalten sie ein Gutachten, aus dem sie die
Wertermittlung nachvollziehen können.12

Angeboten werden Baugrundstücke nach den Kategorien:
Privatgrundstücke
Gewerbegrundstücke
Mischgrundstücke
Bauträgergrundstücke

Freie Grundstücke werden auch im World Wide Web unter
www.quartier-vauban.dein allen Kategorien, Größen mit Plänen,
Bebauungsplanangaben angeboten.

1 Quelle: Stadt Nachrichten (Januar 1995): Planung für einen lebendigen Stadtteil, Freiburg im Breisgau
2 vgl. Stadt Freiburg: Satzung, 2. Bebauungsplanänderung, 02.11.01, Allgemeine planerische

Zielsetzungen, S. 2
3 Quelle: Stadt Freiburg im Breisgau (1999), Bauverwaltungsamt: Ein grünes Viertel in Freiburg,

Broschüre, Stadtplanung 1999
4 vgl. Band 1,Kap. 3.4.3
5 vgl. Band 1,Kap. 3.4.3
6 Quelle: Stadt Freiburg im Breisgau: 2. Bebauungsplanänderung Vauban, Stand 5.4.2000, Offenlage
7 vgl. direkte schriftliche Angaben von Veith, R. (2002): Beschreibung Vauban-Projektentwicklung, Stadt

Freiburg, Freiburg 3/2002
8 Quelle: Stadt Freiburg im Breisgau, Bauverwaltungsamt: Quartier Vauban, Leitfaden Bauen in Vauban,

Broschüre Stadtplanungsamt, Stand 1/1999, S. 20-29
9 vgl. direkte schriftliche Angaben von Veith, R. (2002): Beschreibung Vauban-Projektentwicklung, Stadt

Freiburg, Freiburg 3/2002
10 vgl. Stadt Freiburg: Satzung, 2. Bebauungsplanänderung, 02.11.01, Allgemeine planerische
Zielsetzungen, S. 2-22

11 Quelle: Stadt Freiburg (2000): Vauban-Viertel-Ökologische Gesichtspunkte, Stadtplanungsamt,
Projektleiter Herr Veith, 3/2000

12 vgl. Untertitel: Vermarktung
[On-line] Available: www.quartier-vauban.de
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Anlage 2.1

Stadt Nachrichten. Vauban Freiburg
Quelle: Stadt Nachrichten: Planung für einen lebendigen Stadtteil. Freiburg im Breisgau. Januar 1995
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Vauban: Städtebaulicher Entwurf StadtNachrichten
SceDd: J .. ga, 199$

DasPlanungskonzept: Robust in der
Grundstruktur - flexibel im Detail

Nae.nubn Wollanl: ha Vor4ucruad IseclerD,)trhdl M.I~ dit £hucl••• Dop-
,.lhllIMt .. le",h.ell"~. zu e1'kil'tllDn. Ob la .I~ Beftkh auch Park,lleu .....
boen "'''''11., ls1 DOdIorru. (MocI~uroeo:A. C•• Il&a •• £ldaaa. Seach,laIlUOIUml)

16,S ha
4,Oha
2,Oh>
1.5 ha
S.Oha
1,8 ha
3,2 ha

34.0 lu

F1ämrn\'ertri1une
Im Vauban-Areal

Wohnungsbau
Gewerbe
Mischgebiel
soziale lnfrastruktur
Verkeh~nächen
Stadtbahn
OlTent!. Grûnnä:hen
gesamt

den, mit dem Boulevard verbun.
den. Eine Durchfahn ins Gewerbe-
gebiet und die WiesentalstraBe
wird nichl möglich sein. um den
Wohnbereich vom Schleichweg\'er.
kehr (I. ß. \'on Merzhausen üher
den Boulevard nach SI. Georgen)
freizuhalten. Im gesameen Quanier
soll Tempo 30 HOchslgeschwindig.
keit sein. (J.I das Vauban.Areal nur
drei Kilometer \'on der Innenswdt
entfernt und damit fahrnldgünseig
gelegen iSI.• 011 der Radverkehr mil
eigenen Wegen und Abstellp15lZen
besonde~ gefOrdert werden.

5. Parken
Die Frage, wo und wie im Stadl-

teil Kraftfahrzeuge abgestellt wer-
den kOnnen. hai in den lelZlen Mo-
nalen Sladtplaner und engagierte
Bürger stark be.chärtigt. Die Idee
eine. stellplatzfreien Quartie~, wic
es von der Bürgerinitiati\'c Forum
Vauban e. V. \'orgeschJagen ",ird,
ist von der Stadlverw-dltung positiv
aufgenommen wurden. JcdûCh
muß abaewattet werden. wie aroO
das Potential derjenigcn Mieter

trieb genommen wird. womit kurz.
fristig niche zu rechnen ist. müssen
VAG-Busse den Sladueil ans Of.
fentliche Nahverkeh~neu anbin-
den. An der lnnsbrucker Straße
kOnnle auBerdem ein Hallepunkt
der geplanten Breisgau.S. Bahn enl.
slehen.

Die Wohnqu"niere sind durch
bogenartige E~chließungsstrnßen,
die als Spielstraßen ausgebaut .....er.

der das Areal von der Merzhauser
SlraBe bis zur Bahnlinie durch-
quert. Allerdings ist diese Haupt.
straBe auch eine Sackgasse, denn
eine Durchfahrt nach SI. Georgen
soll für den mOlorisienen Verkehr
nicht geschaffen werden.

Aur dem breiten und von Allee.
baumen be>tandenen Boulevard iSI
Platz rur eine Stadtbahntrasse reo
serviert. Dis diese neue Linie in Be.

raum für mehr als SOOO Menschen
neu geschalTen. GrOßten«ils sollen
die Gebäude drei Geschosse ha-
ben, entlang des Boulevards sind
vierg(Schos.sige und in der Urm-
schuubebauung auch fünfgeschos-
sige Gebäude vorgesehen. Bei den
Lännschutzhausem sind die
Wohn- und Schlafräume sowie die
Balkone natürlich der ruhigen Seite
zugewandt. Diese langen BaukOr-
per sollen mit klassi.chen Archilek-
lurclementen wie Toren. Artaden
und Erkem aufgelockert werden.

Entlang der Wohnstraßen nOrd-
Iich und südlich des Boulevards so-
wie auf dem ehemaligen Sportplatz
im Oslen der Merzhauser StraBe
sind dreigeschossige Reihen- oder
Doppelhäuser mOglich. Für den
Bereich des Dorrbachs und der
SchlierbergsuaBe schlagen die Pla-
ner Einzel- und Doppelhäuser vor.

Die kleinsten Parzellen werden
eine GrOße von 162 Quadratme.
tern haben und sollen Familien
den llau eines Eigenheims errnOgli-
ehen. Denn nichl zulelzt soll mit
dem neuen Stadneil auch vertun-
den werden. daO immer mehr Frei-
burg~r mangels Bauplätzen ins
Umland abwandem.

3. Gewerbe
Entlang. der Wiesentalstr.tße sol.

Icn auf knapp v,ier Hektar Räche
kl(iner~ Handwerksbclriebc unge.
siedeh werden. Zwei lUnnanig
überhOhte Einzelhäuser. die die
Zugänge zum Vauban-Arenl am
Boulevard und der Kreuzung
Merzhauser-/WiesentalslraBe städ.
«baulich markieren sollen. kOnn-
ten Oienstleislungsuntemehmen
aufnehmen. In dem Gewerbegebiet
an der WiesemalstraBe sollen au.
ßerdem ein Umspannwerk. das
Blockheizkrnrt\Verk, die Feuerwehr
und ein Recydinghof PIau finden.

4. Erschließung
Die HauptcrschlieOungsachse

des Stadueils bildet der Boulevord.

bestand in die Planung mit cin.
Drei in Nord.Süd.Richtung verlau-
fende Grûnzonen folgen ebenfalls
den vorhandenen Altbäumen.

2. Wohnen
In dem sladlnahen Wohngebiel

sollen rund 2000 Wohneinheiten
mil ciner BnmogeschoOnäche yon
insgesamt 16S000 Quadralmetem
entstehen. D-Jmit wird don Wohn.

Ei begann am 25. Augusl 1992.
An diesem Tag hohe der SUlnd-

ortkommandant der französischen
Streitkräne lum Ictztr:" Mal die
Tri~olore ein und übergab die
Schlüssel der Vauban.J(ascme an
Oberbürgenneister Rolf 1l0hme.
Die Stad I übemahm das 34 Heklar
große Areal zunächst über einen
Gencralmietvertr.l2 \"on der Oberfi.
nanzdird:tion und k.lUft" es 199-l
zum Preis \'on .su ~lillÎonen ~lar\i..

Noch im sei ben Jahr schrieb die
Stadt einen slädtebaulichen Ideen-
wcubewerb aus. der ein Rohkon-
zepl für die Bebauung des Gel.än.
des liefern seilte. E~tcr PrclSträger
\Var das SlUttganer Hüro Kohlhoff
'" KohiholT in Zusammenarbeit
mit den landschafLSarchilekten
Lutz und Panner und dem Ver.
keh~planer Billinger, dessen Ent-
wurf am IS. November 1994 vom
Gemeinderat als Grundlage für
weilere Planungen auserkoren
wurde. Inzwischen hat das Archi-
lektenbüro Kohl holT gemeinsam
mil der Gesch.}ft!!'stelle Vauban.
stidtischen Fachlmtem. der Lan.
desenlwicklungsgesellschart (LEG,
einer PlanungsbehOrde des Lan.
des). Gemeinderäten und Bürger.
gruppen das Konzept weiterent.
wickelt und dem Gemeinderat am
12. Dezember I99S zum ßeschluß
vorgelegL Die endgühige Fassung
des stadtebaulichen Enlwurfs, die
im folgenden erläulert werden '011,
wurde. vom Gemeinderat einstim-
mig angenommen (s. Kaslen).

1. Siedlungsstruktur
Das Planungsgebiet am Fuße

des SchOnbergs ist im Norden von
der Eisenbahnlinie und der Wie.
sentalstraBe, im Süden durch den
St. Georgener Dorrbach und im
Osten von der Merzhauser StraBe
und dem Schlierberg begrenzt. Von
der Stadt nichl erworben und von
der Entwieklungsmaßnahme aus-
gespart bleibt ein vier Hektar gro-
ßer Bereich westlich der Merzhau-
ser StraBe, auf dem sich zehn ehe.
malige MannschaflSgeb5ude befin-
den. die vom Studenten werk und
der Selbständigen Unahhängigen
Siedlungsinitiative (SUSI) umgc-
baul und ~(nUIZl w(rd~n.

Der Planeniwurf Rlicden das
Areal in tin G(wahcc~~Îel im
i"ordtn. tin nu('h Süde"ö .sneren.
zen des ~-lischg(biet und (in "'~ehn.
~(hiel btider!'eits der Hauptcr.
schli~Ounss.Khs\:. dl:11l ~lJ~(n"nn.
ten IJouk\-.lrd. bij zunt L>ortb ....:h
hin. ()~r !'törtl1dl:n Bahnlinie im
Westen und dcr Wiesen tal. sowie
der Mtl7.hauser SIr.tße wendel die
Bebauung sozusagen den .. Rük.
ken- zu. Hier dienen die ~ompak.
ten und hohen Gebäude gleichzei.
tig als Urmschutz: im Süden dage.
gen On'net sich die Wohnbehauung
IuImmartig der freien Landschaft
des SchOnbergs. Der neue Sladtteil
onenlien sich also zur ruhigen und
zugleich sonnigen Seile.

Die Grundstruklur des Quartie~
ist aus dem ahen Kasemengelände
abgeleilet. So folgl der lioulc\"Urd
der allen OSI .... e51lich verlaufenden
Allee und bezieht auch den Baum-

~.--=
Dc, ltOCb .~ltlcbtad .. tu""'" Oort'laacbSc. CCGrInI.Ur 4u Vaub... Aral .. da
SiHo bcarftlzt. soll al, KbOhnsweft~ Crii~ Cla.ulDdcrt b~lbn.

(F ... : R. Babil

Die Vergangenheit hat noch nicht aufgehört,
aber die Zukunft ist schon da: Das
Vauban-Areal zwischen der Merzhauser Straße
und St. Georgen mit seinen Kasernengebäuden
aus der Vorkriegszeit, den Werkstätten, alten
Alleen und zerborstenen Betonplatten erinnert
noch daran, daß hier fast ein halbes Jahrhundert
lang französische 'Streitkräfte stationiert waren.
Andererseits sind die Signale der Zukunft nicht
zu übersehen: Baracken werden abgerissen, alte
Öltanks ausgegraben, die Böden, das
Grundwasser untersucht und das Gelände
vermessen. Die Nische, die sich zwischen
Vergangenheit und Zukunft aufgetan hat und
die zur Zeit einen Raum für viele Initiativen und
Vereine als Zwischennutzer bietet, wird sich
langsam schließen. Denn auf dem über 30
Hektar großen und innenstadtnahen Gelände
sollen in den nächsten acht bis zehn Jahren
Wohnungen für 5000 Menschen entstehen. Im
Dezember 1995 hat der Gemeinderat den
städtebaulichen Entwurf für den Stadtteil
Vauban in seiner endgültigen Fassung
verabschiedet. Welche Ziele dieser Plan im
einzelnen verfolgt, dokumentieren wir auf den
beiden nächsten Seiten.

Vauban-Areal:

lebendigen
Stadtteil

Planung
für einen
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StadtNachrichten
51.oct: Juua, 1995

Vauban: Städtebaulicher Entwurf

(ModcllrOI01: A. C •• IiSla.Eidam. SrldlplltlUncuml)

Schon 1997 sollen erste Gebäude errichtet werden

Die Geschäftsstelle
Vauban informiert

Beim Bauverwaltungsami hat
die S,adt die .Gesch:!rlSStelie Vau-
ban- eingerichte!. bei der alle Fä-
den zusammenlaufen, Hier kOnnen
sich auch allc interessierten Bürge-
rinnen und Bürger über den Stand
der Planungen informieren und
sich um GrundSlücke bewerben.
Die GeschärlSSlelie Vauban ist im
Technischen Rathaus. Fehn:nbach.
allee 12. 79106 Freiburs. unlerge-
bracht. Teleron:
201-4040. Herr Veith
201-4041. FflIu BockSlhaler

nero die Gemeinde Merzhausen,
ein Venreler vom Forum Vauban.
die LEG. verschiedene Fachamter
und die Geschärtsstelle Vuuban.

beiden Ost.West.Achsen vorgese. ,------------,
hen sind. Positionen im
8. Lernende Planung Gemeinderat

Der städtebauliche Entwun ror Am 12. Dezember 199; gen eh-
das Vaubangelände definiert ledig- migte der Gemeinderal ein-
lieh ein GrundgetÜst aus Gebäu- stimmig den endgültigen städte.
den. Freiräumen, Enchtießungswe- baulichen Enlwurf fùr den Vau.
gen sowie Ver. und Entsorgungs- ban.Stadttell. auf dessen Basis das
einnchcungen. Die Gestalt der Ein- Bebauungsplan\'crfahren im Sam-
zelbaulen. die Dachfonnen und mer 1996 eingeleitet werden soll
GrundstücksgrOOen, die NUlzungs- Zu dem planerischen Konupt 5u-
arten und das r-...rkr.lumangebot Derten sich die GemelnderJtlnnen
sind jedoch noch nicht feslgelegt und -r,Ïtc rolgtndermaDen:
und kOnnen der Nachrrage ange-
paßt werdcn. Diese _Iemende Pla. Pet.r Wopperer, COli: ..I_ht die.
nung- geh' von der Enahrung aus. sem Sladtte" muß die Stadt die Ab-
daß ein Sladncil ni chi allein am wanderung von Familien in das
Reißbrett en,wonen werden kann. Umland Sloppen. Wir begrußen
Erst die Interessen und Bedün. die nexible Planung und berurwor.
nisse der künftigen Bewohner und ten auch, Versuche hinsichtlich des
Bauherren werden dem Stadtteil aUlafreien \Vohnens zu machen. Es
sein endgültiges Gesichl verleihen. ist sinnvoll. Wohnraum st3tt Park.
Hierfür wollen die ptaner Raum piàtze zu scharren. aber cin \'011.
lassen. Auch mr Experimente im sländig autofreier Stadtcil erscheint
Hinblick auf eine modernc, ökolo- uns ökonomisch nicht realisierbar
gisch orienlierte Wohn. und Ver. zu sein. OJ dcr finanzielle Spiel-
kehrskuitur muß ptatz bleiben. r...um ohnehin sehr eng ist. müssen
Schon im VoneId der Planung.;ar. in der Zukunr, unnOtige Au;gaben
bei'en haben Stadt und LEG des. auf jeden Fall ,'ermieden werden:'
halb Anregungen aus bürgerschar,. Eckan Friebis, Bündnis 90/0i.
lichen ArbeilSgruppen aurgenom- Grûn.n: ..Der urspriinglichc En'.
men. T y..urf wurde \'er'J~'isen, ohne die

Grundslruktur zu verJndem, was
für die Qualität der Planung
spriCht. Das Konzcpt des auto.
freien Wohnens muß jetzt mil eincr
brei[~n V;erbd:Jmpa~ne. bela""l'
c.emachl werdcn. Die Chancen lUr
diC'Ses Konzern sind gUI. denn -l0
Prozent der Frciburcer Haush.Jhc:
besitzen kelncn cÎgc~cn Pl". ~u.
1krd~m d:Jrf das Zic1. nur dit'
H:.alrle der \\\.lhnun~(,'n im ön'c:nt-
lieh ~efördencn. -prci~£:ünqi~cn
\\'ohnun~sb:JU zu crrkhten. nicht
aus dcm. Au~c ,,'crlor(n \\'~rdtn

1'0trD Ochs.:nf.hn. SPD: ..Qi<
intensi\'C Zusammenarbeit \'on Pla.
nem, GemcinderJlcn_ ßüq~ern und
dem Forum Vauban hat wen\'ollc
Impulse rur den Stadtteil gebrachl
Die ,lernende Planung' machl es
mOglich. aur sich ändernde An.
spruche zu reagiercn. Auch in die.
ser guten Wohnlage muß preisgün.
stiger Wohnungsbau verwirklichl
werden. Die Nachteile. die durch
d:1S Zentrum am Rand enlSlthen.
\":önnen durch cinell H:Jucrnm..rl.a
und eine weittre .Oorfmine' ..IUigC'
glichen .....erden.-

Heinz Schiïrer. Freie \\'ähler:
..Das Vauban-Areal ist wegen dei
JUlcn Umfelds leichter zu "ermJrk.
~enund zu bebauen :.Ils das Riesel.
reld. Hier beste nt die Gelegenheil.
auch besser ,'erdienende BevOI~e.
rungsschichten mil Wohnraum zu
"crsargen. Die angestrebte Niedrig-
energiebauweise läßt preisgünsti.
ges Bauen ohnehin nichl zu.-

Ren2te Ben. Unabhä"l:i~o
fr.aucn: .. Für den gelungenen Ent.
wun gebühn der Projektgruppe
Vauban großes Lob. Allerdongs
hätten der IUnderganen und die
Schule in die Mitte gehOn. Der
Stadtteil sollIe unterschiedlichen
BevOlkerungsgruppen ein Zusam.
menleben ermOglichen.-

Rit. Czech-BI... ~ FOP: ..Die
Vorschläge der Bürgergruppen
wurden \'on der Verwaltung gut
eingearbeite!. Hervorzuheben isl.
daß der Baumbestand raSl kom.
plett erhalten ...e-den konnte. fm
Umgung mil den Z...ischennuuem
haben Verwahung und Polizei gro.
ßes Fingerspitzengeruhl bewiesen.-

Arbeitsgruppe
Vauban

Im Januar 19'1; haI die Ve';'al.
lung die gemeinder~lliche A~ils-
gruppe _Vauban" gegriindet. die
sich seither im \'ier. bis sechswOcht.
gen AbSland tnm und alle Sachrra-
gcn für die ~emei!,der:itlic~C'n ~us-
schüsse ausführlich \'Ordlskullen.
Der ArbeilSgruppe un'er Leitung
von Baubürgermeisler Sven von
Ungem.Stemberg gehOren an: Die
Gemeinderllte Peler Woppen:r,
Margot Queitseh. Petru Ochsen. I
rahn, Eckan Friebis, Lioba Gram' H.... q .... r1.:~ra:s;';:bur. i. Br.
melp:u:her. Ren~le ~rt. RU.I I p~~. und In(onnalÎon,::aml
Czech.BIa.seI. Helllz Haner, Rolf \..... atworllidl: W..h~r ~\er
~I. Bellina Bremser. Huben Zell. WH.kllo.: Gerd SüubiC'r

preisen von 650 Mark IÜr Wohn.
bauland und 300 Mark rur Gewer.
benächen die Ausgaben decken.
Zusätzliche Ausgaben oder Einbu.
ßen bei den Grundstücksverkauren
müssen vermieden werden. denn
der ohnehin slr.Jpaziene städtische
Haushai, soll "on diesem Projekt
auf keinrn Fall belaslet werdell.

Neupflanzungen sind allein in den
Jahren 1996 und 1997 eine halbe
Million vorgesehen. Die Vienel
beiderseits des Boule' ..ards sind
durch uber 30 breite GtÜnspangen
geglieden, die den Stadtteil von
Norden nach Süden durchziehen
und lÜr cinen guten Luflaustausch
mil dem Griinland am Schönberg
sorgen, Der noch .....eitgehend na-
turnahe St. Georgener Dorfbach.
der das Areal nach Südcn begrenzt.
iSI durch cinen 15 Melc:r hreilen
Schulzstreiren \"011 dc:r [lcbauung
abgesetzt.

Rund die Halrle d.. VaubanO:!.
ehe wird in dtn nächslen Jahren
durch den ßau von S,raOen und
Gebäuden versiegelt. AnSlall aber,
wie bisher üblich. das Regenwasser
über Kanäle abzuleiten und damit
die Rückruhrung zum Grundwas.
ser zu verhindern, plant dtr Eigen.
belrieb Stadtenlwässerung die An.
lage \'on Gräben. über die das
Wasser in dcn [lodcn versickern
~ann. Nur bei Starkrccen nitOcn
die NiedersChlage über diese Grä-
ben auch in den Dorfbach ab.
Über nache und olTene Rinnen ge.
langt das Wasser von Dächern und
Straßen in die beiden Hauplent-
wâsserungskanàle. die entlang der

Einen neuen Stadtteil zu bauen
ist rur die Sladl nicht ohne linan-
zielles Risiko. Innerhalb der näch.
sten acht Jahre muß der Kaurpreis
von 40 Millionen Mark gegenüber
dem Bund _abgeSlollen", weitere
g2 Millionen rur die Inrrastruktur
(Kindergänen. Schulen, Straßen,
Kanäle und Versorgungsleitungen)
aurgebracht und der Zinsaurwand
über 23 Millionen erwinschart wer.
den. Finanzierbar ist das alles nur
über di. F.rl~e b.im Verkauf der
Grundstücke. die nach der bisheri.
gen Kalkulation bei Quadratmeter.

Bevor der Gemcindcr.,u sein Vo.
lum zu diesen Vorhaben abgibt.
werden viele Einzelfragtn in der
gemelnder.itlichen ArbeiLSgruppe
Vauban diskulien. Ziel iSl es. 1997
Baugenehmigungen zu eneiJen und
die ersten Gebäude aur dem Ge.
lände zu emchten. SO daß die
neuen Bewohner schon 1998 ein.
ziehen kOnnen. Die Grundschule
und die Kinderbelreuungseinrich.
'ung sollen zum Schuljahr 1998/99
ihre Pforten örrnen.

und Besucherverkehr freigehalten
wird. AuBcrdem hätte die Binnen.
lage den Gesch.änen wegen der zu
erwanenden geringen Nachfrage
Probleme bereitct.

Für das Zentrum am .,Merzhau.
ser Tor-, zu dem auch die Grund.
schule und eine Kindcrbetreuungs-
einrich'ung gehOren. haI die Stad,
jetzt einen eigenen \VclIbewerb
ausgeschrieben, der Anregungen
lUr Gcsumtkonzeption und die
Frcillächengcslaltung bring.en soll.

Von dem Zentrum ausgehend
sollen entlang des Boulevards in
den Erdgeschossen Cark. Liden
und Dienstleistungsuntemehmen
angesiedelt werden. In der Quar-
tie~mine soll außerdem eine Aä.
ehe mr einen Trerrpunkl und einen
Bauemmarkt rreigehalten werden.

7. Ökologie
Das Grundgeriist des Slad'teils

bilde! der alte wen volle Baumbe.
stand. der zum grOOlen Teil erhal.
ten bleibt. Damll hat das Vauban.
Areal elwas, worauf andere neue
Stadueile jahrzehnlelang wanen
müssen: schauenspendende, tcm-
peralurausgleichende und schöne
alte Bäume. Für die Sanierung ein.
zeiner kranker Exemplare und rur

Mit dem jCtzl vorliegenden städ-
tebaulichen Konzept ist die

wichtigste Grundlage rur den Be.
bauungsplan geschaITen. der
rechlSverbindlich restlegen wird.
was wo und in welcher Fann auf
dem Vauban-Areal gebaut werden
dan. Im Rahmen des Bebauungs.
planvenahn:ns werden nicht nur
BehOrden und andere Träger or.
fentlieher Belange gehOn. sondern
auch die Bürger beteiligt. Ziel iSl
es, im Sommer 1996 mit dem Be-
bauungsplan in die OITenlage zu
gehen, das heißt. das Planwerk vor
dem endgültigen Beschluß noch
einmal jedermann zugänglich zu
machen und in einem AnhOrungs-
verfahren Orrentlich zu erOnem.

Bis dahin müssen neben dem
Bcbauungsplanenlwurf auch die
Planungen rur die OITentlichen
Slraßen sowie die Wasser-, Strom.
und Gasversorgung abgeschlossen
sdn. Daneben muß geklAn wer.
den. nach welchen Kriterien die
Grundstücke verkaun werden sol.
len, und ein Vermarlctungskonzepl
muß entwickelt werden.

oder Eigentümer isl, die keine
Parkplätze in unmittelbarer Nähe
der Wohnung wünschen. Fest steht
bisher nur. daß alle Wohnhäuser
mit Priv3lfahrzcugen angefahren
werden kOnnen und daß es im We.
sten und nOrdlich des Boulevards
zentrale Parkpl:!tze geben soll.
Denn nach der Landesbauordnung
muß rur jede Wohneinheit in lU.

mutbarer Entremung ein Stellpbtz
bereitgeslclh werden.

Ob die vorgesehenen Gardgcn in
den Erdgeschossen der Wohnh:!u.
ser möglicherweise entfallen oder
in Wohn. und GeschârlSrdume um.
gewandelt werden. muß sich zei.
gen. Eine lnronnations. und Wer-
bekampagne von Stadtverwaltung
und dem Forum Vauban e. V. soll
in den kommenden Monaten KJar.
heit über die Interessenlage der
künftigen Bewohner und Investo-
ren bringen.

Das bisherige Planungskonzept
ist jedenralls rur alle LOsungen or.
ren. Denkbar ist beispielsweise.
daß die Gebäude Ostlich der Merz.
hauser Straße mit Garagen emch.
tet werden, die Wohnungen der
nOrdlichen und mittleren Quaniere
nur teilweise Stellplätze am Haus
erhalten und die Gebäude im SÜ.
den Slellplatzrrei konzipien wer.
den. Deren Bewohner müßten
dann ihr Fahrzeug. sofern sie eins
besitzen. aur den 100 bis 350 Meter
entremten Parkplätzen abslellen.
Das direkte Wohnumreld wâre
dann allerdings Jrei vom Blech".

6. Infrastruktur
Das Nahversorgungszenlrum

des S13dneil; mil Läden. TrelT.
J"un~;(en. sozialen Einrichtun~cn
einer zwei zügigen Grundschulc'-mi;
Sronhallc und einer Kindcr~lfeu-
ungseinrichlUng ioll südli..:h der
Einmündung dei Roule\'ards in die
Merzhauser Slr.lßc entstchen. ~r
Vorschlag aus der Bürgerschart.
das Sladneilzenuum in die Mille
des Areals zu legen, rand beim Ge.
meinderat keine Mehrheit. BereilS
im Sommer 1995 hatte ein Gutach-
ten die Randlage ravorisien. weil
hierdurch der Stadtteil vom Lierer.



Anlage 2.2

Bebauungsplan Vauban Freiburg
Quelle: Stadt Freiburg im Breisgau: 2. Bebauungsplanänderung Vauban. Stand 5.4.2000. Offenlage.
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Anlage 2.3

vauban-Viertel-Ökologische Gesichtspunkte
Quelle: Stadt Freiburg: Vauban-Viertel-Ökologische Gesichtspunkte. Stadtplanungsamt. Projektleiter Herr Veith.
3/2000
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Vauban-Viertel- Ökologische Gesichtspunkte

Grünbereich
o Erhalt des alten Baumbestandes als Grundgerippe
o Ausweisung Biotop-Fläche nach ~ 24 a NatSchG entlang S1. Georgener
Dorfbach,

kein Gewässerausbau
o Biotopfläche östlich Merzhauser Straße
o Dachbegrünung bei Flachdächern
o Grünspangen zur Quartiersdurchlüftung

Verkehr
o gestuftes Verkehrskonzept

50 km/h Merzhauser Straße und Wiesentaistraße
30 km/h Vauban-Allee
Verkehrsberuhigte Bereich in den Wohnangem
Ergänzung Radwegnetz

o Stellplatzfrei in den Baufeldern entlang der Vauban-Allee
o Autofrei als persönliche Entscheidung
o ÖPNV-Erschließung

mit VAG-Bus vorhanden
mit Regional-Bus vorhanden
mit Stadtbahnlinie in Planung
mit Regio-S-Bahn in Planung

Energie
o Niedrigenergie-Bauweise mit 65 kWh/m2a nach Freiburger Rechenverfahren,

vertragliche Verpflichtung
o Verbesserte NEH-Bauweise als freiwillige Leistung des Bauherrn < 55 kWh/m2a
o Passivhausbauweise. 15 kWh/m2a als freiwillige Leistung
o Plusenergiehäuser 15 kWh/m2a mit ergänzenden Energieerzeugungsanlagen,

Einspeisung in öffentliches Netz
o Femwärmeversorgung über Gaszentrale

Option für Holzhackschnitzelfeuerung
Option Kraft-Wärme-Kopplung

o Solar- und Photovoltaikanlagen als freiwillige Leistung
Wasser
o Verzicht auf Regenwasserkanal, statt dessen Mulden-Rigolen-System
o Regenwasserzisternen als freiwillige Leistung
o Regenwassereinsatz zur Toilettenspülung in Grundschule

Boden
o Kleinparzellierte Grundstücke
o hohe städtebauliche Dichte
o Altlastensanierung (Boden und Wasser)

QueUe: Stadt Freiburg. Stidtplanungsamt. Herr Veith. Projektleiter Vauban. 312002
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München
Deutschland

Land Deutschland
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3.1 Grundidee

Die Stadt München verfolgt mit der Planung und Überbauung der alten
Flughafenflächen, die teilweise in den bestehenden, gewachsenen
Stadtkörper hineinreichen, ein in seiner Nutzung vielfältiges, in
seiner Versorgung weitgehend eigenständiges und in seiner Gestaltung
attraktives Stadtgebilde entstehen zu lassen. Dabei wurden drei
wesentliche Planungsziele definiert, in die sich alle Vorhaben
einordnen lassen:1

Identität und Stadtgestalt
Die Messestadt Riem soll
charakteristische Stadtgestalt
arbeitenden Menschen das Gefühl

eine eigene Identität und eine
erhalten, die den dort lebenden und
von Heimat vermittelt.

Ökologische Stadtentwicklung
Die Stadt wird sich nach ökologisch orientierten Zielsetzungen
entwickeln, um den Menschen eine hohe Lebensqualität im Einklang mit
der Natur zu bieten

Vollständige Infrastruktur
Es sind und werden alle erforderlichen Infrastruktur- und
Versorgungseinrichtungen geschaffen, die das Zusammenleben und den
Gemeinsinn der Menschen fördern. Es entsteht ein Miteinander von
Wohnen und Arbeiten, von Stadt und Natur, ein Miteinander von
Familien und Singles, Kindern und Senioren, von Sport, Spiel und
Kultur.

Im Rahmen dieser ideellen Planungsziele ist die Messestadt Riem
Standort für die Neue Messe München und bietet Wohnraum für 16000
Menschen und bis zu 13000 wohnungsnahe Arbeitsplätze. Das ehemalige
Flughafengelände stellt eine der letzten größeren Flâchenreserven für
Neubaumassnahmen innerhalb Münchens dar. Gerade deshalb wurde auch
großer Wert auf einen fortschrittlichen und qualitâtsvollen Städtebau
gelegt, dessen Struktur durch eine Vielzahl von Wettbewerben und
teils sehr innovative Konzepte (von der Ökologie über Verkehr und
Parken bis zur Kunst) bestimmt wurde. Die Fertigstellung des
Stadtteils soll bis zum Jahre 2013 erreicht werden.
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Zur Entwicklung des sehr großen Geländes standen ökologische Ziele
ganz vorne. Ein Grünanteil von 50% soll im Rahmen eines
Landschaftsparks realisierte werden. Die Planungen waren so auch von
Anfang an ökologisch orientiert, dabei waren folgende Verfahren
notwendig:

städtebaulicher und landschaftlicher Ideenwettbewerb
(Gesamtkonzept)
Realisierungswettbewerb Neue Messe München
Städtebaulicher und landschaftlicher
Realisierungswettbewerb
weitere Realisierungswettbewerbe zu infrastrukturellen
Einrichtungen
Umweltverträglichkeitsprüfung
Sanierungs- und Freimachungskonzept
Energiekonzepte
Abfallwirtschaftkonzepte
Umweltverträglichkeitsstudie und B-Plan
Bebauungsplanung

3.2 Ausgangslage

Der sehr zentrumsnahe Flughafen München Riem konnte nicht mehr in dem
Masse vergrößert werden wie es zur wirtschaftlich Perspektive
Münchens passte. Mit dem Neubau des neuen Flughafens im Norden
Münchens, wurden die gesamten Flugverkehrspisten und die
dazugehörigen Gebäude für eine städtebauliche Neuentwicklung frei.

Mehrere vorbereitende Untersuchungen gingen der Gesamtplanung für die
Messestadt Riem voraus. So z.B. eine Umweltverträglichkeitsprüfung
und ein Gutachten über das Zusammenspiel der Elemente Wohnen,
Gewerbe, Messe und Park. Auf den Erkenntnissen dieser Studien bauen
sowohl die zahlreichen Konzepte, als auch die Wettbewerbe auf.

Für Investoren der öffentlichen Infrastruktur werden Ideen- und
Realisierungswettbewerbe zum Teil auf internationaler Ebene
ausgetragen. Auch private Investoren führen Architektenwettbewerbe
durch, um bestmögliche Ergebnisse zu erhalten. Mit diesem Vorgehen
verfolgt die Landeshauptstadt München eine Planungskultur, die für
die Gesamtplanung ebenso wie für Teilbereiche des neuen Stadtteils
inhaltlich und gestalterisch ein hohes Niveau sicherstellt.

Die Umsetzung der Planungsziele wird von der "Beratergruppe für
Stadtgestaltung und Ökologie", die sich aus anerkannten kompetenten
Architekten und Landschaftsarchitekten sowie Stadträten
zusammensetzt, begleitet. Ein wesentlicher Vorteil für die Umsetzung
der mit einer nachhaltigen Stadtentwicklung verknüpften Planungsziele
ist, dass fast sämtliche zur Disposition stehenden Flächen in
städtischem Grundbesitz sind. Dadurch ergibt sich die Chance, über
die Festsetzungsmöglichkeiten von Bebauungsplänen hinaus,
verschiedene Inhalte über Vereinbarungen in Grundstücksverträgen zu
regeln.

33



Neben einzelnen Vorgaben aus den beschriebenen Konzepten wird in den
Verträgen f~r den ersten Wohnungsbauabschnitt beispielsweise die
Umsetzung von Gestaltungsleitlinien und eines Freiflächenrahmenplanes
mit der verbindlichen Festlegung verschiedener Gestaltungselemente
aufgenommen.

Auf Grund der Größe und Komplexität des Planungsgebietes wurde gleich
zu Beginn eine. Organisationsform entwickelt, die die Stadt München
finanziell und organisatorisch von den Planungs-, Finanzierungs- und
Koordinationsarbeiten freihält und nur die hoheitlichen
Entscheidungen, die über den Stadtrat gehen, im Hause belässt. Die
Gründung dieser privaten Maßnahmeträgerschaft wird im folgenden
Kapitel näher betrachtet.

3.3 Besondere Planungs- und Entwicklungsstrategie

Fachleute, Öffentlichkeit und Entscheidungsträger werden konsequent
in den Planungsprozess einbezogen. Dahinter steht die Überzeugung,
dass Planen im Sinne von Nachhaltigkeit eine kontinuierliche
Teamaufgabe ist, und nicht die Addition von Einzelleistungen mit
abgeschlossenem Endergebnis. Qualität und Akzeptanz stehen im
Vordergrund.

Über Informationen, Ausstellungen und Veranstaltungen werden
Öffentlichkeit und Bürger weit über die formellen, gesetzlich
geregelten Mitwirkungsverfahren hinaus in den Planungsprozess
einbezogen. Die Stadt München hat ferner ein Beteiligungsprojekt ins
Leben gerufen, das den Bürgern und Nutzern der Messestadt Riem
besondere Mitwirkungs- und Gestaltungsmöglichkeiten eröffnet. Mit
einem eigenen Riem-Ausschuss, in dem alle Angelegenheiten der
Messestadt gebündelt behandelt werden, hat der Stadtrat der
Landeshauptstadt München dafür Sorge getragen, dass Planung und
politische Entscheidung nahtlos ineinander greifen. Vertreter des
Stadtrates sind ihrerseits in den Fachgremien (z.B. Preisgerichte,
Beratergruppen) der Messestadt vertreten.

3.3.1 Private Maßnahmeträgerschaft
München-Riem-GmbH (MRG)

Als Ausgangslage zur Auslagerung finanzieller und organisatorischer
Aufgabenbereiche sind sicherlich

die knappen Mittel der Stadt
der angespannte Wohnungsmarkt
der hohe Finanzierungsbedarf zu nennen.

Der hohe Finanzierungsbedarf für die Erschließung der 274 ha Bau- und
Verkehrsflächen und der 282 ha Grün- und Freiflächen waren (ohne die
Neue Messe) mit ca. 420 Mio. Euro beanschlagt worden. Da die zu
erwartenden Ausgaben größer als die Einnahmen waren wurde das Modell
einer Public-Private-Partnership angestrebt.
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Die Organisation Stadt wäre für diese Aufgabe nicht ausreichend
geeignet. Hierzu ist auch festzuhalten, dass private
Organisationsformen neben den personal-wirtschaftlichen Vorteilen
auch den Vorteil des vorsteuerabzuges genießen. Die Ziele der Stadt
waren kurzgefasst:3

Realisierung außerhalb des städtischen Haushaltes
Finanzwirtschaftliche Vorteile
Personalwirtschaftliche und organisatorische Vorteile
Projektbezogene Abrechnung

Für die Realisierung dieses Projektes wurde also ein
privatrechtliches Trägermodell entwickelt. Dazu führt die
Landeshauptstadt München eine europaweite Ausschreibung der
Maßnahmeträgerschaft München-Riem durch. Den Zuschlag aus dieser
Ausschreibung erhielt eine Bietergruppe um die Bayrische Landesbank,
der zur Gründung der MRG Maßnahmeträger München-Riem GmbH führte.

Vergleiche hierzu in der Anlage 3.14

Gesellschaft, Organisation-Organigramm,
Finanzierungsmodell.

die Darstellungen
Aufgaben und

zur
dem

In Anbetracht der Größenordnung und Komplexität des Projektes sowie
der engen Terminvorstellungen wurde schon sehr frühzeitig über eine
geeignete Organisation und Finanzierung der Gesamtmaßnahme Messestadt
Riem nachgedacht. Die hierarchischen Verwaltungsstrukturen, die
vielfältige Kompetenzverteilung auf verschiedene Dienststellen, die
sehr eigenständige Ressortherrschaft der Referate sowie die politisch
ausgerichteten Entscheidungsgremien der Stadt ließen den Schluss zu,
dass die kommunalen Aufgaben dieses Großprojekt nur sehr schwer und
unter erheblicher Terminverzögerung durch die Stadtverwaltung
bewältigt werden könne. Die Vergabe möglichst vieler kommunaler
Aufgaben, die städtebauliche Gesamtsteuerung, die
Grundstücksverwertung und Steuerung der Finanzierung verbleiben bei
der Stadt.

Die Aufgaben der MRG umfassen insbesondere die Erschließung sowie die
Herstellung der technischen, sozialen und kulturellen Infrastruktur.
Hierzu zählt neben dem Bau der Strassen, Abwasserkanäle und
öffentlichen Grünanlagen auch die Erstellung des Landschaftsparks,
der Bau von Schulen, Kindergärten und Sportanlagen sowie z.B. auch
der Bau eines neuen Friedhofes.
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Alle diese Aufgaben werden durch ein Bankenkonsortium unter Führung
der Bayrischen Landesbank vorfinanziert. Während der Projektdauer
leistet die Stadt München Finanzierungsbeiträge vor allem aus
Grundstückserlösen und aus staatlichen Zuwendungen. Der sich am Ende
der Gesamtmaßnahme ergebende Finanzierungssaldo wird zwischen Stadt
und Finanzierungskonsortium ausgeglichen.

Die Wahrung der städtischen Interessen wird durch die enge
Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung und durch einen Beirat, dessen
stimmberechtigte Mitglieder aus den Reihen des Stadtrates stammen,
sichergestellt. Neben den vielfältigen organisatorischen, technischen
und kaufmännischen Aufgaben, welche die MRG selbst erbringt, bedient
sie sich für Planungsleistungen der Hilfe einer großen Zahl privater
Ingenieur-, Planungs- und Architekturbüros sowie weiterer
Sonderfachleute . Die Aufgaben des Wohnungs- und Gewerbebaus werden
durch private Bauträger bzw. Bauherren wahrgenommen.

Die kritischen Betrachtungen des Projektleiters Dir. Theo
Bauernschmidt; LBK München; 1997; anlässlich eines Fachseminars am
Institut für Wohnungswesen, München,hierzu:? î
"Durch das dargestellte Modell einer umfassenden Maßnahmeträgerschaft
konnten von der MRG die bisherigen Infrastrukturmaßnahmen sehr
frühzeitig und in guter Qualität verwirklicht werden. Auch die
Auftragsvergaben an Dritte für verbleibende Aufgaben der
Stadtverwaltung über die MRG trugen zu einer wesentlichen
Vereinfachung und Beschleunigung bei. Dies trifft ebenfalls auf die
Entscheidungen des Riem-Beirates (Vorlagefrist ca. 1 Woche) gegenüber
Entscheidungen des Stadtrates (Vorlagefrist 7 Wochen) zu. Für den
Riem-Ausschuss wurde allerdings fast bei allen Entscheidungen die
vorgegebene Vorlagefrist verkürzt."

Zwangsläufig treten auf Grund der eingangs dargestellten
Verwaltungsstruktur Verzögerungen bei manchen, bei der Stadt
verbleibenden Aufgaben auf, was zu unterschiedlichen zeitlichen
Entwicklungsstadien (z.B. Infrastrukturerstellung einerseits und
Wohnungsbau andererseits) führt und letztendlich ausgeglichen werden
muss, vor allem auch um erhöhte Vorfinanzierungskosten weitgehend zu
vermeiden.

Die Zusammenarbeit zwischen der MRG und der Stadt ist im allgemeinen
gut. Mögliche Probleme werden durch die Koordinierungsstelle der
Stadt und in der Entscheidungsfindung auf Stadtratsebene auf Grund
der Personengleichheit in den beiden maßgeblichen Gremien gelöst. Die
Reaktion der Kommunalpolitiker auf die neue Organisations- und
Entscheidungsfunktion ist aus verschiedenen Beweggründen positiv.

Vergleiche hierzu
Aufgabenbeschreibung
vereinbart wurde.

auch die Anlage 3.28
, die ausführliche

(Maßnahmenkatalog) der im Grundleistungsvertrag
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Massnahmel1llgersc/laft MDnch~iem
Vertragsbeziehungen

Vertr1lge m~ der landeshauplstadt MDnchen

INr. Vertragsbezeichnung Vertragsparteien Vertragsgegenstand

LH MDnchen Fl1I8nzierungskanditianen, RDckzahiung
BayrisclIe landesbank
zustimmend z.K. genommen:
MRG

()

:'~
i...~~7

1 Gesellschaftsvertrag

2 Ankaufsrechl fOr
Gesellschaftsanteile

3 RehmenvertrBg
(RV)

4 Grundleis1lJngsvertrag
(GlV)

5 Beiratsardnung
(BO)

6 Finanzierungsvertrag
(FinV)

8 AustaflbDrgschaft
(BOrgschaftsur1<unde)

9 Bestandsgarantievertrag

10 Abwicldungsgarantie-
vertrB

11 Schledsvertrag
(SV)

12 FadDring Vertragswer1<

13 Kred~hmenvertrag

14 Konsortialvertrag

BABAG
GBWAG

Bayrische L.andesbank
BABAG
GBWAG

LH MDnchen
BayrisclIe landesbank
BABAG
GBWAG
MRGI.Gr.

LHMDnchen
SEW
MRG

LHMDnchen
MRG
Zustimmung BABAG,
GBWAG

LHMDnchen
landesbank

BayrisclIe l.andesbank

LHMDnchen
Bayrische landesbank

LHMDnchen
landesbank

LH MDnchen
Bayrische l.andesbank
BABAG
GBWAG
MRG

Bayrische landesbank
MRG
LHMDnc:hen

Bayrische l.andesbank
MRG
zustimmend z.K. genommen:
BaVRmnrund

Bayrische landesbank
BABAG
GBWAG
Bavemorund

Salzung der Maßnahmel1llger-Riem-GeselIschaft (MRG)

Jedeaeiliges Recht der landesbank zum Ankauf der
Geschaftsanleile der jeweiligen GeseI1sèhafter der MRG

Grundsatze der kDnftigen vertraglichen Regelungen,
Aufzllhlung der in jedem Fane noch abzuschließenden
Einzelvertr1lge

Aufgabenumfang, AufgabendurchfOhrung, Zusammen-
wir1<en der Veflragspartner, Zusammenarbeli m~ Drillen
Finanzierung, VergD11lng, Haftung, Gewahr1elsl1Jng, KDndigung
Abrechnuno. V~asanderunoen

Geschaftsardnung Illr den Beirat
Uste der zuslimmungspftichtigen Geschaftsvarflllle

BDrgschaft fIIr dia vertJagsmaßige VerMlndung von MiIIDIn,
die die LH MDnchen an dia MRG zahn

BDrgschaftsur1<unde zum BDrgschaftsvertrag

Verpflichtung der l.andesbank. Illr dia Dauer der Maßnahme-
tJ1Igerschaft MDnchen-Riem eine direkte oder indirekte Mehr-
heit an der MRG zu hatten

Verpftlcl1lung der landesbank, die MaßnahmelJagerschaft
abzuwickeln und abzurechnen falls die MRG ausfllin

Schledsveralnbarung
abschließend lOr alle slrittIgen Fragen der Finanzierung und der
BDrgschaften, var1lIufig lOr alle sonstigen SlreiIfmgen, sofern eine
Partei den Schiedspruch innerflalb einer bestimmten Frist anficht.

Regelung zum Ver1<auf der Forderungen der MRG an die
LH MDnchen an das Bankenkonsortium

Regelung zum rnaßnahmebezogenen Geldverkehrs, der Dber
Bayoamgrund abgewickelt wird.

ZUS8mmenarbe~ innertlalb des l.andesbankkonzem im Rahmen
der MaßnahmelJagerschaft MDnchen-Riern
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3.3.2 Teamorientierte Planung und
Beratergruppe für Stadtgestaltung und Ökologie

Teamorientierte Planung

Das Planen wird nicht als die lineare Addition verschiedener
Einzelleistungen, sondern als integrierte Gesamtleistung der
unterschiedlichen Fachrichtungen sowie der Auftraggeber und Benutzer
verstanden. Dabei kommt dem Auftraggeber eine Schlüsselrolle zu, da
er die Zielsetzungen im Bereich Ökologie und Energie vorgibt.

Im teamorientierten oder integralen Planungsansatz werden die
Schwerpunkte neu gesetzt. Der Planungsaufwand in den ersten Phasen
wird deutlich verstärkt, denn es gilt den gesamten Lebenszyklus des
Gebäudes in die Entscheidungen mit einzubeziehen. In dieser
Planungsphase werden die weichen für das Gebäude gestellt.

Lösungskonzepte stehen anstelle von Einzellösungen im Vordergrund. Im
Team werden die unterschiedlichsten fachlichen Lösungsansätze
verfolgt und auf ihre wechselseitigen Auswirkungen untersucht. Eine
Entscheidung fällt erst gegen Schluss, und zwar im Sinne einer
Kombination von Lösungsansätzen. Demgegenüber werden im
konventionellen Ab~~uf schon sehr früh Lösungsvarianten
ausgeschieden, ohne dass eine Kombination von Teillösungen gesucht
wird.
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Abb. 12: Ökologisches Gesamtkonzept als Planungsziel10
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Das zentrale Instrument des teamorientierten Planungsansatzes ist das
Projekt-Pflichtenheft. In diesem werden in den ersten Planungsphasen
Zielsetzungen und Anforderungen an das Bauprojekt formuliert. Der
klar strukturierte Aufbau vermittelt allen Beteiligten eine
projektumfassende Übersicht. Projektziele und die zu erfüllenden
Anforderungen werden durch klar formulierte Vorgaben für alle
Beteiligten konkretisiert. Das Pflichtenheft hat dynamischen
Charakter und wird entsprechend den Projektphasen laufend
nachgeführt . Je nach Bauprojekt wird es ca. alle 6 Monate auf den
neuesten Stand gebracht und mit den aktuellen Projektdaten
verglichen. Das Projekt-Pflichtenheft hat in der Regel folgenden
Aufbau und Inhalt:ll

Präambel
übergeordnete Zielsetzungen des Bauherren
Absicht der Bauherrschaft
Funktion, Energie, Ökologie und Wirtschaftlichkeit
Qualitätsmanagement
Definition und Festlegung der wichtigsten
Planungsinstrumente
Energie
Definition und Festlegung der energetischen Zielgrößen
Wärme, Elektrizität und Wasser
Materialökologie
Materialien und Baukonstruktion
Architektur
Flächenbilanz, Wärmeschutz, Tageslichtnutzung,
Raumklima, formale und organisatorische Qualität
Gebäudetechnik
Anforderungen und Vorgaben bezüglich Heizungsanlagen,
RTL-Anlagen, Sanitäranlagen, Gebäudeleittechnik
Freiraum
Anforderungen an Bauplatz, Grundwasser, Versickerung,
Altlasten, Bepflanzung
Betrieb
Anforderungen und Vorgaben an das Gebäudemanagement

Vergleiche auch die Planungs- und Instrumententabellen im Anlagen
3.312, die jede Stufe zu Planungsablauf, Entscheidungsfindung und
Instrumenten ausführlich beschreibt.

Zur Gestaltung und Erreichen einer gewissen Sensibilität in der
Planung der Gebäude und Freiräume wurden bestimmte
Anregungsbroschüren verfasst. Da innerhalb der einzelnen
Bauabschnitte verschiedene Bauträger und Architekten die Volumen
gestalten, ist es Ziel gewisse Qualitäten, hier zum Beispiel für
Eingangszonen und Freiraumabgrenzungen, zu erreichen. Ein
Gesamtüberblick über diese Merkmale in der Nachbarschaft soll auch
die Berücksichtigung und den Lösungsansatz für die betroffene
Bauparzelle erleichtern. Vergleiche hierzu auch die Anlage 3.413•
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Beratergruppe uStadtgestaltung und Ökologie"

Um die hohen gestalterischen und ökologischen Ansprüche, die an den
neuen Stadtteil gestellt werden, über einen längeren Zeitraum sichern
zu können, ist im ~33 des Grundleistungsvertrages vorgesehen,
Beratergruppen zu Fragen der Stadtgestalt und Ökologie einzusetzen.
Sie sollen der "Abstimmung aller einzelnen Bauvorhaben mit den
stadtgestalterischen und ökologischen Zielen der Stadtteilentwicklung
im Interesse einer optimalen Umsetzung dieser Ziele bei der
Realisierung" dienen. "Sie sollen vor allem eine Begutachtung
einschließlich aufzustellender und anzubringender Kunstwerke
vornehmen."

Darüber hinaus sollen die Beratergruppen auch die städtischen
Dienststellen und die MRG in Fragen der Stadtgestalt und der Ökologie
im Zusammenhang mit Planungen, die keinem förmlichen
Genehmigungsverfahren unterliegen sowie in Fragen der Gestaltung der
Erschließungsanlagen unterstützen. Wie der Begriff "Beratergruppe"
schon zum Ausdruck bringt, soll der Schwerpunkt der Tätigkeit die
"Beratung" im Sinne konstruktiver Kritik sein. Es werden dabei
"Empfehlungen" formuliert bzw. bei Wettbewerben mitgestimmt. Eine
Rechtsverbindlichkeit erwächst durch ein Urteil nicht

Die Gruppe wird in zeitlichen Abständen von 2 Jahren
zusammengestellt und wird durch Persönlichkeiten
freischaffender Architekten gebildet, die sich
Abständen zusammenfinden um über einzelne Projekte zu

3.4 Merkmale und Bausteine der Planung

3.4.1 Maßnahmenkonzepte

immer wieder neu
aus dem Kreis
in monatlichen
beraten.

Die Ökologischen Bausteine dienen der Abstimmung sämtlicher Planungen
mit der städtischen Verwaltung, den Verbänden, den Trägern
öffentlicher Belange, den Bauträgern und der Information der Bürger.
Sie geben konkrete Handlungsanweisungen und Planungsvorgaben für den
neuen Stadtteil im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung. Die
Maßnahmekonzepte stellen die Vertiefung der ökologischen
Rahmenkonzepte dar.

Die erarbeiteten
Grundsätzen:

Konzepte basieren insbesondere auf folgenden

1. Berücksichtigung natürlicher Standortfaktoren
2. sparsamer und effizienter Umgang mit vorhandenen Ressourcen
3. Nutzungsmischung, Mehrfachnutzung und Flexibilität
4. Bauliche Dichte bei hoher Wohnqualität
5. Einfache, umweltverträgliche und kostengünstige Bauweise
6. nutzerfreundliche, umweltschonende und effiziente

Technologien
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Folgende Ziele und Maßnahmenkonzepten wurden begründet:

Freiraumkonzept
Ziel des Freiraumkonzeptes ist es, die
Stadtklimas, der Flächeneinsparung,
Naturschutzes zu benennen und räumlich in

Anforderungen bezüglich
der Erholung und
Einklang zu bringen.

des
des

Wasserkonzept
Ziel des Wasserkonzeptes ist es, den Wasserverbrauch so gering wie
möglich zu halten und eine möglichst hohe Wasserqualität zu sichern.

Verkehrskonzept
Ziel des Verkehrskonzeptes ist es, Emissionen wie Lärm oder Abgase zu
vermindern und eine hohe Freiraumqualität zu sichern.

Energiekonzept
Ziel des Energiekonzeptes ist es, Energie sparsam, effizient und
umweltfreundlich zu erzeugen und zu gebrauchen.

Freimachungskonzept
Ziel des Freimachungskonzeptes ist es, das Gelände unter Schonung
erhaltenswerter Strukturen für die geplante Nutzung freizumachen und
anfallende Materialien wieder zu verwenden.

Abfallwirt~chaftskonzept
Ziel des Abfallwirtschaftskonzeptes der Stadt München ist es, das
Abfallaufkommen zu reduzieren.

3.4.2 Wohnen, Freizeit, Grün

In der neuen Messestadt Riem werden bis zum Jahre 2010 in mehreren
Bauabschnitten insgesamt rund 7.500 Wohnungen für 16000 Einwohner
entstehen. Im 1. Bauabschnitt werden 2300 Wohnungen für rund 5000
Einwohner und ca. 900 Arbeitsplätze geschaffen. Die Realisierung des
1. Teilabschnittes ist bereits weit fortgeschritten und es sind schon
große Teile bezogen. Auch die Vermarktung des 2. Teilabschnittes ist
bereits beim Abschluss.
Das Herz des Stadtteils bildet das Urban-Entertainment-Center. Den
Bewohnern des neu entstehenden Stadtteils dient es dabei als
eigenständige City. Die Kombination aus hochwertigem Shopping-
Erlebnis und Entertainment-Vielfalt ist die Antwort auf die sich
wandelnden Freizeitbedürfnisse. Unter einem Dach kann man hier
Einkaufen, Fitness, Gastronomie, Kino und Nachtlokale konsumieren.

Der Landschaftspark hat wesentliche Bedeutung für die Qualität des
neuen Stadtteils. Mit einer Größe von 200 Hektar umfaßt er Erholungs-
und Ausgleichsflächen. In den Park sind attraktive
Naherholungseinrichtungen wie ein Badesee mit Strand und zwei
Rodelhügel integriert. Das Aktivitätenband entlang der Nordkante des
Parks wird intensiv gestaltet und genutzt. Hier sind verschiedene
Themengärten, Biergärten, Spielplätze und andere Angebote vorgesehen.
Der Grünanteil und der Nutzungsmix ist in folgender Tabelle gut
beschrieben:

44



Verkehr
5%" 28 ha
Sonstiges.
3°/0"=.17 ha

,Messe.
'13%~i;"J'ha'

Gewerbe
12%=.68ha

IIIII'Messe

'~~ewerbe

R Sonsti{Jes

t:::J Verkehr

lä!I Wohn- und:Misçh,g~biE!tQJilG~ün

Abb. 14: Geplanter Flächennutzungsanteil1S

Im Rahmen der Bundesgartenschau 2005 soll der gesamte Stadtteil, also
neben dem Landschaftspark auch die Baugebiete, mit dezentralen
Ausstellungspunkten und Veranstaltungen miteinbezogen werden. Durch
Einbeziehung von Elementen einer Bauausstellung kann die Entwicklung
eines attraktiven, lebenswerten Stadtteils nach den Grundsätzen der
Agenda 21 umfassend gezeigt werden. Der Schwerpunkt liegt hier auf
der Darstellung landschafts- und stadtplanerischer Themen. Zur
Veranschaulichung der Bauflächenentwicklung vergleiche hierzu auch
die folgende Abbildung Nr. 15.

3.4.3 Gewerbegebiete

Die Umsetzung des anspruchsvollen Planungszieles, Arbeiten und Wohnen
in räumlicher Nähe zu ermöglichen, lässt sich an der Lage der
Gewerbeflächen mit ihrem jeweiligen Nutzungsprofil ablesen. Dabei
berücksichtigen die Planungen den Bedarf an unterschiedlichen
Flächenqualitäten, um so die Entwicklung eines vielfältigen und
modernen Branchenspektrums zu fördern. Im Zentrum steht die neue
Messe München, die seit 1998 eröffnet ist. Gleich anschließend bietet
das internationale Congress Center modernste Voraussetzungen zur
Durchführung von Kongressen, Tagungen, Seminaren sowie messe-
begleitende Veranstaltungen.
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Abb. 15: Bauflächenentwicklung Stand 1999/200015 J

~':'....

t:
~ Cl>:~- ::i .~

III.... C ~Cl> III .s::.:~ CO u ~ïii E 0c .~~ ci Cl C

It') c: C Ln
0 :J :J 0
0 N 0
N C Qi N

Cl) III
C <Il il: <Il <Il

~ :ë E :ë
¥ c c ::l c:... Cl> Cl Cl CIl

~ .s::. Cl Cl .s::.
u Cl Cl U.. 'Ill ~ ~ 'IllC
~ ~al ••c CO '"al CO COt:...

I ~!
;
III
:D



klassische Gewerbegebiet
das verarbeitende Gewerbe,
direkter Anbindung an die

Das Gewerbegebiet Nord-West ist als moderner Gewerbepark konzipiert,
der den Bedürfnissen innovativer und wachstumsorientierter Branchen
entgegenkommt. Insbesondere Betriebe aus dem Medien- und High-Tech-
Umfeld sowie aus dem Bereich Umwelttechnik finden hier einen
optimalen Standort. Bei der ParzelIierung wird auf höchste
Flexibilisierung geachtet.

Nördlich der Willy-Brand-Allee und südlich des Gewerbegebietes Nord-
West liegt ein ca. 1,8ha großes Mischgebiet, an das sich westlich der
Landschaftspark anschließt. Des weiteren existiert ein südlich der
Willy-Brandt-Allee und östlich des Willy-Brandt-Platzes gelegenes ca.
2,8ha großes Mischgebiet. Die unmittelbare Nähe zum Willy-Brandt-
Platz als Mitte des neuen Stadtteils begünstigt die Entwicklung
dieser Standorte. In den Mischgebieten werden Wohnungen und
Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören,
untergebracht.

Im Gewerbegebiet Nord-Ost wird das
entwickelt. Ausgelegt besonders für
Großhandel und Transportgewerbe, mit
Autobahn A94.

Das Kerngebiet "Arbeiten am See" bietet optimale Chancen, sich als
Standort für Verwaltung und Dienstleistungsbetriebe zu etablieren.
Sowohl für Banken und Versicherungsunternehmen, die im Zentrum nur
noch wenige Wachstumsmöglichkeiten haben, als auch Betriebe der
Medienwirtschaft sowie für sonstige Dienstleister mit überwiegendem
Bedarf an Büroflächen eröffnen sich hier interessante
Entwicklungsmöglichkeiten.

3.4.4 Vertragsbeziehungen der Public-Private-Partnership

Um die festgesetzten Maßnahmen der Trägerschaft zu überschreiben
bedarf es einem umfangreichen Vertragswerk, welches in der Abbildung
11 chronologisch aufgezeigt wurde. Der Aufgabenbereich der
Maßnahmeträgerschaft wird im 92 des Grundleistungsvertrages
folgendermaßen als Aufgabenbeschreibung oder Maßnahmenkatalog in der
Anlage 3.517 beschrieben. In der Anlage 2 sind in allen Einzelheiten
dann die Leistungen der folgenden Abschnitte geregelt.

Bestandsaufnahmen,
Projektentwicklung und Organisation,
die planerischen Leistungen,
die Ausschreibung und Vergabe von Leistungen,
Kosten + Abrechnung,
Zusammenarbeit mit dem Beirat,
Baudurchführung,
Grundstücksverkehr + Erschließungskosten,
Versicherungen,
Abrechnung + Dokumentation,
Leistungen im Zusammenhang mit Dritten und die
Projektsteuerung
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1 vgl. Landeshauptstadt München (Hsg.) (2001): München Riem, Das Projekt - Planung und
Realisierung, Broschüre, München 1/2001

2 Quelle: Landeshauptstadt München (Hsg.) (2000): Messestadt Riem, Städtebaulicher Konzeptplan,
Broschüre, München 9/2000

3 vgl. private Unterlagen des Herrn Kellerer der kaufmännischen Stabsstelle der MRG
4 Quelle: private Unterlagen des Herrn Kellerer der kaufmännischen Stabsstelle der MRG
5 eigene Darstellung, Daten entnommen aus: Abbildung nMessestadt Riem, Modell der

Maßnahmeträgerschaft", in: Institut für Städtebau und Wohnungswesen München der Deutschen
Akademie für Städtebau und Landesplanung: Aktuelle Probleme der Stadtplanung und des Städtebaus
Eigenverlag, Aufsatz von Bauernschmidt, T./ Danz, H. München. 7.10.1997, S. 11

6 eigene Darstellung, Daten entnommen aus: Abbildung nKoordinationsmodell Entwicklungsmaßnahme
Riem", in: Institut für Städtebau und Wohnungswesen München der Deutschen Akademie für Städtebau
und Landesplanung: Aktuelle Probleme der Stadtplanung und des Städtebaus, Eigenverlag, Aufsatz
von Bauernschmidt, T ./Danz, H. München, 7.10.1997, S. 6

7 aus: Bauernschmitdt,T./Danz,H.: Aktuelle Probleme der Stadtplanung und des Städtebaus. Aufsatz;
Eigenverlag; München, 7.10.1997, S.6
8 eigene Darstellung, Daten entnommen aus: Abbildung nAuszug aus dem Grundleistungsvertrag vom

1.8.1994. 92 Aufgabenbeschreibung" , in : Institut für Städtebau und Wohnungswesen München der
Deutschen Akademie für Städtebau und Landesplanung: Aktuelle Probleme der Stadtplanung und des
Städtebaus, Eigenverlag, Anlage von Bauernschmidt, T./Danz, H. München, 7.10.1997, S. 6

9 eigene Darstellung, Daten entnommen aus: Abbildung nVertragsbeziehungen Maßnahmeträgerschaft
München-Riem", in: Institut für Städtebau und Wohnungswesen München der Deutschen Akademie für
Städtebau und Landesplanung: Aktuelle Probleme der Stadtplanung und des Städtebaus, Eigenverlag,
Aufsatz von Bauernschmidt, T./Danz, H. München, 7.10.1997, S. 12

10 Quelle: Landeshauptstadt München (1998): Ökologische Bausteine, Teil2, Gebäude und Freiraum,
Broschüre 2/1998, S. 10
Beschreibung: Die Phase Vorentwurf/Entwurf ist besonders für das Gesamtkonzept eines Gebäudes
wichtig. Eine feine Abstimmung von Architektur, Freiraum, Gebäudeerschließung, Gebäudenutzung und
Gebäudetechnik wird durch den vernetzten Entscheidungsprozess gefördert. Nicht konventionelle
Lösungen in Einzelkonzepten (oben) sondern ein fachübergreifendes Gesamtkonzept (unten) im Team
wird erarbeitet. Hier zeigt sich besonders gut, dass die Teamleistung mehr ist als die Summe von
Einzelleistungen.

11 vgl. Landeshauptstadt München (1998): Ökologische Bausteine, Teil2, Gebäude und Freiraum,
Broschüre 2/1998, S. 11

12 Quelle: Landeshauptstadt München (1998): Ökologische Bausteine, Teil2, Gebäude und Freiraum,
Broschüre 2/1998, Anhang

13 Quelle: Landeshauptstadt München (2001): Schriftenreihe Nr. 10: Messestadt Riem, Eingangszonen,
Nr. 11: Messestadt Riem, Freiraumabgrenzungen, München

14 Quelle: private Unterlagen des Herrn Kellerer der kaufmännischen Stabsstelle der MRG
15 Quelle: Landeshauptstadt München (1995): Ökologische Bausteine, Teil1, Geplante

Flächennutzungen Messestadt-Riem, München, S. 7
16 Quelle: Landeshauptstadt München (2002), Informationsblatt, Stadtplanung München
17 Quelle: Landeshauptstadt München (1995): Auszug aus dem Grundleistungsvertrag vom 01. August

1995
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Anlage 3.1

Darstellungen zur Gesellschaft, Organisation-Organigramm,
Aufgaben und dem Finanzierungsmodell:

Bayrische Landesbank

Organigramm

Aufgaben der MRG

Finanzierungsmodell der Massnahmeträgerschaft Messestadt Riem
Quelle: aus privaten Unterlagen des Herm Kellerer der kaufmännischen Stabsstelle der MRG.
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Anlage 3.2

Die ausführliche Aufgabenbeschreibung (Maßnahmenkatalog) der
im Grundleistungsvertrag vereinbart wurde.
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Abbildung "Auszug aus dem Grundleistungsvertrag vom 1.8.1994. ~2
Aufgabenbeschreibung" aus: Institut für Städtebau und Wohnungswesen München der Deutschen Akademie für
Städtebau und Landesplanung: Aktuelle Probleme der Stadtplanung und des Städtebaus. Eigenverlag. Anlage
von Bauemschmidt, T.lDanz, H. München. 7.10.1997. S. 6.
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Die MRG fuhrt ihre Aufgaben als MassnahmelTllger mit dem Ziel einer wirtschaftlichen, zügigen und städtebaulich
optimalen Vorbereitung und Verwlrldichung der Im städtebaulichen und landschaftlichen Gesamtkonzept Neu-Riem In
der jeweils fortgeschriebenen Fassung bzw. in den Bebauungs-plänen fur das Vertragsgebiet vorge-schriebenen
Festlegungen und Einrichtungen durch. Die Stadt unterstützt dabei die MRG, indem sie ihr alle erforderlichen Daten und
Informationen zur Verfugung stellt und die für die Planung und Durchfuhrung der einzelnen Maßnahmen notwendigen
Entscheidungen rechtzeitig trifIt

2.2.11

2.2.6
2.2.7
2.2.8
2.2.9

2.2.10

2.2.4
2.2.5

2.2.3

2.3

2.4

2.5

2 2.1 im eigen Namen
alle für das Vertragsgebiet vorgesehenen Ersc:hlleBungsanlagen gem. ~127 Abs. 2 BauGB einschließlich der zugehörigen
Entwässerungs- und Beleuc:htungseinrichtungen, unabhängig davon, ob es sich beitragsfllhige oder nicht beitragsfähige
Anlagen handelt
2.2 im Namen der Stadt

2.2.1 Bestandsaufnahmen soweit noch notwendig
2.2.2 Freimachung der öffentlichen Rächen sowie der Rächen für Gemeinbedarf, der künftlgen

Baufläc:hen sowie der Rächen für die äußere Er.;chlieBung, soweit diese Maßnahmen nicht
bereits unter Nr. 2.1 fallen, soweit noch notwendig" jedoch ohne die Rächen für das künftige
Messegelande,
Im Zuge der Freimachung Fortsetzung der Altlasterlerkundung, -beseitigung bzw. ~nlerung
sowie der Wiederverwertung von auch aus Abbructlarbeiten gewonnenem Material, soweit noch
notwendig.
Alle Anlagen der öffentlichen Stadtentwässerung
Die öffentlichen Grünflächen, selbständige Kinder-spielplätze, sonstige Frelflächen und
Wasserflllc:hen, die ErTlchtung von Brücken, soweit diese Anlagen nicht bereits unter Nr. 2.1
fallen,
Die Anlagen fur die Abfallentsorgung,
Die park- and Ride-Anlagen
Die Friedhofsanlagen
Die äußere VerkehrserschlieBung und -anbindung, soweit diese Anlagen nic:htbereits unter Nr.
2.1 fallen,
Die Anlagen der sozialen und kulturellen InfrastruktlJr sowie sonstige städtische Hoc:hbauten wie
- Schulen, Kindergärten, Sportanlagen, kulturelle Einrichtungen, Einrichtungen des. sozialen
Bedarf (Alten- und Service-zentrum), Feuerwehrgerlltehlluser und Feuerwachen, soweit die Stadt
Bauhen1n dieser Einrichtungen Ist
Maßnahmen, Anlagen und Bauten für eine ökologische Bauausstellung, eine Gartenausstellung
oder ver-gleichbare Ausstellungen.

Die MRG wird bei der Bodenordnung und beim Grundsb'.id<sver1<ehrs mitwirken, sofern und soweit die Stadt
dies wünscht
Die MRG wird bei fOrmlichen p1anungsrec:htllchen Verfahren sowie bei der Fortschreibung des
städœbaulic:hen und landschaftlichen Gesamtkonzept:es in geeigneter Weise mitwirken bzw. die Stadt
unterstützen, sofern und soweit die Stadt die wünscht. Die MRG veranlasst und leitet sonstige
städtebauliche Planungen und die verfahrenstechnische Gesamtabwlddung.
Die MRG übernimmt die Organisation der Öffentlichkeitsarbeit und wlr1<t bei dieser mit

o

ô

3 Im Rahmen des Gesamtprojekt:es hat die MRG die Aufgabe,
3.2 zwischen den Grundstiickselgentümem, Bauherren und Bautragem sowie

dem Referat fur Stadtplanung und Bauordnung die Planung und Durchführung der Hoc:hbauten (z.B.
öffentlich geföl eierte I und freI-finanzierter Wohnungsbau, Gewerbebau, Einkaufszentren, öffentlichen
Hoc:hbauten) und der Freiflac:he neben der Gestaltung der Er.;chlieBungsanlagen Im Interesse einer
optimalen st.adtebaulic:hen Gestaltung und ökologischen Entwiddung koordinieren. Hierunter fallen auch
gestalœrtsche und sonstige Fragen, die über die Aussagen der Bebauungsplane hinausgehen.

3.3 Soweit andere Trager im Zuge der ErschIleBung des
Vertragsgebiet:es öffentliche oder private Einrichtung zur Versorgung mit Wasser, Energie, öffentlichem
Verkehr sowie Telekommunikationsanlagen herstellen, wird die MRG koordinierend und spartenführend tätig
werden.

4 Bel der Durchführung des MaBnahmekataloges hat die MRG die in Anlage 2 niedergelegten originären Leistungen zu
erbringen. Soweit die MRG LeistlJngen oder erbringen lässt, die über den Umfang der originären Leistungen hinausgeht,
sind die entsprechenden Kosten MaBnahmekosten.

5 Oie Stadt kann In besonders begründeten Ausnahmefällen Baumaßnahmen der Nr. 2.1 und Nr. 2.2 selbst durchführen.
Die übertragung auf Dritte Ist jedoch wahrend der Geltung dieses Grundleistungsvertrages ausgeschlossen. Führt die
Stadt eine Baumaßnahrne selbst durch, wird diese nach den Regelungen des Rnanzierungsvertrages und dieses
Grundleistungsvertrages finanziert

6 Unabhängig davon werden Stadt und MRG prüfen, ob, Inwieweit du auf welche Weise die MRG fachlich geeignete
Stellen der Stadt oder der als Eigenbetriebe geführten Werke mit der Planung und Durchführung von Maßnahmen
dieses Kataloges beauftragen kann.



Anlage 3.3

Planungs- und Instrumententabellen nach Phasen
Quelle: Landeshauptstadt München: Ökologische Bausteine. Teil2. Gebäude und Freiraum. Broschüre 211998.
Anhang
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cher Details nach lien auf der Baustelle überprüft? Bauen auf stad.
ökologischen Prin- tischen Grund.

I
zipien (Übergän. . Sind alle Beteiligten über die qualita- stücken
ge, Abdichtungen tiven Zielsetzungen informiert?
etc.) . SIA 00123

. Entsprechen die gewählten Produkte .Hochbaukon.
. Planung des Bau. den okologischen Kriterien über den struktionen

prozesses gesamten lebenszyklus von der Her. nach ökologi.
stellung, über Verarbeitung und Er- schen Gesichts.

. Produktewahl neuerung bis zur Entsorgung' punkten"

. Kontakte mit
Firmen

-.
. Information über ' Welche Informationsmittel werden . Checklisten und

energetisch und eingesetzt zu den Themen lüftung. Abnahmeproto.
ökologisch opti. Sommer-/Winterbetrieb. Warmwas- kolle
male Nutzung der ser, Wintergarten. Materialpflege.
Gebäude Gartenpflege ? ... Geplante In.

standhaltung" •
. Detaillierte Plan- . Wie wird die systematische Instand. Hrsg. landesin-

dokumentation haltung (Abnutzung, periodischer stitut für Bau.
Erneuerungsbedarf) gewährleistet? wesen und

angewandte
Bauschadens-
forschung
(lBB). Aachen

!

. Empfchlungen der
Beralergruppc
..Sladt(Jestaltung
und Okologic"

I. Besonn'Jng. Be.
schattung

";.,. .

,:~:;.;::~
~îV'.:.=-'<O\)
r!{~;



Planungsablauf Entscheidungsfindung Instrumente Planungsablauf Entscheidungsfindung

. Variantenvergleich
mittels Ökolobilanzen - Wie sieht das Höhen- und Mas-

senkonzept aus?

;.~~~r~}
. !Ç~;',,':..

. Festlegung der Ziel-
setzungen zu Boden
und Untergrund:

- Unberührte Boden-
flächen belassen

- Material wiederver-
wenden

- Umweltgerechte
Baustellenorganisa-
tion

. Erarbeilung des
Konzeptes für Boden
und Untergrund

. Gestalterische und
inhaltliche Abstim-
mung mit dem Frei-
raum-, Energie- und
dem Wasserkonzept

. Variantenvergleich
mittels Simulation
und Massenbilanzie-
rung

. Detaillierung des
Konzeptes zu
Boden und Unter-
grund

. Prüfung von Auf-
und Abtrag anhand
einer genauen Mas-
senberechnung

- Beschreibung der
umweltgerechten
Baustellenorganisa-
tion im Leistungs-
verzeichnis

. Kontrolle der Siche-
rungsmaßnahmen
und Baustellenein-
richtung

. Steuerung des Bau-
ablaufes

. Überprüfung der
Massen

. Information für den
Nutzer in Hinblick
auf den richtigen
Umgang mit dem
Boden

Welche Flächen bleiben unbe-
rührt, welche können geschützt
werden?

. Wo können Lagerflächen sein
(z.B. auf Wegen bzw. über lief-
garage!?

. Gibt es GeländemodelIierungen.
liefgaragen, Keller, etc.7

. Wie kann der Versiegelungsgrad
minimiert werden?

. Wo liegen die Leitungstrassen7

. Wie sicht der Baugrund aus.
welche Materialien können wie .
derverwendet werden 7

. Wie ist die Baustelle erschlos-
sen?

. Ist FI~chenschutz vorgesehen
und wie sieht dieser aus?

. Sind genügend Versickerungs.
und Grünflächen vorgesehen7

. Sind die ModelIierungen mini.
miert? Wie wird das Geländeni-
veau geplant?

. Welche Gründungstiefen liegen
vor?

. Konnen Funktionen gebündelt
werden?

. Wie wird Material wiederver-
wendet?

. liegt die Baustelleneinrichtung
zentral und auf bereits versiegel-
ten bzw. zu versiegelnden
Flächen?

. Ist Flächenschutz ausgeschrie-
ben?

. Sind die Massen nach Qualitä-
ten getrennt gelagert und wie-
derverwendet? Sind die Mas-
sen ausgeglichen?

. Sind Materialien entsprechend
der Nutzung eingesetzt?

. Ist der Baustellenablauf
umweltgerecht organisiert?

. Sind die Sicherungsmaßnah-
men ausreichend?

. Ist die Bilanzierung ausgegli-
chen?

. Sind die Baustoffe richtig gela.
gert und wiederverwendet?

. Sind Lagerflächen ausreichend
gesichert?

. Ist die Vermeidung der Baustoff-
einträge bei Bau und Betrieb
gesichert?

. Sind die Bewohner ausreichend
informiert?

. Bauzeitenplan

. Baugrundgut-
achten

. Bestandsplan:
Geländehöhen,
Grundwasser
Leitungstras-
sen. Vegetation

. Plan zur Bau-
steileneinrich-
tung

. Erdmassenkon-
zept

. Konzept zur
Substratver-
wendung

. Geländesimula-
tion

. Versickerungs-
konzept

. Mengen- und
Massenberech-
nung, Bilanzie-
rung

. BaustellenpIan-
und konzept

. Kontrolle der
Bilanzierung
anhand der
Abnahmeproto-
kolle

. Baustellenbuch

. Benutzerhand-
buch

. DIN 18915
"Vegetations-
technik im
Landschafts-
bau; Bodenar-
beiten"

. Festlegung der Ziel-
setzungen zu Frei-
raum:

- Pflanzen als kleinkli-
matischer Faktor

- Natürliche Ressour-
cen optimieren

- Mit Pflanzen Räume
schaffen

- Freizeit und Erholung

- Frühzeitige Planung
und Pflanzung

- Fachgerechte Pflege

. Erarbeitung des Kon-
zeptes für den Frei-
raum

. Abstimmung der
ökologischen Aspek-
te mit dem Bauherrn

. Gestalterische und
inhaltliche Abstim-
mung mit den ande-
ren Gewerken

. Abstimmung mit den
Fachplanern und
Behörden

. Darstellung der öko-
logischen Maßnah-
men im Genehmi-
gungsplan

. Detaillierung des
Konzeptes zu Frei-
raum

. Prüfung der Massen
und des Einsatzes
von Materialien

. Beschreibung der
Leistungen mit lie-
fernachweisen

- Kontrolle der Siche-
rungsmaßnahmen
und Baustellenein-
richtung

- Steuerung des Bau-
ablaufes

. Überprüfung der
Massen und der
Materialien, des
Saat- und Pflanzgutes

. Nachweis der fachge-
rechten Ausführung,
Liefernachweise, Pro-
tokolle

. Information für den
Nutzer in Hinblick auf
den richtigen
Umgang mit dem
Freiraum

. Sind die natürlichen Ressourcen
optimal genutzt7

. Ist das Freiraumsystem vollständig
vernetzt und barrierefrei7

. Sind die Freizeitbedürfnisse der
Nutzer ausreichend berücksichtigt?

- Welche Grün- und Freiflächen
grenzen an das Baugebiet an?

- Ist mit der Planung und Pflanzung
frühzeitig begonnen worden? -

. Ist eine fachgerechte Pflege
gewährleistet?

- Sind ausreichende Schutzmaß-
nahmen für den Bestand vorgese-
hen?

. Welche Elemente enthält der Frei-
raum?

- Sind Festsetzungen der Grünord-
nung und des Freiflächenrahmen-
plans berücksichtigt?

. Nach welchen Kriterien sollen die
Materialien im Freiraum ausge-
sucht werden 7

. Wo sind die Schnittstellen Gebäu-
de und Freiraum?

. Wieviel Geld wird für die Frei-
flächengestaltung bereitgestellt?

. Sind die Vorgaben berücksichtigt?

- Sind die Zielsetzungen und Vorga-
ben für Freiraum umgesetzt und
mit den anderen Gewerken abge-
stimmt?

. Sind Materialien entsprechend der
Nutzung wiederverwendet?

. Sind die Grün- und Freiflächen für
die Ansprüche von Naturschutz
und Erholung ausreichend dimen-
sioniert?

. Ist der Baustellenablauf umweltge-
recht organisiert?

. Sind die Sicherungsmaßnahmen
und die Baustelleneinrichtung
entsprechend durchgeführt wor-
den?

. Sind die Materialien fachgerecht
geliefert, gelagert und eingebaut
wrden?

. Sind die Bewohner ausreichend
informiert?

. Bestandsplan

. Gutachten Zur
ökologischen
und natur-
schutzfachli-
ehen Wertig-
keit

. Freiflächen-
konzept und
Ökobrlanz

. Erdrnassen-
konzept und
Massenbilan-
zierungen

. AktlJalisierung
der Gelände-
simulationen

. Freiflàcher.ge-
staltungsplan

._~. Mengen- und
Massenbe.
rechnung

. Geländesimu-
lationen I

. Ausführungs.
plan, Details

. Bauzeitenplan

. Pflege- und
Enwicklungs-
konzept

,
i

. ~~~~~~~I~u~~~
anhand der
Abnahmepro-
tokolle :

. Baustellen.
buch

. Benutzerhand-
buch
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Planungsablauf Entscheidungsfindung Instrumente

. Festlegung der Ziel- . S,nd die Größe und Lage der . Projekt.Pflich.
setzungen im Pro. Entsorgungsräume und tenheft
jekt-Pflichtenheft: Abfallsammelstellen festge.

legt? . Reinigungs.
- Trennung der Ab . und Entsor.

fälle . Sind Größe und Lage der gungskonzept
Putzräume festgelegt?

- Ausreichend Entsor- . Abfallwirt.
gungs- und Putzräu. . Sind die Zielsetzungen und schaltskonzept
me bereitstellen Anforderungen an die Gebäu- Messestadt

de. und Freiraumreinigung Riem
- ökologische Reini- definiert )

gung einführen

I

--_.--------
. Erstellung eines . Ist der Layout der einzelnen . Projekt-Pflich.

detaillierten Entsor. Entsorgungsräume und Sam- tenhelt
gungs. und Reini- meistelIen festgelegt?
gungskonzeptes . Entsorgungs-

. Sind die logistischen Syner- und Reini-
gien zwischen Abfallentsar. gungskonzept
gung und Reinigung geprüft
worden) . Abfallwirt-

schaltskonzept
. Ist die Grundausrustung der der Messestadt

Putzräume (Geschoß. und Riem
Hauptputzräumel definiert?

. Konzept für die
. Wurden die wichtigsten bau- Freiraumpflege

lichen Details bezLiglich
Gebäudereinigung festge-
legt?

. Wurden die ÜDerwiegende
Nutzung und deren Pflege-
aufwand im Freiraum festge-
legt7

. Prüfung des Entsor- . Ist die Baustellenentsorgung . Projekt-Pflich-
gungs- und Reini. organisiert7 tenhelt
gungskonzeptes auf

. Wurden Überlegungen zurKosteneinsparmög- . Baustellenent-
lichkeiten Reduktion der Baustellen. sorgungskon-

transporte gemacht7 zept
. Prüfung des Frei-

raumpflegekonzep. . Sind Vorgaben definiert für . Konzept für die
tes auf Kosteneins- die Bauschlußreinigung ? Freiraumpflege
parungen

. Wurde die Bepflanzung und
. Definieren der rele- die Wegebeläge mit Nut-

vanten Vorgaben für zungsart und dem leistbaren
die Ausschreibung Pflegeaufwand abgestimmt?

. Erstellen eines Kan. . Wurden die notwendigen
zeptes für die Bau- Düngungs .• Pflege- und
stellenentsorgung Erhaltungsmaßnahmen und -

methoden ausgewählt?

. Überprüfung der . Sind die Entsorgungssyste- . Reinigungsplan
betrieblichen Kenn- me. Behälter. Kosten und
daten für die Gebäu. Leerungsintervalle festlegt? . Entsorgungs./
dereinigung und die Abfallstatistik
Freiraumpflege . Sind die Reinigungsinter-

. Vorgehensplanvalle/.systeme. Zeitbedarf.
. Einführung des Reinigungsmittel. Kosten und für die Erfolgs-

Abfallmanagements Geräte im Reinigungsplan kontrolle
festlegt?

. Pflegeplan Frei-. Unterstützung des
Nutzers im Hinblick . Sind die Benutzer instruiert? raum
auf einen ökologi-
schen und kosten- . Ist der Durchführungszeit.
günstigen Betrieb punkt der Pflegemaßnahmen

im aktuellen Jahresablauf
festgelegt?

. EDV-unterstütz-
tes Controlling

. Wasserkonzept

. Komplette
Betriebs- und
Wartungsanlei-
tung

. Benutzerhand-
buch auf der
Grundlage des
Projekt-Pflich-
tenheltes

. Simulationen
(Regenwasser)

. Projekt-Pflich-
tenheft

. Betriebsopti-
mierungskon-
zept

. Projekt-Pflich-
tenheft

. Wasserkonzept

. Projekt-Pflich.
tenheft

. Meß. und Zähl-
konzept

. Freiflächenge-
staltungsplan

. Sind die Inbetriebnahme und
die Abnahme vorbereitet?

. Werden die Wasserver-
brauchszahlen im Rahmen
des Controlling überprüft
und optimiert?

. Wurde eine benutzerfreund-
liche Bedienungs- und War-
tungsanleitung erstellt?

. Ist der Grünflächenanteil
festgelegt?

. Wurde der Einsatz von
Regenwasser geprüft?

. Wurde die Umgebung mit
einheimischen Pflanzen
gestaltet. die Trockenheit
ohne künstliche Bewässerung
ertragen?

. Wurde der Anteil der versie-
gelten Flächen minimiert?

. Wurden die Zielsetzungen
fur den Wasserbedarf defi.
n,ert)

. Sind die betrieblichen Kenn-
daten festgelegt?

. Wurde das Wasserverteilnetz
optimal gedämmt (Kalt- und
Warmwasser)?

. Wurden Sanitärräurne und
Abwasserleitungen so
geplant. daß Wasserspar-WC
eingesetzt werden können?

. Wurde für den Einsatz des
Wassers 'nach Wasserqualitä.
ten unterschieden?

. Wurden Apparate mit tiefem I
Wasserverbrauch evaluiert?

. Wurde die Waschmaschine '
mit Kalt- und Warmwasseran-
schluß ausgewählt?

. Wurde Warmwasser nur wo
notig vorgesehen?

. Srnd getrennte Leitungs-
systeme für Trink- und
Regenwasser eingeplant?

. Sind Hartbeläge wasser-
durchlässig konzipiert?

. Sind Wassermeßstelien ein-
geplant?

I

!
I_. .l _
I

- Sparsamer Wasser.
verbrauch

. Fesllegung der Ziel-
setzungen im
Bereich Wasser nut.
zung:

. Prüfung des Was-
serlwnzeptes auf
Wasser. und
Kostenein-
sparmöglichkeiten

. Unterstützung des
Nutzers im Hinblick
auf einen wasser.
sparsamen Betrieb

. Definieren der rele-
vanten Vorgaben für
die Ausschreibung

. Erarbeitung des
Wasserkonzeptes
auf der Grundlage
der Zielsetzungen
im Projekt-Pflichten-
heft

. Vorbereitung des
Meßkonzeptes und
der Betriebsoptimie-
rung

. Vorbereiten und
durchführen der In-
betriebnahme und
der Abnahmen.

. Erstellen von Vari-
antenvergleichen
"ufgrund von Simu.
lations. und Was.
serbilanzierungs-
rechnungen



Anlage 3.4

Gestaltungsrichtlinien

Eingangszonen

Freiraumabgrenzungen

Quelle: Landeshauptstadt München: Schriftenreihe Nr. 10.: Messestadt Riem. Eingangszonen. Nr. 11.:
Messestadt Riem. Freiraumabgrenzungen. München 2001
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Anlage 3.5

Auszug aus dem Grundleistungsvertrag vom 01. August 1994

Quelle: Landeshauptstadt München:.Auszug ausdern.Grundleistungsvertrag vom 01. August 1995.
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.
, Auszug aus dem Grundlseitungsvertrag vom 01. August 1994 MRG

~ 2 Aufgabenbeschreibung
(Maßnahmenkatal og)

1 Die MRG führt ihre Aufgabe als Maßnahmeträger mit dem Ziel einer wirtschaftlichen,
zügigen und städtebaulich optimalen Vorbereitung und Verwirklichung der im städ-
tebaulichen und landschaftlichen Gesamtkonzept Neu-Riem in der jeweils fortge-
schriebenen Fassung bzw. in den Bebauungsplänen für das Vertragsgebiet vorge-
sehenen Festlegungen und Einrichtungen durch.

Die Stadt unterstützt dabei die MRG, indem sie ihr alle erforderlichen Daten und In-
formationen zur Verfügung stellt und die für die Planung und Durchführung der ein-
zelnen Maßnahmen notwendigen Entscheidungen rechtzeitig trifft.

2 Die MRG hat folgende Maßnahmen zu planen, durchzuführen und zu finanzieren:

2.1 im eigenen Namen

alle für das Vertragsgebiet vorgesehenen Erschließungsanlagen gemäß S
127 Absatz 2 BauGB einschließlich der zugehörigen Entwässerungs- und
Beleuchtungseinrichtungen, unabhängig davon, ob es sich um beitragsfähige
oder nicht beitragsfähige Anlagen handelt.

Sow~it s 41 Nr. 7.3 zur Anwendung kommt, wird die MRG in den besonde-
ren Erschließungsgebieten im Namen und auf Rechnung der Stadt handeln.

2.2 im Namen der Stadt

2.2.1 Bestandsaufnahmen, soweit noch notwendig,

2.2.2 Freimachung der öffentlichen Flächen sowie der Flächen für Gemein-
bedarf, der künftigen Bauflächen sowie der Flächen für die äußere
Erschließung, soweit diese Maßnahmen nicht bereits unter Nr. 2.1
fallen, soweit noch notwendig, jedoch ohne die Flächen für das künf-
tige Messegelände,

2.2.3 im Zuge der Freimachung Fortsetzung der Altlastenerkundung,
-beseitigung bzw. -sanierung sowie der Wiederverwertung von auch
aus Abbrucharbeiten gewonnenem Material, soweit noch notwendig,

2.2.4 alle Anlagen der öffentlichen Stadtentwässerung,

2.2.5 die öffentlichen Grünflächen, selbständige Kinderspielplätze, sonstige
Freiflächen und Wasserflächen, die Errichtung von Brücken, soweit
diese Anlagen nicht bereits unter Nr. 2.1 fallen,

2.2.6 die Anlagen für die Abfallentsorgung,

2.2.7 die Park- and Ride-Anlagen,

2.2.8 die Friedhofsanlagen,

ISW-Fachseminar 13/97 am 7.0ktober 1997 in München
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Auszug aus dem Grundlseitungsvertrag vom 01. August 1994 MRG

()

2.2.9 die äußere Verkehrserschließung und -anbindung, soweit diese An-
lagen nicht bereits unter Nr. 2.1 fallen,

2.2.10 die Anlagen der sozialen und kulturellen Infrastruktur sowie sonstige
städtische Hochbauten wie

• Schulen

• Kindergärten, -horte und -krippen

• Sportanlagen / Sportflächen

• kulturelle Einrichtungen

• Einrichtungen des sozialen Bedarfs (z.B. Alten- und Service-
zentrum)

• Feuerwehrgerätehäuser und Feuerwachen,

soweit die Stadt Bauherrin dieser Einrichtungen ist,

2.2.11 Maßnahmen, Anlagen und Bauten für eine ökologische Bauausstel-
lung, eine Gartenausstellung oder vergleichbare Ausstellungen.

2.3 Die MRG wird bei der Bodenordnung und beim Grundstücksverkehr mitwir-
ken, sofern und soweit die Stadt dies wünscht.

2.4 Die MRG wird

• bei förmlichen planungsrechtlichen Verfahren sowie

• bei der Fortschreibung des städtebaulichen und landschaftlichen Ge-
samtkonzeptes

in geeigneter Weise mitwirken bzw. die Stadt unterstützen, sofern und soweit
die Stadt dies wünscht.

2.5

Die MRG veranlaßt und leitet sonstige städtebauliche Planungen und die
verfahrenstechnische Gesamtabwicklung.

Die MRG übemimmt die Organisation der Öffentlichkeitsarbeit und wirkt bei
dieser mit.

3 Im Rahmen der Durchführung des Gesamtprojektes hat die MRG die Aufgabe,

3.1 zwischen den Grundstückseigentümern, Bauherren und Bauträgem sowie
dem Referat für Stadtplanung und Bauordnung die Planung und Durchfüh-
rung der Hochbauten ( z. B. öffentlich geförderter und freifinanzierter Woh-
nungsbau, Gewerbebau, Einkaufszentren, öffentliche Hochbauten) und der
Freiflächen neben der Gestaltung der Erschließungsanlagen im Interesse ei-
ner optimalen städtebaulichen Gestaltung und ökologischen Entwicklung zu

ISW-Fachseminar 13/97 am 7.0ktober 1997 in München
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Auszug aus dem Grundlseitungsvertrag vom 01. August 1994 MRG

koordinieren. Hierunter fallen auch gestalterische und sonstige Fragen, die
über die Aussagen der Bebauungspläne hinausgehen.

3.2 Soweit andere Träger im Zuge der Erschließung des Vertragsgebietes öffent-
liche oder private Einrichtungen zur Versorgung mit Wasser, Energie, öffent-
lichem Verkehr sowie Telekommunikationsanlagen herstellen, wird die MRG
koordinierend und spartenführend tätig werden.

4 Bei der Durchführung des Maßnahmekataloges hat die MRG die in Anlage 2 nieder-
gelegten originären Leistungen zu erbringen.

Soweit die MRG notwendige Leistungen erbringt oder erbringen läßt, die über den
Umfang der originären Leistungen hinausgehen, sind die entsprechenden Kosten
Maßnahmekosten.

o
5

6

Die Stadt kann in besonders begründeten Ausnahmefällen Baumaßnahmen der Nr.
2.1 und Nr. 2.2 selbst durchführen. Die Übertragung auf Dritte ist jedoch während
der Geltung dieses Grundleistungsvertrages ausgeschlossen.

Führt die Stadt eine Baumaßnahme selbst durch, wird diese nach den Regelungen
des Finanzierungsvertrages (vgl. 9 39 Nr. 1) und dieses Grundleistungsvertrages fi-
nanziert.

Unabhängig davon werden Stadt und MRG prüfen, ob, inwieweit und auf. welche
Weise die MRG fachlich geeignete Stellen der Stadt oder der als Eigenbetriebe ge-
führten Werke mit der Planung und Durchführung von Maßnahmen dieses Katalo-
ges beauftragen kann.
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Anlage 2 zum Grundleistungsvertrag vom 01. August 1994

Katalog der originären Leistungen der MRG

MRG

()

1. Im Zusammenhang mit Maßnahmen, die die MRG im eigenen Namen und
im Namen der Landeshauptstadt München durchzuführen hat:

1.1 Bestandsaufnahmen

Die Bestandsaufnahmen sind bei Aufnahme der Geschäftstätigkkeit der
MRG weitgehend durchgeführt, so daß nur in Einzelfällen nach Bedarf
zusätzliche Erhebungen erforderlich werden. Die originare Leistung
der MRG besteht in der

Veranlassung der noch erforderlichen Bestandsaufnahmen, insbeson-
dere zu

• Nutzungsart

• Natürliche Standorteigenschaften (Geländeformation, Bodenqualität,
Wasservorkommen und -qualität, Altlasten, Bodenschätze, Vegetati-
on, Biotope, Artenschutz, Stadtklima, Lufthygiene)

• Landschaft- und Stadtökologie (Landschaftsgestaltung, Grün- und
Frei-flächen, übergeordnete Freiflächen) .

• Infrastruktureinrichtungen (technische Infrastruktur: Straßen, Ener-
gie, Wasser, Kanal, Müll, Recycling; soziale Infrastruktur: Schulen,
Kindergärten, Altenheime u.a.)

• Verkehrssituation (ÖPNV-Bestand,lndividualverkehr:
schließung (Hauptverkehrsstraßennetz), innere
(Erschlies-sungsstraßennetz) )

äußere Er-
Erschließung

• Bauliche Anlagen (Gebäude und Bauteile auf dem ehem. Flugha-
fengelände, gewerbliche Bauten)

1.2 Projektentwicklung und -steuerung

1.2.1 Organisation

• Erarbeitung und Fortschreibung eines Projekthandbuches mit

• Projektstrukturplan

ISW-Fachseminar 13/97 am 7. Oktober 1997 in München
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Anlage 2 zum Grundleistungsvertrag vom 01. August 1994

• Organisationsdiagramm

• Besprechungsregelungen

• Informationsfluß

• Zusammenwirken mit dem Beirat

• Integration der Leistungen Dritter

• Kontrolle und Fortschreibung der Organisation für

MRG

()

• Qualitätssicherung von Planung und Baudurchführung

• Objektüberwachung

• Abrechnung und Rechnungsprüfung

1.2.2 Planerische Leistungen

• Veranlassung und Leitung der städtebaulichen und verfah-
renstechnischen Gesamtabwicklung und Mitwirkung bei der
Fortschreibung des Gesamtkonzeptes

• Erstellung eines Planungs- und Durchführungsprogramms für
das Gesamtprojekt und dessen laufende Fortschreibung

• Veranlassung und Koordinierung der städtebaulichen Pla-
nung, auch für Teilbereiche

• Koordination der notwendigen Planungen, mit dem Ziel mög-
lichst bald rechtskräftige Bebauungspläne zu erhalten

• Abstimmung mit den städtischen Referaten und Eigenbetrie-
ben

• Vorbereitung und Durchführung von Wettbewerben einschI.
der Organisation der Vorprüfung, jedoch ohne die Aufstellung
von Raum- und Funktionsprogrammen

• Vergabe von Architekten- ,Ingenieur- und sonstigen Leistun-
gen, Vorbereiten und Abschließen und Betreuen entspre-
chender Verträge

• Erarbeitung von Grundlagen für Infrastruktursysteme
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• Trassen- (Sparten-)koordination, jedoch ohne Planungslei-
stungen

• Koordinierurig der Planungen in bezug auf die städtebauli-
chen und ökologischen Belange

• Koordination und Kontrolle aller Planungsleistungen, soweit
Bauten und Anlagen betroffen sind, die von der MRG errichtet
werden

• Freigabe der Planungen, soweit Bauten und Anlagen betrof-
fen sind, die von der MRG errichtet werden

• Zusammenarbeit mit den Beratergruppen für städtebauliche
und ökologische Belange und Berücksichtigung derer Empfeh-
lungen

• Veranlassung, Steuerung und Koordination der Abbruch- und
Freimachungsarbeiten einschI. Altlasten, soweit noch nicht
erfolgt, auch auf Grundstücken Dritter. Soweit bereits Verträ-
ge durch die Stadt abgeschlossen wurden und diese noch
nicht abgewickelt sind, ist in diese einzutreten.

• Steuerung und Koordination der Einholung von Genehmigun-
gen

• Aufstellung und Überwachung von Zeit- und Maßnahmeplä-
nen und deren Koordination mit der Finanzplanung

• Übergeordnete Terminplanung und Kontrolle für die von der
MRG zu betreuenden Maßnahmen sowie für die Leistungen
anderer Projektbeteiligter

• Organisation und Mitwirkung bei der Öffentlichkeitsarbeit

1.2.3 Ausschreibung und Vergabe von Leistungen

• Veranlassung, Steuerung und Koordination der Vorbereitung
und Durchführung von Ausschreibungen

• Erarbeitung von Vergabevorschlägen

• Abwicklung der Vergaben nach einschlägigen Vorschriften
(VOB, VOL, EG-rechtl1chen Vorschriften der VOB und VOL,
HOAI Mittelstandsrichtlinien Umweltrichtlinien sowie alleI ,

sonstigen relevanten Richtlinien, auch solcher die während
der Vertragszeit neu eingeführt werden)
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Anlage 2 zum Grundleistungsvertrag vom 01. August 1994 MRG

• Erarbeitung einheitlicher Vertragsbestimmungen für die aus-
führenden Firmen

• Abschlüsse von Verträgen mit den ausführenden Firmen

1.2.4 Kosten I Abrechnung

• Aufbau einer Kostengliederungsordnung für die durchzufüh-
ren-den Maßnahmen

• Erarbeitung eines Gesamtkostenrahmens und dessen Fort-
schreibung. Soweit Kostenermittlungen anderer am Projekt
Beteiligter vorliegen, sind diese zu koordinieren und einzuar-
beiten.

• Planung und Kontrolle der Kosten von Einzeimaßnahmen und
der Gesamtmaßnahmen

• Veranlassung und Kontrolle der Rechnungsprüfungen und
Zahlungsfreigaben

• Vorhalten der Abrechnungsunterlagen bis zur Überprüfung
durch die Stadt

• Aufstellen elnes jährlichen Budgets

• Vorlage eines jährlichen Ist-Abschlusses

1.2.5 Zusammenarbeit mit dem Beirat

• Rechtzeitige Erarbeitung von Vorlagen mit allen erforderlichen
Unterlagen und Erläuterungen zur Herbeiführung von Entschei-
dungen des Beirats

• Veranlassung und Sicherstellung der Durchführung von Bei-
ratsentscheidungen

• Regelmäßige Information des Beirates über Termin- und Ko-
stenentwicklung

1.2.6 Baudurchführung

• Koordination der Planungs-und Bauarbeiten einschließlich
Termin- und Qualitätskontrollen.

ISW-Fachseminar 13/97 am 7. Oktober 1997 in München
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2.

• Abnahme der baulichen Anlagen und Übergabe an die Stadt
bzw. die künftigen Nutzer und Zusammenstellung der Gewähr-
leistungsfristen der Planer und Bauausführenden

• Vorbereitung von Wartungsverträgen

• Beschaffung, Kontrolle und Zusammenstellung von Bestand-
sunterlagen und Wartungsanleitungen

1.2.7 Grundstücksverkehr I Erschließungskosten

• Mitwirken bei Bodenordnung und Grundstücksverkehr, soweit
von der Stadt verlangt

• Ausarbeitung, Abschluß und Vollzug von Erschließungkosten-
übernahmeverträgen und Errechnung der Erschließungsbei-
träge für die einzelnen Grundstücke

1.2.8 Versicherungen

• Vorbereitung und Abschluß von Versicherungen für Planung
und Baudurchführung, wobei Art und Umfang sowie Kosten-
tragung im Einzelfall mit dem Beirat abzustimmen sind

1.2.9 Abrechnung I Dokumentation

• Führen einer gegliederten Statistik für das Gesamtprojekt

• Dokumentation für die Investitionsplanung und für die Abrech-
nung

• Vorlage einer Gesamtabrechnung

Im Zusammenhang mit Leistungen Dritter

2.1.1 Planerische Leistungen

• Berücksichtigung aller Bauvorhaben bei der Abwicklung des
Gesamtkonzeptes

• Koordination der Planungen Dritter im Hinblick auf städtebau-
liche und ökologische Belange durch Einschaltung von Bera-
tergruppen

• Anregungen für die im Bereich der technischen Infrastruktur
beteiligten Dritten mit dem Ziel der Sicherstellung eines ein-
heitlichen Infrastrukturkonzeptes
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• Trassen- (Sparten-)koordination für die Versorgung mit Was-
ser, Gas, Strom, Fernwärme, Telekommunikation, jedoch oh-
ne Planungsleistungen

2.2 Projektsteuerung

• Einholung der notwendigen Informationen von Dritten als Grundlage
für die Koordination und Integration in die Steuerung des Ge-
samtprojektes

• Koordination der Terminpläne Dritter mit dem Terminplan des Ge-
samtprojektes

• Information der beteiligten Dritten über die Leistungen der MRG im
Hinblick auf technische und terminliche Abstimmung

• Rechtzeitiger Abruf von Leistungen Dritter, soweit sie zur Durchfüh-
rung der Leistungen der MRG notwendig sind
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4 Zentrale Bahnflächen
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4.1 Grundidee

Die in der Perspektive München übergeordneten ziele und Strategien
sollen eine nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung Münchens
gewährleisten. Dabei gilt es, die sozialen und ökologischen
Verträglichkeiten mit der ökonomischen Machbarkeit in Einklang zu
bringen.

Als zentrale Leitmotive sind zu nennen:
Innenentwicklung, Dichte und Mischung
Freiflächenschutz und Entwicklung,
ökologische Erfordernisse
Gestaltung des sozialen Lebens
stadtverträgliche Verkehrsbewältigung
Nachhaltigkeitsprüfung

Zur Sicherung der Leitmotive und der Qualitäten wurden folgende
Verfahren festgeschrieben:

mehrstufige, verfeinerte städtebauliche Wettbewerbsverfahren
Fachkonzepte (Strukturkonzept , Fachkonzepte zu Verkehr,
Freiraum, Einzelhandel, Umweltverträglichkeit)
überdurchschnittliche Bürgerbeteiligungsverfahren

Zusammengefasst wurden die Ergebnis'se dieser
Erarbei tung des Flächenwidmungsplanes herangezogen.
I, Konzeptpläne und Flächennutzungsplan)l

Verfahren zur
(s.h. hierzu 4.

Die Bebauungsplanung erfolgt derzeit
Rahmenvereinbarung, den Regeln der
(Münchner Modell), den verfeinerten
Abstimmung mit dem Grundeigentümer, der

4.2 Ausgangslage2

gebietsweise auf Grund der
sozialgerechten Bodennutzung
Gutachterprojekten und der

DB AG.

Durch die Verlagerung von Container- und Rangierbahnhof konnte
zwischen Hauptbahnhof, Laim und pasing eine ls6ha große Fläche
gewonnen werden. Sie stellt derzeit das größte Entwicklungsgebiet der
Stadt dar. Im Laufe der nächsten 13 Jahre soll dieses hervorragend an
den öffentlichen personenverkehr angeschlossene Gebiet
abschnittsweise überplant werden. Vorgesehen ist der Bau von über
7000 Wohnungen für ca. 15.000 Einwohner sowie Kerngebiets- und
Gewerbeansiedlungen für ca. 11000 Beschäftigte. Rund um die
Haltestellen des öffentlichen Verkehrs sollen urbane Zentren mit
einer lebendigen Mischung aus Wohnen, Arbeiten und Freizeit
entstehen.

Die zentralen Bahnflächen München Hauptbahnhof-Laim-Pasing gehören zu
den größten Umstrukturierungsmaßnahmen innerhalb des Stadtgebietes
und sollen entsprechend dem in der Stadtentwicklungskonzeption
Perspektive München (Stadtratsbeschluss vom Februar 1998)
aufgezeigten siedlungsräumlichen Leitbild "kompakt-urban-mobil" zu
einer modernen Stadtlandschaft entwickelt werden. Städtebauliche
Zielvorstellung ist es, lebendige, eigenständige und zeitgemäße
Quartiere zu entwickeln, die sich in die bestehenden Stadtteile
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einfugen und durch ihr Angebot zu neuen Qualitäten in
stadtstruktureller und städtebaulicher Hinsicht fuhren.3

67ha der bislang stark versiegelten Bahnflächen sollen als zentraler
Grunzug gewonnen werden. Der Grunzug wird sich vom Hauptbahnhof über
Laim bis nach pasing erstrecken und ein attraktives Wohn- und
Arbeitsumfeld schaffen. Die von der Bahn vertraglich zugesicherte
Übernahme der mit diesen Planungen verbundenen Kosten und Lasten
umfasst Leistungen im Wert von mehreren hundert Millionen Mark. Mit
Hilfe der "Sozialgerechten Bodennutzung" wurde hier eine Vereinbarung
mit dem umfangreichsten Leistungsvolumen möglich, das die
Landeshauptstadt auf dem Grundstuckssektor bisher abgeschlossen hat
(u.a. Beteiligung an Wettbewerbs- und Planungskosten, Erstellen eines
Verlagerungskonzeptes fur Gewerbe, Ersatzflächen für Sportanlagen).
Daruber hinaus wurde die Auslobung eines städtebaulichen und
landschaftsplanerischen Wettbewerbs vereinbart. Dieser wurde zu 90%
durch die Grundeigentümer finanziert. Das Ergebnis des zweistufigen
Wettbewerbs liegt vor.

Im Mai 2001 wurde der Flächennutzungsplan vom Münchner Stadtrat
gebilligt und in der Folge ein Mitwirkungsverfahren eingeleitet.
Dabei steht es den Bürgern zu, sich aktiv an der Überplanung zu
bet'eiligen und schriftlich zu äußern. In der Folge wird dann der
Flächennutzungsplan überarbeitet und nochmals der Öffentlichkeit
präsentiert.

Fur die neu entstehenden Quartiere ist vorgesehen:

Bauflächen

Kern- und Mischgebiete mit Büros, Geschäften, Wohnungen werden
um die S-Bahn-Haltepunkte in dichter Bebauung und zur
Abschirmung des Lärms fur das Wohnen angeordnet. Diese
Nutzungen finden sich z.B. in allen Bereichen entlang der
Stadtkante zur Bahn.
Wohnen soll in Bereichen stattfinden, die vor Lärmquellen und
Immissionen geschutzt sind. Beispielsweise liegen Wohngebiete
auf dem ehemaligen Containerbahnhof nördlich des Arnulfparks,
in Nymphenburg Sud am Rand des Schlossparks oder in pasing auf
dem ehemaligen Stuckgutgelände sudlieh der Stadtkante.
Eine Mischung der unterschiedlichen Nutzungen wie Wohnen und
Arbeiten soll in den Quartieren eine lebendige, urbane Struktur
entstehen lassen.

GrUn- und Freiflächen

In allen Bereichen werden parkartige Erholungs- und Freiflächen
angeboten: Sudwestlich des Nymphenburger Parks, in der
Suderweiterung des Hirschgartens und der Arnulfpark im Bereich
des ehemaligen Containerbahnhofes.
Übergeordnete Grunverbindungen ergeben zusammen mit den Parks
ein 'Netz an Freiflächen fur Erholungszwecke, Sport- und
Freizeitaktivitäten. Sie dienen der Verknüpfung mit der
Umgebung ebenso wie dem Landschaftshaushalt und der Ökologie.
Integriert werden auch Flächen fur seltene Pflanzen und Tiere.
Beispiele hierfur sind die Verbindung zwischen dem ehemaligen
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Containerbahnhof und dem Hirschgarten und in pasing die
quartiersinterne Fuß- und Radwegverbindung.
Für die Eingriffe in Natur und Landschaft durch die baulichen
Entwicklungen werden Ausgleichsflächen geschaffen.

Verkehrsflächen

Als wesentliche
erschließung sind

Verbesserung der übergeordneten Verkehrs-

die Nordumgehung in pasing, die ihren neuen Verlauf über den
"Knoten Knie" machen wird, sowie
die Verlängerung der U-Bahn nach pasing und
die Umweltverbundröhre in Laim

Die Planungen sind bisher so weit fortgeschritten,
Abschluss des Städtebaulichen Vertrages, aufbauend
Rahmenvereinbarung vom 7.3.1997, die Bebauungspläne
innerstädtischen Containerbahnhofsflächen im Juni 2002 zum
gebracht werden könnten.

4.3 Besondere Planungs- und Entwicklungsstrategie

dass nach
auf die
für die
Abschluss

Zu den wichtigsten Aufgaben bei der Weiterentwicklung von Städten
gehört die Befriedigung des Wohnraumbedarfes und die Deckung des
Flächenbedarfes des Gewerbes. Die Voraussetzungen für all dies ist
die Schaffung neuen Baurechtes bzw. die Umstrukturierung bestehenden
Baurechtes. In der Regel sind damit hohe Kosten verbunden. Solche
Kosten fallen zum Beispiel für die Erschließung künftiger Wohn- und
Gewerbegebiete durch das Anlegen von Verkehrs- und Grünflächen und
für die Errichtung der notwendigen sozialen und technischen
Infrastruktur an. Die Lasten, die durch die Überplanung von
Entwicklungsflächen entstehen, wurden früher wesentlich aus den
allgemeinen Haushaltsmitteln der Stadt München finanziert. Das wird
angesichts der sich von Jahr zu Jahr verschlechternden
Haushaltssituation immer schwieriger. Bei gleichzeitig sehr hohen
Mieten stieg die Zahl der für Sozialwohnungen vorgemerkten Familien
in den letzen Jahren sprunghaft an.

Ein Ausweg aus der Misere wies insbesondere das seit 1993 in Kraft
getretene Investitions- und Wohnbaulandgesetz. Darin wurde die
Möglichkeit, Kosten und Lasten von Investoren tragen zu lassen,
erstmals umfassend geregelt. In der Folge fasste die Landeshauptstadt
München 1994 (überarbeitet 1997) den Beschluss zur "Sozialgerechten
Bodennutzung", die grundsätzlich auf alle städtebaulichen
Entwicklungen angewandt wird. Die Höhe der Kosten bzw. Flächenanteile
die abzutreten sind, variieren je nach Situation. Zentrale Aufgabe
ist das Abwälzen der Infrastrukturkosten auf den Verursacher.
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4.3.1 uSozialgerechte Bodennutzung" (Münchner Modell)

Allgemein

Der Beschluss über die uSozialgerechte Bodennutzung" sieht vor, dass
die von einem Planungsvorhaben ausgelösten Kosten und Lasten auch von
den Planungsbegünstigten zu tragen sind. Planungsbegünstigte sind die
Eigentümer der zu überplanenden Grundstücke. Sie sollen aus einem
festgeschriebenen Teil der durch die Überplanung erzielten
Wertsteigerung ihrer Grundstücke die Kosten und Lasten übernehmen.

Die Bodenwertsteigerung errechnet sich aus der Differenz des
Grundstückswertes vor der Überplanung und des Grundstückswertes nach
der Überplanung. Bei Bauerwartungsland kann diese Bodenwertsteigerung
sehr hoch sein, weil der Anfangswert der Grundstücke vor der
Überplanung niedrig ist und durch die Überplanung in der Regel stark
steigt.

Grundsätzlich soll mindestens ein Drittel der durch die Überplanung
erzielten Bodenwertsteigerung bei den Planungsbegünstigten
verbleiben. Die Grundstückseigentümer sind an den Kosten und Lasten
der Planung also bis zu zwei Drittel der Bodenwertsteigerung
beteiligt. Liegen die Lasten unterhalb der Zwei-Drittel-Grenze, so
erhöht sich der verbleibende planungsbedingte Zuwachs der Investoren
entsprechend.

Die Planungsbegünstigten haben im Rahmen der "Sozialgerechten
Bodennutzung" Flächen abzutreten, Geldleistungen zu erbringen oder
kostenrelevante Bindungen, beispielsweise für den "Sozialen
Wohnungsbau", einzugehen. Darüber hinaus verpflichten sich die
Investoren, ihre Flächen innerhalb eines angemessenen Zeitraumes zu
bebauen, damit das von der Stadt eingeräumte Baurecht möglichst
schnell realisiert und so für die Stadtgesellschaft wirksam wird.

Folgende Belastungen können bei der Entwicklung baureifer Grundstücke
entstehen:

Flächenabtretungen für im Planungsgebiet beispielsweise
vorgesehene Grünanlagen, Strassen und Kindergärten.
Herstellungskosten beispielsweise für Strassen, Kindergärten,
Grundschulen, naturschutzrechtliche Ausgleichsrnaßnahmen.
Bei den Kosten für die soziale Infrastruktur sieht die Stadt
München eine besondere Regelung vor:
Die Investoren haben hier die Möglichkeit, einen anteiligen
Finanzierungsbeitrag von €6S,-/m2 Geschossfläche neu
geschaffenen Wohnbaurechts zu leisten. Die Planungsbegünstigten
brauchen sich dann an den ursächlich ausgelösten
Infrastrukturkosten nicht mehr weiter zu beteiligen. Der nicht
gedeckte Teil der Herstellungskosten wird komplementär aus
allgemeinen Haushaltsmitteln der Stadt finanziert, die ihren
Anteil auch langfristig bei der Haushaltsplanung
berücksichtigt (vgl. Abb.16: Berechnungsbeispiel) .
Wettbewerbskosten, Honorare nach HOAI bei Vergabe von
Leistungen an Dritte, Kosten für Gutachten, Umlegungskosten
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Bindungen
30% der
zugeführt
Förderweg

an den "Sozialen Wohnungsbau". Grundsätzlich müssen
neuen Wohnbauflächen dem "Sozialen wohnungsbau"
werden; dabei sollen 20% im 1.Förderweg und 10% im 3.
realisiert werden.

Für Grundstücksflächen, auf denen Sozialwohnungen im 1.
Förderweg entstehen, wird im Rahmen der öffentlichen Förderung
ein Grundstückswert in Höhe von €150,-1m2 Geschossfläche und
eine Erschließungspauschale von €75,-/m2 Geschossfläche von der
Bewilligungsstelle anerkannt.

Stadt
des
der

an von der
Sinne

Belegungsrecht

Diese Wohnungen sind zur Kostenmiete
vorgeschlagene Wohnberechtigte im
Wohnungsbindungsgesetzes zu vermieten. Das
Stadt gilt 25 Jahre.

Für Grundstücksflächen, auf denen Wohnungen im 3.Fördergweg
entstehen, wird im Rahmen der öffentlichen Förderung ein
Grundstückswert in Höhe von €4500/m2 Geschossfläche von der
Bewilligungsstelle anerkannt. Diese Wohnungen sind in der Regel
Eigentumswohnungen für Selbstbezieher.

Als Last haben die Planungsbegünstigten die Differenz zwischen
den im freifinanzierten Wohnungsbau erzielbaren
Geschossflächenpreisen und den anerkannten Geschoss-
flächenpreisen für den "Sozialen Wohnungsbau" des 1. und 3.
Förderweges zu tragen.

Bindungen zur Förderung des Gewerbes.
Ziel dieser Bindung ist es, vor allem Gewerbe des sekundären
Sektors zu erhalten - das sekundäre Gewerbe stellt in vielen
Fällen eine Angebotsbereicherung für den Stadtteil dar, in dem
es angesiedelt ist - und Arbeitsplätze zu sichern.

Dieser Bindung können die Investoren dadurch nachkommen, dass
sie entsprechende Flächen zur Verfügung stellen. Alternativ dazu
können Ausgleiche für entfallende Gewerbeflächen geleistet
werden.
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Abb. 16: Berechnungsbeispiel zum "Münchner Modell,,4
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Verpflichtungserklä rung
(Grundzustimmung)

Herr/Frau/Firma

erklärt als im Grundbuch eingetragene(r) Eigentümer(in) der
Grundstücke

Flurstück Nr.

Gemarkung

dass er/sie an der Aufstellung eines Bebauungsplanes (ggf.
genaue Bezeichnung. z. B. wenn es sich um einen vorhabens-
bezogenen Bebauungsplan handelt) für die vorgenannten
Grundstücke .Interessiert 1St.

2 Herr/Frau/Firma

hat von den "Verfahrensgrundsätzen zur Sozialgerechten Boden-
nutzung" in der Fassung vom 10.12.1997 (Anlage) Kenntnis
genommen.

() Sie/Er sind (ist) in Anerkennung dieser Grundsätze bereit, ent-
sprechend Lasten zu übernehmen. Sie/Er erkennt(en) als Anfangs-
wert im Sinne der obengenannten Grundsätze für die o. g. Grund-
stücke folgende(n) Wert(e) an:

Betrag in DM/rn'

wobei davon ausgegangen wird. dass der Bewertungsstichtag für
alle Grundstücke im Planungsgebiet gleich 1St. Wird dieser für
mindestens ein anderes Grundstück im Planungsgebiet von der
Stadt geändert, so sind auch die vorgenannten Werte für diesen
Zeitpunkt neu zu bestimmen.

3 Herr/Frau/Firma

hat (haben) zur Kenntnis genommen, dass die Stadt München
Planungsinhalte nicht verbindlich zusagen kann. Dementspre-
chend bestehen gegen die Landeshauptstadt München keine

,-\~sprüche auf Aufstellung eines Bebauungsplanes (ggf. genaue
../Bezeichnung, z. B. wenn es sich um einen vorhabensbezogenen

Bebauungsplan handelt) und keine Schadensersatzansprüche bei
Abbruch des Planungsverfahrens oder bei einem anderen Inhalt
des Bebauungsplanes (ggf. genaue Bezeichnung, z. B. wenn es
sich um einen vorhabensbezogenen Bebauungsplan handelt) als
dem erwarteten.

Sie/Er sind/ist bereit, an der Erstellung des Bebauungsplanes
mitzuwirken und hierfür bereits vor Erlass des Bebauungsplanes
folgende Leistungen zu erbringen:

Sie/Er sind (ist) ferner bereit, nach Durchführung des Aufstel-
lungsverfahrens vor Billigung des Bebauungsplanes auf der
Geschäftsgrundlage des dann billigungsreifen Bebauungsplanes
einen städtebaulichen Vertrag nach ~ 11 BauGB (ggf. in Verbin-
dung mit einem Erschließungsvertrag nach ~ 124 BauGB)
abzuschließen oder im Rahmen eines Umlegungsverfahrens
gleichwertige Leistungen zu erbringen.

4 Herr/Frau/Firma

ist ferner bereit auf evtl Ansprüche auf Übernahme und Ent-
schädigung nach ~~ 39-44 BauGB zu verzichten, die durch die
Neuplanung ausgelöst werden könnten, sofern sein (ihr) Gesamt-
grundbesitz im Planungsgebiet nach der Überplanung, gegebenen-
falls auch nach der Grundstücksneuordnung, mindestens den
Bodenwert hat, der sich nach Ziffer 2 ergibt.

5 Herr/Frau/Firma

verpflichtet sich für den Fall des Verkaufes oder sonstigen
Überganges des Eigentums an einen Dritten, den Käufer auf die
Anerkennung der vorstehenden Erklärung als gegen sich wirksam
zu verpflrchten.

6 Herr/Frau/Firma

ist damit einverstanden, dass noch offene Fragen bzw. Detailfragen
nach den unter Ziffer 2 aufgeführten ..Verfahrensgrundsätzen in
der Fassung vom 10.12.1997" (vgl. Anlage) behandelt werden,
sofern darin entsprechende Regelungen enthalten sind.

Unterschrift

14
._~ •• _~'~~ _ •••.. __ " .~._: --2.:...:. . ....:.. • ,__ ._._, . ....:..~._, .. :.....__ • __ ._ .•

.', L~~-:=-_ 1~:~r';lI!~~.u~~imrn~n9~er~lärung5 ;
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Die ffsozialgerechte Bodennutzung" kann in max. drei
verfahrensschritten abgewickelt werden. Diese Verfahrensschritte sind
die Grundzustimmung, die Grundvereinbarung und wo notwendig,
Ausführungsverträge.

Grundzustimmung
Die Planungsbegünstigten erklären in der Grundzustimmung ihre
Mitwirkungsbereitschaft zur Kosten- und Lastentragung entsprechend
den Verfahrensgrundsätzen der ffSozialgerechten Bodennutzung". Die
Grundzustimmung wird eingeholt, wenn Planungsabsicht für ein
bestimmtes Gebiet besteht und bevor die Verfahren durch den
Stadtrat eingeleitet werden.
Ohne Grundzustimmung gibt der Stadtrat keinen Planungsauftrag.
(s.h. Abb. Grundzustimmung)

Grundvereinbarung
Im Rahmen der Grundvereinbarung werden rechtlich bindende
Erklärungen abgegeben, die die von den Planungsbegünstigten zu
erbringenden Leistungen ausreichend konkretisieren. Sie wird dann
getroffen, wenn die Planung so weit fortgeschritten ist, dass sie
dem Stadtrat zur Billigung (Auslegungsbeschluss) vorgelegt werden
kann.

Die Grundvereinbarung kann je nach Sachlage in Form eines
städtebaulichen Vertrages oder in Form einer
Einverständniserklärung zu einem einvernehmlichen gesetzlichen
Umlegungsverfahren geschlossen werden. Der städtebauliche Vertrag
und das einvernehmliche gesetzliche Umlegungsverfahren können
dort, wo es die Sachlage erfordert, auch miteinander kombiniert
werden.

Der städtebauliche Vertrag
Der ausschließliche Abschluss eines städtebaulichen Vertrages
bietet sich an, wenn die Grundstückszuschnitte der zukünftigen
Planung nicht entgegenstehen, bzw. wenn nur ein Grundstück von
der zukünftigen Planung betroffen ist.
Im städtebaulichen Vertrag werden die Leistungen, die von den
Planungsbegünstigten zu erbringen sind, geregelt. Wenn es dabei
auch um Flächenabtretungen geht, bedarf der Vertrag der
notariellen Beurkundung.

Das einvernehmlich gesetzliche Umlegungsverfahren
Das Verfahren bietet sich an, wenn die bisherigen
Grundstückszuschnitte der Verwirklichung der Planung
entgegenstehen. Das Umlegungsverfahren ermöglicht eine
gleichmäßige Verteilung der von den Planungsbegünstigten zu
erbringenden Leistungen. Alle Eigentümer erhalten gemäß ihrem
eingeworfenen Flächenanteil Baulandzuteilungen und müssen
anteilig für die ursächlich mit der Planung zusammenhängenden
Lasten aufkommen. Damit bleibt es dem Eigentümer übrig ob er
seinen Anteil an den Folgelasten in Form von Flächenabtretungen
oder finanziellen Mitteln leisten will. Es wird dabei kein
Vertrag geschlossen, sondern die Eigentümer erklären ihr
Einverständnis.
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Fast alle größeren Gebiete, bei deren Überplanung die
Sozialgerechte Bodennutzung in Anwendung kommt, wurden durch
Umlegungsverfahren baureif gemacht.

Rahmenvereinbarung (städtebaulicher Vertrag)

Wichtiger Gegenstand innerhalb dieses Verfahrens bildete der vor dem
Planungsprozess geschlossene Vertrag der "Rahmenvereinbarung vom
7.03.1997", in dem die Ziele der Stadt zur Verpflichtung des
Investors überschrieben wurde.
In anderen Projekten (z.B. Stuttgart 21) wurde dies verabsäumt, was
schließlich Mehrkosten z.B. der Errichtung von Grünanlagen durch die
Stadt erzeugen kann.

Zusammenfassend wurden folgende Inhalte vereinbart:6

Dabei haben sich die Vertragsparteien zur vertrauensvollen
Kooperation, die auch eine laufende gegenseitige und umfassende
Information beinhaltet, verpflichtet. Die BEV und DB AG haben sich
verpflichtet, für die Bahnflächen entsprechende Entbehrlichkeits-
erklärungen spätestens vor Aufstellungsbeschluss des jeweiligen
Bebauungsplanes und die förmliche Entwidmungserklärungen des
Eisenbahnbundesamtes rechtzeitig vor den Satzungsbeschlüssen
vorzulegen.

Die BEV und DB AG haben sich verpflichtet, die ursächlich von den
Planungsvorhaben ausgelösten Kosten und Lasten innerhalb des
Vertragsgebietes nach Maßgabe der noch abzuschließenden
städtebaulichen Verträge zu erbringen. Dies sind beispielsweise:

unentgeltliche und kostenlose Abtretung der Flächen für die im
Vertragsgebiet vorgesehenen Erschließungsanlagen (Grün- und
Verkehrsflächen, Immissionsschutzanlagen) , für Gemeinschafts-
einrichtungen (Kindergärten, Grundschulen) und für
naturschutzrechtlich gebotene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen,
soweit diese nicht bei der Bahn verbleiben.
Übernahme der Herstellungskosten der vorgenannten
Erschließungsanlagen und der naturschutzrechtlich gebotenen
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.
Übernahme der Herstellungskosten der ursächlichen sozialen
Infrastruktur oder Zahlung eines anteiligen
Finanzierungsbeitrages hierfür in Höhe von 65,- EUR/m2.
Förderung des Sozialen Wohnungsbaus im Umfang von 30% des neu
geschaffenen Wohnbaurechts mit Ankaufsrecht der Stadt, sofern
der Bahn die Realisierung des sozialen Wohnungsbaus nicht
möglich ist.
Bindung zur Abschwächung und Verlagerung des von der
Umstrukturierung betroffenen einfachen Gewerbes incl. Vorlage
eines Verlagerungskonzeptes, rechtzeitige Verlagerung der
Betriebe, unentgeltliche Abtretung einer Grundstücksflâche von
10.000m2 und Zahlung eines einmaligen zweckgebundenen
Herstellungszuschuss von 8,5 Mio. € für einen Gewerbehof.
Verlagerung der Sportanlage des Eisenbahnersportvereines
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Altlasten: Abschluss von Sanierungsvereinbarungen, soweit
erforderlich, wobei der Stadt keine finanziellen
Verpflichtungen entstehen dürfen
Einholen der zivilrechtlichen Zustimmungserklärung der Stadt
vor Veräußerung oder Nutzungsüberlassung von Bahnflâchen an
Dritte im Hinblick auf ein mögliches Erschwernis für die
planerische Umsetzung.

Vor Abschluss der Bebauungsplanung
städtebauliche Verträge geschlossen,
Angaben des Bebauungsplanes binden.

4.3.2 Bürgerbeteiligung, Workshops

werden zu den einzelnen Punkten
die die DB AG und BEV über die

Angesichts der Größe und Bedeutung des Gebietes für die gesamte
Stadt, besonders aber auch wegen der unmittelbaren Verflechtungen mit
den Nachbarvierteln, setzte die Stadt in dieser Planungsentwicklung
auf einen intensiven Dialog mit der Bevölkerung.

Durch die Mehrstufigkeit des Wettbewerbs- und
Planaufstellungsverfahrens und die zwischengeschalteten
Öffentlichkeitsphasen sollte eine intensive Bürgerbeteiligung
ermöglicht werden. Bereits im Vorfeld der Auslobung hatten
"Stadtteilkundige\\ aus den angrenzenden Bezirken in Workshops und
einer Stadtteilekonferenz ihre Anforderungen an den Wettbewerb
formuliert.7

Für die zweite Phase des Wettbewerbes wurden zusammenfassend folgende
Ziele dafür formuliert:

Lebendige Quartiere
Ziel ist, lebendige Quartiere mit eigenem Charakter zu
entwickeln, die sich aber hinsichtlich Höhe, Dichte,
Nutzungsverteilung, Bevölkerungsstruktur und Standortwert in die
Umgebung einfügen und durch ihre Ausstattung mit
Infrastruktureinrichtungen und Spiel- und Freiflächen zur
Verbesserung der Gesamtsituation beitragen.

Die hervorragende Erschließung durch den ÖPNV soll durch eine
möglichst "autoarme\\ Besiedelung genutzt werden. Neue Fuß- und
Radwegeverbindungen zu den Grünflächen wie auch zu den
Einkaufsbereichen sollen attraktive Erholungs- und
Erlebnismöglichkeiten bieten. Dies kommt auch der überwiegend
dicht bebauten und versteinerten Nachbarschaft zugute. Die neuen
sozialen Infrastrukturen wie z.B. Kindergärten dienen jedoch der
Eigenversorgung in den Neubauvierteln. Die neuen Quartiere
sollen 30% geförderten Wohnungsbau enthalten. Die Wohnungen
sollen "barrierefrei\\gebaut und erschlossen werden.
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Stadtteilekonferenz.
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(Containerbahnhol, Nymphenburg SlJd/Lalm, Pasmg)
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der DB-Halle an der Hackerbrocke
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Andreas C Müller,
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Stadtteilzentren und Einzelhandel
Das gesamtstädtische Zentrenkonzept strebt eine an den
Mittelpunkten der Wohngebiete orientierte Verteilung der
Einzelhandels- und Dienstleistungsstandorte im Stadtgebiet an.
Dazu und zur Entlastung der City sollen die Stadtteilzentren
wie z.B. Laim und pasing gestärkt werden. Zur flächendeckenden
Alltagsversorgung der Bürger mit Gütern und Diensten auf kurzen
Wegen soll das Netz von Quartiers- und Nahbereichszentren
weiter ausgebaut werden. Hiermit soll auch einer der Strategien
der Perspektive München zur qualifizierten Innenentwicklung
entsprochen werden und ein Beitrag zur Verbesserung der
Versorgungsqualitäten geleistet werden. Ergänzende
Einzelhandelsangebote sind daher auch auf den Zentralen
Bahnflächen und den Verflechtungsbereichen für die benachbarten
Stadtviertel erforderlich. Im Rahmen des Fachkonzeptes soll Art
und Umfang der Ergänzungsangebote geklärt werden.

Verkehr
Die Entwicklung der "Zentralen Bahnflächen" erzeugt
zusätzlichen Verkehr sowohl auf der Ebene des Motorisierten
Individualverkehrs als auch auf der Ebene des Öffentlichen
personenverkehrs (ÖPNV). Bereits heute sind die betroffenen
Hauptverkehrsstrassen stark belastet und die angrenzenden
Quartiere durch hohe Umweltbelastungen beeinträchtigt. Die S-
Bahn-Stammstrecke hat in der Hauptverkehrszeit die Grenzen
Ihrer Beförderungskapazität erreicht. Schwerpunkt des Konzeptes
ist der Ausbau, die Qualitätsverbesserung und
Attraktivitätssteigerung des ÖPNV. Die erforderlichen
Investitionen sind auch in Abhängigkeit von der
Siedlungsentwicklung vorzunehmen. Eine stadtverträgliche
Abwicklung des zusätzlichen Verkehrs, kann nur mittels einer
Verlagerung des bestehenden Autoverkehrs und der Ausrichtung
des Neuverkehrs auf die Verkehrsmittel des Umweltverbundes
(ÖPNV, Radfahrer und Fußgänger) erfolgen.

Umweltverbund
Die innenstadtnahe Lage der geplanten Wohnungen und Arbeits-
stätten bietet die Chance auf Grund der hohen Erschließungs-
qualität im ÖPNV, einen großen Anteil des Verkehrs über diese
Verkehrsmittel abzuwickeln und damit die Verkehrs zunahmen im
motorisierten Individualverkehr zu begrenzen.

Erholung
Die angrenzenden innenstadtnahen Quartiere sind mit Erholungs-
und Freiflächen stark unterversorgt. Ein wichtiges Anliegen ist
die Erhaltung und den Ausbau solcher Flächen (unter dem Leit-
motiv "Stadt der kurzen Wege"). Eine gute Anbindung der
Freiräume mit attraktiven Fuß- und Radwegebrücken über das
Bahngleis und zu den umgebenden Stadtvierteln wird angestrebt.
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Habitate und Freiraumkonzepte
Im Wettbewerbsgebiet entstehen vielfältige Lebensgemeinschaften
an Tieren und Pflanzen, die auch bereichernd für das
Landschaftserleben in der Stadt sind. Um die Lebensqualität für
Menschen, Tiere und Pflanzen angesichts der geplanten
Entwicklungen so weit wie möglich zu sichern, wurde ein Konzept
für die Freiraumflächen notwendig. Das Konzept sieht ein
durchgehendes "grünes Band" parallel zur Bahntrasse vor, das
mit bestehenden und geplanten Grünflächen verknüpft ist
(Biotopverbundkorridor) . (vgl. Anlage 4.2: "Plan-Formulierung
der Bürgerbeteiligung zur 1.Stufe des Wettbewerbes,,)9

Die Bürgerbeteiligungsverfahren wurden durchgeführt als
Informationsveranstaltungen gebietsweise
Die einzelnen Gebiete Containerbahnhof, Birketweg, Nymphenburg
Süd/Laim, Paul-Gerhard-Allee, pasing werden vertieft im
Stadtteil bearbeitet und vorgestellt.
Workshopverfahren gebietsweise
Die Planung wird gebietsweise den Bürgern präsentiert und
vorgestellt. Eine Diskussion zu den einzelnen Leitthemen wird
angeregt und die Verbesserungsvorschläge erörtert, dokumentiert
und gegebenenfalls eingearbeitet.
Stadtteilekonferenzen
Stadtteilübergreifend werden die in den Workshops erarbeiteten
Vorschläge diskutiert und in die Planung eingeflossene
Anregungen im Verbund mit den anderen Stadtteilen vorgestellt
und diskutiert. (vgl. Abb 19: Empfehlungen der Bürgerschaft zum
Wettbewerbsergebnis der 1. Stufe für die 2.Stufe)

Wie die Anregungen der formulierten Bürgerbelange berücksichtigt
wurden, wird in der Anlage 4.310 "Änderung des Flächennutzungsplanes
mi t integrierter Landschaftsplanung , Würdigung der Anregungen", zum
Ausdruck gebracht.

Frau Schäuble, Institut für Sozialforschung, beschreibt aus der Sicht
der Moderation folgende Merkmale zur Bürgerbeteiligung:

Bei der Beteiligung, die in dieser Form eine Neuheit darstellt, muss
von Anfang an zum Wissen und Verstehen des Verfahrens und um
"aktive" Mitarbeit bei den Bürgern "geworben" werden, durch:

zielgruppenspezifische Aktivitäten, auch durch direkte
Ansprache einzelner Gruppen und Multiplikatoren
im Planungsverständnis sach- und kooperationsbezogene, auf den
einzelnen Fall abgestimmte nicht formalisierte
vorgehensweisen
Kontinuität über einen längeren Planungszeitraum, denn das
schafft Vertrauen in der Gruppe
eine zeitliche Dichte der Arbeitstreffen von mehr als lx pro
Jahr
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Das Resümee zur bisherigen Beteiligung von Bürgern ist aus der
Erfahrung der Moderation insgesamt positiv, denn alle Beteiligten

sind in ihrer Erfahrung und Rolle weitergekommen
kennen die Schwächen inzwischen besser
haben praxistaugliche Vorstellungen zur Verbesserung
haben Angst und Bedenken reduzieren können
begegnen dem Verfahren mit mehr Zukunftssicherheit.

Folgende Anregungen an die Stadt werden formuliert:
Um Beteiligung nicht nach "Patentrezept" zu standardisieren ist
jeweils eine Konzeptionsphase voranzustellen um angepasste
Kommunikationsstrategien zu erarbeiten.
Das Verständnis für ein dynamisches Verfahren, das Offenheit
und Unsicherheit bewusst zulässt, sollte in der Verwaltung
etabliert werden.
Die Chancen zur Erhöhung der Planungssicherheit sollten auf
Grund der Intensivität genutzt werden.
Der ernst gemeinte Dialog ist etwas, was alle "im Tun" lernen
müssen. Dialog ist nicht ein fertiges Produkt, sondern
lebendiger Prozess.

4.4 Merkmale und Bausteine der Planung

Neben den im Bürgerbeteiligungsverfahren formulierten Bausteinen

Lebendige Quartiere
Stadtteilzentren und Einzelhandel
Verkehr
Umweltverbund
Erholung
Ökologie und Landschaft in der Stadt

sind vor allem die Leitlinien der Perspektive München
urban, mobil zu nennen. Vertiefend kann das Gebiet nach
Merkmalen betrachtet werden:

4.4.1 Strukturkonzept12

kompakt,
folgenden

Städtebauliche Struktur
Es wird eine ausgewogene Nutzungsverteilung unter Beachtung der
Nutzungseignung einzelner Standorte angestrebt.

Freiraumstruktur
Die sozial und ökologisch tragfähige Freiraumstruktur wird durch ein
Netz übergeordneter Grünbeziehungen, örtlicher Verknüpfungen und
parkartiger Grünflächen erreicht. Dadurch werden die neuen Baugebiete
und Grünbereiche untereinander und mit der Umgebung verknüpft und
aufgewertet. Sie bilden entlang der Bahn bereichsweise eine
ausgeprägte grüne Stadtkante, die auch die wertvollen Bahnbiotope
sichert und ökologische Aufgaben übernimmt.
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Verkehrsstruktur
Das Strukturkonzept zeigt die wesentlichen Elemente für eine
stadtverträgliche Verkehrsbewältigung auf und es soll mit neu
entstehenden Fuß- und Radwegeverbindungen zwischen den Quartieren und
mit den ÖPNV-Haltepunkten hergestellt werden.

4.4.2 Nutzungs- und Gestaltungskonzept13

Leitbild und Ziele
In den Quartieren soll eine Mischung der Nutzungen Wohnen, Arbeiten,
Freizeit angeboten werden. Die Gestaltungsqualitäten in den neuen
Quartieren sollen Bezug zum Bestand und zur Gesamtstadt aufnehmen.
Die neu zu entwickelnden Quartiere sollen eine eigene Identität
erhalten, zu neuen Münchner Adressen umgestaltet werden und zur
Attraktivität der Stadteinfahrt im Westen beitragen. Die Quartiere
sollen sich selbst versorgen können und daher mit Schulen,
Kindergarten und Hortgruppen ausgestaltet werden. Die Baustrukturen
sollen unterschiedliche Wohnformen ermöglichen.

Nutzungsverteilung
Mit der Nutzungverteilung ist eine Mischung von Wohnen, Arbeit,
Freizeit und Erholungsmöglichkeiten für die einzelnen Teilgebiete im
Gesamtraum für ca. 14.500 Einwohner und ca. 17.500 Arbeitsplätze zu
schaffen. In den Bereichen mit wohnverträglichem Umfeld, wie
Container- und Rangierbahnhofgelände sowie dem Stückgutgelände in
Pasing sind Mischnutzungen mit Wohnschwerpunkten zu realisieren.
Entlang der Stadteinfahrt Landsberger Strasse sowie den angrenzenden
Gewerbegebieten ist Kern- und Mischgebietsnutzung mit dem Schwerpunkt
Büroflächenentwicklung sowie stapelbares Gewerbe für Produktion und
Handwerk vorgesehen. Soziale Infrastruktureinrichtungen werden in die
Quartiere integriert.

Dichte und urbane Qualität
Die neuen Quartiere greifen die vorhandenen Strukturen auf. Durch sie
werden die bestehenden Stadtteile arrondiert. Dichte und Mischung
werden je nach Erschließungs-, Zentren- und Infrastrukturqualität des
jeweiligen Teilgebietes differenziert. Dort wo die städtebaulichen
Rahmenbedingungen wie Lagegunst, städtebauliche Gestalt der Umgebung
und hohe ÖPNV-Erschließungsqualität vorhanden sind, werden Strukturen
mit einer "qualifizierten Dichte" im 600m Einzugsbereich der S-
Bahnhaltepunkte vorgesehen und tragen zur Urbanität und
Adressenbildung bei.

Stadtgestalt
Die heute inhomogene, unstrukturierte "Bahnschneise" als Zufahrt zum
Hauptbahnhof wird durch geordnete straffe Baustrukturen und Freiräume
zu einem definierten "Stadtraum" und einer erlebnisreichen
Stadteinfahrt entwickelt. Die Nordseite der Bahntrasse mit den
baulich kompakt gemischten Quartieren wird durch markante Wechsel von
"grüner" und "gebauter" Stadtkante deutlich ablesbar und
spannungsvoll gestaltet. Die südliche Stadteinfahrt Landsberger
Strasse wird durch Strukturverdichtung im Umfeld der S-Bahn-
Haltepunkte in Laim und in Pasing als homogene Stadtkante noch
deutlicher ausgeformt. Profilüberragende Gebäude als Quartierszeichen
bzw. zur Betonung der S-Bahn-Haltepunkte sind vorgesehen an der
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Laimer Unterführung, an den nördlichen Köpfen der Friedenheimer
Brücke und der Donnersberger Brücke sowie in der neuen Stadtkante des
ehemaligen Containerbahnhofgeländes.

1 Quelle: Landeshauptstadt München. Referat für Stadtplanung und Bauordnung (Hsg.) (2001):
Änderung des Flächennutzungsplanes mit integrierter Landschaftsplanung, Zentrale Bahnflächen
München, München 4/2001

2 vgl. Bereich Stadtplanung - Projekte - Öffentliche Auslegung des Flächennutzungsplanentwurfes
Zentrale Bahnflächen München, Abfragedatum:
[On-line] Available: www.muenchen.de

3 vgl. Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und Bauordnung (Hsg.) (2001): Änderung
des Flächennutzungsplanes mit integrierter Landschaftsplanung, Zentrale Bahnflächen München,
München 4/2001, S. 3

4 Quelle: Sozialgerechte Bodennutzung München, Erklärungsschema,
Landeshauptstadt München Referat für Stadtplanung (Hsg.). (2000): Sozialgerechte Bodennutzung, der
Münchner Weg, München, S. 9

5 Quelle: Sozialgerechte Bodennutzung München Grundzustimmungserklärung
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung (Hsg.) (2000): Sozialgerechte Bodennutzung, der
Münchner Weg, München, S. 14

6 vgl. Angaben des Planungsreferates der Landeshauptstadt München, Frau Monika Weidner
Projektsteuerung

7 vgl. Thalgott, C. (1998): Broschüre Fachkonzepte zum Wettbewerb Hauptbahnhof - Laim - Pasing
Landeshauptstadt München, Planungsreferat, München 5/1998, Vorwort

8 Quelle: Ergebnisse der zweiten Stufe des Wettbewerbes Zentrale Bahnflächen München
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und Bauordnung (Hsg.): Broschüre, München

9 Quelle: Fachkonzepte zum Wettbewerb Hauptbahnhof - Laim - Pasing. Landeshauptstadt München
(Hsg.) (1998): Planungsreferat, München, 2/1998

10 Quelle: Landeshauptstadt München: Änderung des Flächennutzungsplanes mit integrierter
Landschaftsplanung, Zentrale Bahnflächen, Entwurf zur Billigung Anlage 2: Würdigung der Anregungen
S 1-30

11 Quelle: Wettbewerbsentwurf-Überarbeitungsbedarf, Hauptbahnhof - Laim -Pasing. Mitdenken,
Mitreden, Mitplanen. Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und Bauordnung,
Broschüre, München

12 vgl. Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und Bauordnung (Hsg.) (2001): Änderung
des Flächennutzungsplanes mit integrierter Landschaftsplanung, Zentrale Bahnflächen München,
München 4/2001, S. 8

13 vgl. Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und Bauordnung (Hsg.) (2001): Änderung
des Flächennutzungsplanes mit integrierter Landschaftsplanung, Zentrale Bahnflächen München,
München 4/2001, S. 10
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Anlage 4.1

Integriertes Strukturkonzept

Ausgleichsflächenkonzept

Verkehrskonzept

Flächennutzungsplan - geltender Stand

Quelle: Landeshauptstadt München. Referat für Stadtplanung und Bauordnung (Hsg.): Änderung des
Flächennutzungsplanes mit integrierter Landschaftsplanung. Zentrale Bahnflächen München. München 4/2001.
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Anlage 4.2

Plan-Formulierung der Bürgerbeteiligung zur 1.Stufe des
Wettbewerbes:

Lebendige Quartiere

Stadtteil zentren und Einzelhandel

Gesamter Kfz-Verkehr

Umweltverbund

Freiraumverbund und Versorgung mit Naherholungsflächen

Habitate- und Freiraumkonzepte

Quelle: Fachkonzepte zum Wettbewerb Hauptbahnhof - Laim - Pasing. Landeshauptstadt München (Hsg.).
Planungsreferat. München. 2/1998.
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5.1 Grundidee1

Die Konfrontation verschiedener Gruppen, Klassen und Lebensstile,
kulturelle Vielfalt und die Aufhebung der in der Charta Athen
seinerzeit vielleicht zu Recht beschworenen Trennung der
Grunddaseinsfunktionen bilden das Motto und setzten die Prämissen für
die Stadtentwicklung in TÜbingens Südstadt . Dabei wird jedoch nicht
zwanghaft versucht, die ueuropäische" Stadt zu kopieren und das Rad
der Stadtentwicklung rückwärts zu drehen, auch wenn diese, denkt man
z.B. an die Stadtviertel der Gründerzeit, die baulichen Strukturen
beinhalten, die es braucht, um Dichte, Mischung, öffentlichen Raum
und soziale Vielfalt zu ermöglichen.
Es gibt die unterschiedlichsten Gründe für den Verlust des
Städtischen in Siedlungsagglomerationen. Dazu gehört unter anderem
ein aktuell stattfindender Wertewandel. Nicht nur Dieter Hoffmann-
Axthelm stellt fest, dass die gebaute Stadt an Bedeutung zu verlieren
droht, da ihre mediale Präsenz gegenüber ihrer lokalen zunehmend an
Bedeutung gewinnt. Für eine Bevölkerung, die große Teile des Tages
entweder im Auto oder in beruflicher wie privater Medienbindung
verbringt, reduziert sich der Bezug an das direkte Umfeld. Das ist
eine Seite. Die andere Seite ist die, dass der Städtebau der
vergangenen fünfzig Jahre kein Städtebau sondern in erster Linie
Siedlungsbau war und wenig Möglichkeiten bot, eine Vielseitigkeit des
Umfelds zu schaffen, das den öffentlichen Raum wirklich mit Leben
füllt. Wertewandel also auf der einen Seite, ein die
Individualisierung unterstützender Siedlungsbau auf der anderen
Seite. Dies ist ein Versuch, auf innenstadtnahen Brachen Strukturen
zu schaffen, die wirtschaftliches, soziales und kulturelles Handeln
nicht weiter segregieren, sondern wieder näher aneinander bringen mit
dem Ziel, auf diese Weise ein lebendiges, städtisches Umfeld zu
ermöglichen.

5.2 Ausgangslage

Der Gemeinderat der Universitätsstadt TÜbingen hat am 4.3.1991
beschlossen, auf den durch die Auflösung der französischen Garnison
freiwerdenden Flächen und im Zusammenhang mit der angestrebten
Verlegung der B27 aus dem bebauten Gebiet in der Südstadt im Sinne
einer ulnnenentwicklung" ein neues uinnerstädtisches", also gemischt
genutztes und verdichtetes Stadtgebiet zu schaffen.

Das neu gestaltete Gebiet soll innerhalb der Südstadt eine neue
städtebauliche und kulturelle Mitte bilden und die verschiedenen
Teile dieses Stadtteils eng miteinander verknüpfen. Zur Umsetzung
dieser Planungsabsicht hat die Stadt das Gebiet vom Bund erworben und
1991 einen städtebaulichen Ideenwettbewerb ausgeschrieben, in dem
gezeigt werden sollte, welche baulichen Strukturen geeignet sind den
besonderen Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte in den Städten
gerecht zu werden.
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Zu diesen Herausforderungen gehören die Veränderungen, die in der
Bevölkerungsstruktur, in den Beschäftigungsverhältnissen, in der
Entwicklung der Wirtschaft und im Freizeitverhalten festzustellen
sind. Die Gefahren der Isolierung, der Ghettobildung und der
Ausgrenzung einzelner Gruppen innerhalb der städtischen Gesellschaft
müssen gebannt werden. Es ist eine Rückbesinnung auf die große
Flexibilität, die für die traditionelle europäische Stadt
selbstverständlich war, erforderlich.

Bei dem von der Stadt ausgeschriebenen Ideenwettbewerb
Arbeiten mit einem breiten Spektrum interessanter
eingereicht. Das Projekt des Wettbewerbssiegers wurde als
richtungsweisend für die Entwicklung dieser Brachfläche.

wurden 52
Vorschläge
Rahmenplan
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5.3 Besondere Entwicklungsstrategie

5.3.1 Die "Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme"

Als Grundlage für die Umsetzung des Tübinger Projektes wurde das
Instrument der "Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme" aufgegriffen
(vgl. hierzu Textband Kap. 3.4.3). Vor allem die mit der Anwendung
einer Entwicklungsmaßnahme einhergehende Kontrolle über Bodenpreis
und die Steuerung der Gesamtentwicklung waren die Gründe dafür, in
Tübingen diesen Weg zu wählen, nachdem die voraussetzungen gemäß dem
BauGB gegeben waren. Als Eigentümerin kann die Gemeinde eine
nutzerspezifische Baulandbereitstellung ermöglichen, ein Vorteil, der
insbesondere in Tübingen angewendet wurde. Zudem können
stadtplanungsrelevante Themen wie Nachhaltigkeit, Verkehrsberuhigung,
Nutzungsmischung, Demokratisierung neben wirtschaftlichen
Gesichtspunkten bestehen bleiben.

5.3.2 Der städtebauliche Rahmenplan

Ein zentrales Steuerungswerkzeug für das Tübinger Südstadtprojekt ist
der Städtebauliche Rahmenplan, ein Handbuch, in dem die wichtigsten
ziele, Verfahrensgrundsätze und die Regeln für die künftige räumlich-
bauliche Organisation des Entwicklungsbereichs festgehalten sind
(vgl. hierzu Kap. 3.4.3).

Auf Grundlage des Rahmenplanes werden in der Folge Zug um Zug die
notwendigen Bebauungspläne für die Teilgebiete erarbeitet.
Selbstverständlich ersetzt der Rahmenplan nicht eine später jeweils
aktualisierte Information zu speziellen Themen (z. B. Organisation
von Baugruppen oder automatische Parkierung) während des weiteren
Verfahrens.

5.3.3 Der Bebauungsplan

Der Rahmenplan von 1993 für den Entwicklungsbereich stellt bis heute
eine Art philosophisches Regelwerk dar und ist Grundlage der
konkretisierenden Bauleitplanung.

Dabei ist es im Sinne der Maßnahme, dass die Festsetzung im
Bebauungsplan zu Art und Maß der bauliche Nutzung eine relative
Gestaltungsfreiheit für die Bauherren offen lassen. Die Festsetzungen
betreffen die Grundflächenzahl (GRZ zwischen 0,6 und 0,8), die
Traufhöhe (zwischen 9 und 16 Metern) und eine sogenannte Hüll-linie,
innerhalb derer sich die Ausformung der Dächer bewegen muss.

Grundsätzlich von Bedeutung ist, dass alle Flächen im
Entwicklungsbereich als Mischgebiet gern. ~ 6 BauNvO ausgewiesen sind.
Diese Ausweisung wurde gewählt, um ein Ziel der Entwicklungsmaßnahme,
nämlich Nutzungen zu mischen, umsetzbar zu machen. Denn in einem
Mischgebiet sind diejenigen Nutzungen gestattet, die das Wohnen nicht
wesentlich stören. Wie zuvor beschrieben, lassen sich heute die
meisten gewerblichen Betriebe in Wohngebiete integrieren, da sie in
der Regel weder Lärm oder Gerüche emittieren die das Wohnen
entscheidenden stören. Als Grenze für Lärmbelastungen gelten tagsüber
65 dbA und nachts 45 dbA. Eine wichtige Vorgabe des Bebauungsplanes
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ist die "Geschlossene Bauweise", die
Blockrandbebauung die städtische
Entwicklungsbereich entstehen soll.

in Zusammenhang mit dem Ziel der
Struktur vorgibt, die im

5.4 Merkmale und Bausteine der Planung4

5.4.1 Nutzungsmischung

Das deutlichste Merkmal städtischer Strukturen ist das Nebeneinander
verschiedener Nutzungen . Dies wurde in der Südstadtentwicklung als
ein zentrales Leitmotiv betrachtet. Folgende Qualitäten wurden
definiert:

Die kleinteilige Mischung von Wohnen und Arbeiten, Kultur und
sozialen Einrichtungen ist unter vielen Aspekten unverzichtbar
für soziale und wirtschaftliche System der Stadt.
Stadtteile, in den gearbeitet und gewohnt wird, sind
durchgängige belebte Stadtteile, ihre Urbanität ist nicht auf
die Ladenschlusszeiten beschränkt und der Mensch wird zum
Teilnehmer am öffentlichen Leben.
Jedes Geschäft und jeder Betrieb sind potentielle Treffpunkte,
öffnen das Quartier und ermöglichen Kommunikation.
Arbeit und Erwerbstätigkeit werden im Quartier fest verankert.
Wirtschaftliche Prozesse befinden sich nicht ausschließlich in
übergeordneten und entfernten Ebenen.
Verschiedene Arbeitsprozesse sollen sichtbare Teile des
Lebensraumes werden und nicht anonym und separiert sein.
Sämtliche Teilgebiete sind als Mischgebiet ausgewiesen,
planungsrechtlich findet im Entwicklungsbereich keine Zonierung
in Gewerbe und Wohnen statt. Die einzelnen Grundstücksverkäufe
zwischen der Stadt als Verkäuferin und den Bauherren legen
fest, dass die Erdgeschossflächen als Gewerbeflächen
auszubilden sind.
Gezieltes Angebot von Gewerbeflächen für Unternehmer, die bei
der Sortierung der Stadt in Kerngebiet , Wohngebiet und
Gewerbegebiet unberücksichtigt bleiben.
Neue Entwicklungen am Arbeitsmarkt sollen berücksichtigt
werden. Neue Gewerbebetriebe und Freie Berufe haben ihre
Kundschaften oft überregional, international oder arbeiten nur
für 2-3 Auftraggeber und versuchen Wohnen/Arbeiten und Leben an
einem Ort miteinander zu vereinen. Das Konzept soll nicht an
Laufkundschaft aufgebaut werden.

5.4.2 Städtische DichteS

Ein wesentliches Element, das die Entstehung eines urbanen
Stadtquartiers in Tübingen bedingt, ist die Schaffung einer
städtischen Dichte. Dichte soll verstanden werden als Dichte von
Kontakten, Einrichtungen und Angeboten, als Grundlage für das
Entstehen eines öffentlichen Lebens und eines Stadtteils der kurzen
Wege. Zudem entspricht es den Forderungen einer nachhaltigen
Stadtentwicklung , denn um die steigenden Ansprüche an Wohnraum zu
erfüllen, können nicht ständig neue Siedlungsgebiete ausgewiesen
werden.
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Im Entwicklungsbereich wird das Konzept der Blockrandbebauung
verfolgt, das sehr gute Voraussetzungen zur Schaffung städtischer
Strukturen bietet, da es den öffentlichen Raum streng vom privaten
trennt und in den Innenhöfen nhalböffentliche" Bereiche entstehen
lässt, die den Bewohnern der jeweiligen umliegenden Bebauung
vorbehalten sind. Mit einer Bevölkerungsdichte von etwa 150-200
Einwohnern je Hektar Brutto-Bauland liegt man in Tübingen sicherlich
über den im süddeutschen Wohnungsbau sonst üblichen Werten, ist
jedoch gleichzeitig noch weit von den Verhältnissen gründerzeitlicher
Stadtgebiete entfernt.

5.4.3 ParzelIierung

Das Konzept der Südstadtentwicklung geht davon aus, dass sich Stadt
aus Bausteinen verschiedener Größe, Struktur und Nutzung
zusammensetzt, deren Ausgestaltung sich aus den Bedürfnissen
unterschiedlicher Nutzer ergibt. Das wichtigste Werkzeug hierzu ist
die kleinteilige ParzelIierung . Durch die Bauleitplanung werden von
vornherein lediglich die Aussenkanten der Neubaublöcke festgelegt,
nicht aber deren interne ParzelIierung. Die Aufteilung der
Grundstücke entsteht erst mit der Vergabe an den Erbauer. Ziel ist,
auf diese Weise eine Planungsvorgabe zu schaffen, die den
Vorstellung~n der einzelnen Baugruppen Raum lässt und so zum
Entstehen eines vielfältigen Stadtteils beiträgt.

Diese Flexibilität gilt auch für die Gestaltungsvorgaben der
einzelnen Bauvorhaben. Soziale und funktionale Vielfalt soll sich in
Tübingen auch ausdrücken können, gesellschaftliche Pluralität bildet
sich hier auch ästhetisch ab. Daher gibt es im Entwicklungsbereich
kein ästhetisches Einheitsmaß, sondern große gestalterische
Spielräume für die Bauherren. Dachformen, Geschosshöhen, Materialien
und Architekturstil sind eine Einhaltung des Baurechtes
vorausgesetzt weitestgehend frei wählbar. (vgl. Anlage 5.1 :
ParzelIierungsoption und Merkblatt6)

Das städtebauliche Grundprinzip ist ein strenges orthogonales Raster,
der Städtebau verzichtet überwiegend auf ästhetisch geprägte
Großformen. Es entsteht eine Plattform, die die ästhetische Vielfalt
der Gebäude aushält und auffängt. Die Südstadtentwicklung ist demnach
nicht vom Bild sondern der Struktur her gedacht.
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5.4.4 Private Baugemeinschaften

Das Modell der privaten Baugemeinschaft sieht vor, dass sich
Bauinteressenten zusammenschließen und die Aufgaben eines Bauträgers
übernehmen. Gemeinsam wird ein Architekt beauftragt, bis in
Detailfragen mitgeplant, das Grundstück gekauft und, wenn nötig,
werden weitere Mitbauer gesucht. Der Mehraufwand kann sich jedoch
lohnen, da sich dadurch kostengünstiger bauen lässt. Die Kosten für
Koordination, Vorfinanzierung und Vermarktung entfallen. Natürlich
steigt auch das Risiko. Da es sich jedoch hierbei um keine
spekulativen Tätigkeiten handelt ist auch das Risiko gering. (vgl.
Anlage 5.2: Merkblätter für Interessiertes)

Mitwirkung im
kommt nicht von
wird es den
zu entwickeln.

Ein weiterer Vorteil ist die Möglichkeit der
Entwurfsprozesses des Architekten. Die Architektur
der Stange. Neben einem attraktiven Stadtteil
Interessenten ermöglicht eine Hausgemeinschaft selbst
Der Werdegang kann in 4 Etappen eingeteilt werden:

Die uInteressengemeinschaft" hat in der Regel noch keinen rechtlichen
Charakter. Ihr Ziel ist es, schon ganz zu Beginn die wesentlichen
Fragen einer Baugemeinschaft zu klären. Welcher Standort kommt in
Frage, wie viele Mitglieder sollte die Baugemeinschaft umfassen,
welche Architektur und Materialien stellen wir uns vor, lassen sich
die unterschiedlichen finanziellen Möglichkeiten ~ereinbaren?

Die u Planungsgemeinschaft " ist in der Regel eine Gesellschaft
bürgerlichen Rechts, ihr Zweck die Ausarbeitung einer vollständigen
Planung. Dazu gehören u.a. die Baureifmachung des Grundstücks, die
Entwurfsplanung und Baubeschreibung, die Kostenplanung, die
individuellen Finanzierungen und einiges mehr. Ein großer Teil dieser
Arbeit wird sicher von Fachplanern übernommen, von der Gemeinschaft
jedoch in Auftrag gegeben und diskutiert.

Hat die Planungsgemeinschaft ihre Aufgaben erfüllt, kann die
uBaugemeinschaft" gegründet werden, ebenfalls eine Gesellschaft
bürgerlichen Rechts. Ihr Zweck ist die Erstellung des Gebäudes, die
Mitgliedschaft in ihr ist rechtlich bindend und der Austritt
erschwert, um das Bauvorhaben nicht zu gefährden. Mittels
Bankbestätigung müssen die Mitglieder ihre Finanzkraft nachweisen.
Die Gründung der Baugemeinschaft erfolgt kurz vor dem gemeinsamen
Grundstückskauf. Mit der Fertigstellung hat die Baugemeinschaft ihre
Aufgabe erfüllt.

Bei der uEigentümergemeinschaft" nach dem Wohnungseigentumsgesetz
erhalten die einzelnen Eigentümer durch den Teilungsvertrag
Sondereigentum an den einzelnen Wohnungen und Gewerberäumen.

Um die Baugruppen insbesondere in ihrer Anfangsphase zu unterstützen,
hat das Stadtsanierungsamt einige zusätzliche Angebote entwickelt.
Broschüren und Merkblätter informieren über das Prinzip der
Gemeinschaft, realisierte Beispiele und juristischen Grundlagen. Für
Einzelinteressenten gibt es die Möglichkeit, im Amt eine Kartei mit
laufenden Planungsgruppen einzusehen und umgekehrt auch Gruppen für
einen Interessenten zu werben. Die gegründete uStadthausbörse"
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informiert über freie Flächen, laufende Projekte, Kosten und offene
Gemeinschaften.

5.4.5 Verkehr und Parken

Gerade wegen der hohen Dichte und der städtischen Strukturen kommt
der Gestaltung öffentlicher Räume, Plätze und Straßen in der TÜbinger
Südstadt eine besondere Bedeutung zu. Sie sind, so der städtebauliche
Rahmenplan , nicht mehr nur Verkehrsträger, sondern in erster Linie
Aufenthaltsraum für Bewohner, Beschäftigte und Besucher. (vgl. Anlage
5.3: Merkblatt parken9)

Das gesamte Verkehrskonzept zielt auf eine Gleichberechtigung der
verschiedenen Verkehrsträger. Es soll keine autofreie Siedlung
entstehen und nicht alle Wege des Alltags sollen mit dem Auto
zurückgelegt werden müssen, da durch die Dichte und die Mischung von
Wohnen und Arbeiten viele Läden und Einrichtungen in unmittelbarer
Nähe der Wohnungen vorhanden sind. Sowohl ein dichtes Busnetz, eine
radfahrergeeignete Topographie als auch ein umfangreiches Car-
Sharing-Angebot sind vorhanden.

Die größte Problemstellung von Anfang bis heute ist die Suche nach
dem richtigen parkierungskonzept für die Fahrzeuge, die bei einer
solch hohen Dichte in großer Zahl vorhanden sind. Grundsätzlich gilt
daher im gesamten Entwicklungsbereich: Parkplätze im öffentlichen
Raum und Stellplätze auf den privaten Grundstücken gibt es nur in
Ausnahmefällen, so für dringend darauf angewiesene Betriebe, für
Gehbehinderte, für Kurzzeitparker und für die Fahrzeuge des
Carsharing-Anbieter.

Die Anlagen befinden sich an den Rändern der Quartiere, maximal 250m
von den Wohnungen entfernt und damit etwa ebenso weit wie die
Bushaltestellen in der Südstadt.
Geplant, gebaut und betrieben werden sie von verschiedenen
Gesellschaften, unter anderen auch von den TÜbinger Südstadtwerken .
Die Stellplätze werden verkauft oder für eine monatliche Miete zur
Verfügung gestellt.

Aus Gründen der Kostengerechtigkeit war es der Stadt TÜbingen bei der
Konzeption wichtig, die Kosten für die Erstellung von Stellplatz und
Wohnung zu entkoppeln. Die Baulasten, die aus der Landesbauordnung
mit der Errichtung eines Stellplatzes entstehen, werden auf die
Grundstücke der Parkierungsanlage übertragen.

Der Bauherr einer Wohnung muss demnach keinen Stellplatz nachweisen
und ablösen, die Bauherren der Parkierungsanlagen erstellen alle
erforderlichen Stellplätze stellvertretend für die einzelnen
Bauherren. Konkret bedeutet dies: Es gilt das Versucherprinzip . Wer
kein Auto besitzt, muss sich um einen Stellplatz keine Gedanken
machen.

5.4.6 Bürgerbeteiligung

Im Entwicklungsbereich
gesetzlichen Vorgaben
öffentlichen Raumes

sind Bewohner und Beschäftigte, weit über die
hinaus, sehr umfangreich an der Planung des
beteiligt. Für die beiden Teilbereiche
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Französisches Viertel und Loretto-Areal wurden analoge
Beteiligungsverfahren angewandt, die die Interessen der jetzigen und
späteren Bewohner weitgehend berücksichtigen.

Die Bürger aus dem Entwicklungsbereich und den angrenzenden Straßen
wurden von der Stadt zu einer Veranstaltung eingeladen. Die Bürger
wurden über die Arbeitsweise im Verfahren aufgeklärt und mussten sich
zu Arbeitskreisen zusammenfinden. In diesen Arbeitskreisen wurden die
Wünsche und Ziele ausformuliert und vorgetragen. In einer zweiten
Phase wurden Landschaftsplaner herangezogen, die die Vorschläge der
Gestaltung in einem Plan umsetzten. Nach den Besprechungen mit den
Behörden wurde der "Bürgerplan" öffentlich vorgestellt und eine
weitere Bürgerbeteiligung bei Ausführungsplanung und Umsetzung
vorgeschlagen.

Der Weg zu einer Entscheidung wird nachvollziehbarer, wenn man selbst
zur Entscheidungsfindung beigetragen hat. Die Zufriedenheit mit den
Ergebnissen der Planung ist höher, wenn man weiß, wie sie zustande
kamen. Die Akzeptanz der Gestaltung und die Belebung des öffentlichen
Raums gelingt besser, wenn die wirklichen Bedürfnisse der dort
Lebenden Berücksichtigung finden. Das Gefühl des eigenen Stadtteils,
der Identifikation ist größer, wenn man an der Gestaltung hat
mitwirken können.

5.4.7 Management und Finanzierung

In TÜbingen hat man sich von Anfang an entschlossen, das Management
für die Durchführung der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme und
damit für die Umsetzung der im Rahmenplan definierten Ziele selbst in
der Hand zu behalten. Hintergrund für diese Entscheidung war unter
anderem, dass das Projektmanagement bei der Einschaltung eines
Entwicklungsträgers - oder bei der Wahl eines anderen Verfahrens wie
beispielsweise eines städtebaulichen Vertrages - in einer Institution
angesiedelt wäre, die zunächst kein ausgeprägtes Interesse für
städtische Strukturen entwickelt.

Mit der Besetzung des Amtes mit fünf Personen wird die Projekt-
steuerung , Koordination der Ämter und das Zusammenspiel der Akteure
abgewickelt. Die finanztechnische Abwicklung der Maßnahme wurde an
eine Treuhandgesellschaft ausgelagert.

In erster Linie sind folgende Aufgaben übernommen worden:

Erarbeitung und Konzeption der Rahmenplanung
Koordination aller Akteure
Erarbeitung der Bebauungspläne
Koordination der Erschließung
Maßnahmen- und Finanzplanung der Abschnitte
Flächenmanagement
Anfängliche Betreuung der Baugemeinschaften
Aufbau der Beteiligungsstrukturen für die Bewohner
Erarbeitung von vorlagen für notwendige politische Entscheidungen
Öffentlichkeitsarbeit
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Die Ziele des Städtebaulichen Rahmenplanes lassen sich nur erreichen,
wenn bei der Verwirklichung die Rechtsinstrumente des Baugesetzbuches
konsequent gehandhabt werden, die sich diese Ziele ebenfalls zu eigen
machen. In einer Zeit der knappen öffentlichen Kassen ist die
Finanzierung der Entwicklungsmaßnahmen ohne Einbehalt der
Wertsteigerungen an den Grundstücken nicht möglich. Für diese
Entwicklungsmaßnahme gilt, dass die Finanzierung der Erschließung und
der kommunalen Infrastruktur weitgehend aus
Grundstücksverkaufserlösen und Ausgleichsbeträgen erfolgte.

Die Grundstücke wurden zum entwicklungsunbeeinflussten Preis von
€20,-/m2 bzw. €30,-/m2 eingekauft und über einen durch einen
Gutachterausschuss festgelegten Verkehrswert, der die
entwicklungsbedingte Wertsteigerung beinhaltet, weiterverkauft.
Die Preise liegen dann zwischen €194,- 1m2 und €330,-/m2.

1 Z.T. aus privaten Unterlagen des Direktors des Stadtsanierungsamtes Tübingen, Cord Soehlke; nicht
zitierfähig

2 Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen
3 Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen
4 vgl. : Stadtsanierungsamt Tübingen (Hsg.) (1999): Stadt mit Eigenschaften, Info-Broschüre, Tübingen

6/1999
5 vgl. Feldtkeller, A (Hsg.) (2001): Städtebau: Vielfalt und Integration, Neue Konzepte für den Umgang

mit Stadtbrachen, Stuttgart
6 Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen
7 Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen
8 Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen
9 Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen
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Optionsvergabeplan
Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen

Merkblatt Flustück Nr. 5732/8
Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen

Anlage 5.1
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Isometrie Loretto-Areal
. lJrMltI:mdllcl1e muslro1lon .

Ausschnitt B-Plan-En1wurfLoretto-West

Merkblatt Flurstück 5732/8 (Katharinenstr. 16)
Altbau A / Loretto-West

Grundstück

Größe: 635 qm

GRZ: 0,6

Überbaute ca. 230 qm
Fläche:

Noch überbaubare 45 qm mit
Fläche: TH4,5 m

Unterbaute ca. 70 qm
Fläche:

0 Traufhöhe Altbau: TH8,0 m

Preis Grundstück:
506,- DM/qm x 604 qm = 305.624.- DM

Altbaubestand

Schätzung Sachwert 289.648,- DM

Abschlag Mängel -57.390,- DM

Ausgleich Stadtwerke* -82.379,- DM

Preis Altbau 149.879.- DM

zzgl. Preis Grundstück 305.624,- DM

~ Gesamtorels 455.503.- DM

* Die Tübinger Stadtwerke werden im Keller des Gebäudes eine Spitzenheizzentrale einrichten, die
durch eine Grunddienstbarkeit gesichert wi~d. Für diese Grunddienstbarkeit erhält der Käufer des Ge-
bäudes einen einmaligen Ausgleich von 82.379,- DM.
Der Käufer beteilIgt sich mit einem Teil seines Grundstücks (schrafflerte Fläche) an einem gemeinsa-
men Innenhof, der von den Bauherren des Block 11 gemeinschaftlich angelegt und unterhalten wird.
Hierzu wird dem Grundbuch eine Regelung der Ziele, Kosten und Beschlüsse beigegeben.
In dem obengenannten Preissind die Kosten für Vermessung und Hausanschlüsse nicht enthalten. Das
Gutachten zum Schätzwert des Gebäudes und Bestandspläne erhalten Sie auf Anfrage beim Stadtsa-
nierungsamt Tübingen. --.. ..~

Informationen zur Südstadtentwicklung entnehmen Sie bitte den Broschüren und Merkblättern
des Stadtsanierungsamtes. Bei Fragen stehen wir geme zu Ihrer Verfügung:

SüdC) EnfwlckluDg

Ùfodf .
Stadtsanierungsamt Tübingen
Lorettoplatz 30 72072 Tübingen
Tel. 07071-9351-0 Fax 9351-19



Anlage 5.2

Merkblatt für Interessenten an Wohn- und Gewerbeflächen
Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen

Merkblatt Parken im Entwicklungsbereich
Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen
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Photodokumentation
Quelle: Stadtsanierungsamt Tübingen. 2001. Eigene Bilder

Bild 1 Luftaufnahme Französisches Viertel

Bild 2 Ansicht eines Innenhofes

Bild 3 Ansicht Alt- und Neubestand

Bild 4 Ansicht Fassadenvielfalt

Bild 5 Ansicht "kleine Baugruppe"

Bild 6 Werkstatt im Erdgeschoss 1

Bild 7 Werkstatt im Erdgeschoss 2

Bild 8 Platzgestaltung

Bild 9 Vielfalt und Freiraum

Bild 10 Zwischenräume 1

Bild 11 Zwischenräume 2

Anlage 5.3
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6.1 Grundidee

Planung und Zukunft waren die Schlagworte im städtebaulichen
Ideenwettbewerb, dessen Ergebnisse im Rahmen einer Pressekonferenz
präsentiert wurden. Das Siegermodell des Architektenteams von "rainer
pirker ARCHItexture team" und lIthe Poor Boy's Enterprise" lieferte
auf Grund seines breiten Interpretationsspektrums eine Grundlage für
das geplante kooperative Planungsverfahren, bei dem alle Beteiligten
von Anfang an in den Planungsprozess involviert waren und somit eine
neue Perspektive in der Wiener Stadtplanung geöffnet werden sollte.
Grundsätzlich wurde die Erstellung eines Leitkonzeptes angestrebt,
das in einer neuen Form eines Flächenwidmungs - und Bebauungsplanes
münden sollte, der eine gezieltere Realisierung der intentierten
Qualitäten erlaubt. Mittels Testprojekten sollte dieses Leitkonzept
auf seine Umsetzbarkeit überprüft werden, um schließlich als
Leitprojekt die Grundlage für den Entwurf zum Flächenwidmungs- und
Bebauungsplan darzustellen.

6.2 Ausgangslage

Das Gelände der Kabel und Draht Werke AG, in Folge kurz KDAG genannt,
liegt zwischen den U-Bahnstationen der Linie 6 Station
Tscherttegasse und "Am Schöpfwerk". Das Areal mit einer Größe von
etwa 6 Ha besitzt eine gute Anbindung an das öffentliche Wiener
Verkehrsnetz (vgl. Anlage 6.1 Planungsgebiet Diagramm). Begrenzt
wird das Gebiet im Westen von der Allee Oswaldstrasse, nördlich
tangiert eine stark frequentierte Eisenbahnlinie, östlich schiebt
sich ein Grünzug mit Friedhof zwischen Planungsgebiet und U-
Bahntrasse, südlich grenzt eine kleine Insel mit Einfamilienhäusern
an, sowie der Rand des alten Ortskernes, der sich um den Khleslplatz
gruppiert.

Die Absiedlung der Kabel- und Drahtwerke AG im Dezember 1997 war für
den Bezirk Meidling ein schmerzlicher Verlust. Von Anfang an war aber
klar, dass die nun ungenutzten 60.000m2 nicht brachliegen, sondern
durch intelligente Stadtplanung wieder Aufwertung und Bedeutung
bekommen müssten. Ein Bürgerwettbewerb im Jahre 1998, bei dem die
Anrainer ihre Wünsche und Vorstellungen bekundeten, war der erste
Schritt, um aus dem Gelände einen bürgerverträglichen und
zukunftsfähigen Stadtteil zu machen. Der zweite war ein
städtebaulicher Ideenwettbewerb, der "konkrete Utopien" forderte und
auf den Bürgervorarbeiten aufbaute.

Eigentümer waren zu diesem Zeitpunkt schon die Bauträger, die
ihrerseits anfangs kein besonderes Interesse hatten, auf diesem Areal
eine andere Art der Planung als die bislang übliche durchzuführen.
Der vorhandene Druck - von Magistrat und Politik - führte dazu, dass
ein Umdenken einsetzte. Dadurch wurde auch ein intensives
Zusammenwirken aller Betroffenen unabdinglich notwendig.
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Abb. 23: Lage der Brachfläche und des Projektes KDAG in Wienl

Als einer der wichtigsten Aspekte kristallisierte sich die
Bürgerbeteiligung heraus. Auf Grund des äußerst sensiblen Sujets war
eine starke Einbindung unabdingbar.

6.3 Entwicklungsstrategie

6.3.1 Kooperativer Planungsprozess2

Die Aufgabe des kooperativen Planungsprozesses war die Erstellung von
Grundlagen für den auszuarbeitenden Entwurf des Flächenwidmungs- und
Bebauungsplanes für das Areal der ehemaligen Kabel- und Drahtwerke
AG, unter frühzeitiger Einbeziehung aller Gruppen von Akteuren. Der
Flächenwidmungs- und Bebauungsplan ist in diesem Zusammenhang als
Etappenziel auf dem Weg zur Umsetzung einer neuen Denk- und
Umsetzungsform im Städtebau zu sehen.

Erstmals wurde konsequent eine synchrone partizipation innerhalb des
Planungsprozesses angestrebt. Durch die bislang meist übliche
Vorgangsweise, im Verfahrensablauf nach und nach die Stellungnahmen
der Involvierten und Betroffenen einzuholen, wurde der
Planungsprozess mehr von der Reaktion, denn von der Aktion bestimmt.

Die komplexen Anforderungen an das Projekt
Stadtteilidentität, urbane Vernetzung, Raum- und

KDAG neue
Freiraumqualität,
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Nutzungssynthese, Verkehrsproblematik, Zwischennutzung,
Bürgerbeteiligung und der grundsätzlichen Forderung nach einem
neuen Denkansatz, einer neuen Dimension in der planung, machten von
Anfang an notwendig, bislang übliche Handlungsabläufe zu verändern.
Daher war die Kooperation und Interaktion der Beteiligten kein
Lippenbekenntnis, sondern ein zentrales Anliegen.

Relativ schnell nach der Abhaltung eines städtebaulichen
Ideenwettbewerbes, bei dem ein Projekt zum Zug kam, das einen sehr
weit gespannten Interpretations- und Entwicklungsspielraum offen
ließ, wurde eine grundsätzliche Struktur des kommenden Verfahrens
skizziert. Die Prozesselemente (Arbeitsgruppe, städtebauliche
Begleitgruppe, Leitkonzept, Testprojekte, Leitprojekt, Entwurf),
sowie der geplante Ablauf des Procedere wurden vorab definiert (vgl.
Anlage 6.2).

Vorerst konstituierte sich eine Arbeitsgruppe (Teilnehmer im Anlage
6.2), deren Aufgabe darin bestand, das zentrale Informations-,
Diskussions- und Steuerungsinstrument der Planung zu sein. Sie
vernetzte alle wesentlichen Akteure, ohne dass sie hiefür eine
formalrechtliche Kompetenz benötigt hätte. Diese Kerngruppe, die sich
im Laufe des Prozesses zwar geringfügig erweiterte, aber in ihrer
Zusammensetzung nicht fluktuierte, trat 14-tägig (wenn notwendig auch
in kürzeren Abständen) zusammen. Innerhalb dieser Arbeitsgruppe wurde
- auf Basis des Siegerprojekts - ein Leitkonzept erstellt, das den
Intentionen eine realisierbare Form verleihen sollte. Je nach
Notwendigkeit wurden immer wieder Konsulenten verschiedenster
Fachgebiete und Magistratsabteilungen kontaktiert, um Problempunkte
zu analysieren und Lösungsansätze zu suchen.

Es war natürlich klar, dass es im Zeithorizont des Projektes nicht
möglich sein würde, allfällige Änderungen gesetzlicher
Rahmenbedingungen z.B. des Baurechts und anderer Gesetze
durchzuführen, aber an Hand des Vorhabens sollten die Grenzen des
bestehenden Instrumentariums detailliert, analysiert und diskutiert
werden, um neuen Anforderungen in der Zukunft besser begegnen zu
können und Anregungen an die Legislative zu liefern. Ziel war es
natürlich, die urbanen Qualitäten und Anforderungen an die
Entwicklung des Areals so weit wie möglich im Flächenwidmungs- und
Bebauungsplan festzuschreiben. Zugleich herrschte aber bei allen
Beteiligten die Überzeugung, dass ein gewisser Teil der angestrebten
Werte nur durch zusätzlichen Vereinbarungen und damit einhergehend
mit einem auf der Planung aufbauenden Gebietsmanagement möglich sein
würde.

Die häufig praktizierten ,linear-hierarchischen' Planungsprozesse
gehen von allgemein üblichen und demnach konventionellen Bau- und
Freiflächenkonzepten aus. Durch die frühzeitige Einbindung der
Akteure war es gewissermaßen logisch, zu versuchen, Lösungen näher zu
kommen, die schon oft diskutiert, aber nur selten umgesetzt werden
konnten.
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Abb. 24: Photo Kommunikationsplanung3

Dass derartige Ansprüche friktionsfrei umgesetzt werden können wurde
von niemandem erwartet. Die Vorstellungen, die je nach
Teilnehmergruppe entweder rein wirtschaftlich, philosophisch-
ideologisch oder nüchtern-pragmatisch geprägt waren, drifteten weit
auseinander. Mehr als einmal stand das gesamte Verfahren vor dem
Scheitern, da die Gegensätze unüberwindlich zu sein schienen.
Schließlich, durch den Druck, den man sich selbst auferlegt hatte,
sowie durch allmählich schwindende, gegenseitige Vorbehalte, gepaart
mit einer sich immer stärker entwickelnden positiven Eigendynamik,
gelang es, konkrete Schritte in die intendierte Richtung zu setzen.

Innerhalb der sogenannten städtebaulichen Begleitgruppe (Teilnehmer
im Anlage 6.2), die als begleitendes übergeordnetes
Diskussionsforum Erkenntnisse und Vorschläge, die durch die
Arbeitsgruppe entwickelt wurden behandelte, wurde die
Planungsdebatte auf eine breitere Ebene gebracht, um so einerseits
ein Korrektiv für die Arbeitsgruppe zu schaffen und andererseits
durch Impulse von "Außen" dem Entwicklungsgeschehen eine zusätzliche
Dynamik zu geben.

Diese Begleitgruppe erwies sich als eines der wichtigsten Instrumente
des gesamten Prozesses, da der Lenkungseinfluss sehr groß war, sofern
Entwicklungen in eine Richtung liefen, die in der einen oder anderen
planerischen Sackgasse enden hätten können. Gleichzeitig dienten die
Termine, an denen die Begleitgruppe tagte, auch als wichtige
Etappenziele und waren somit für die Umsetzung des geplanten
Zeithorizonts von eminenter Bedeutung.

Der mediatorisehe Erfolg dieser Veranstaltungen war ein sehr
wesentlicher Aspekt des gesamten Procederes. Turbulenzen und
Gegensätze, die sich während der Diskussionen in der Arbeitsgruppe
aufgebaut hatten, wurden im Zuge des Treffens der städtebaulichen
Begleitgruppe entspannt und reduziert.
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Sehr schnell kristallisierten sich im Verlauf der Arbeiten Grundzüge
eines neuen Zugangs zur Planung. Die Schwerpunkte, die dieser
Kristallisation zu Grunde lagen, stellten die Qualität des
öffentlichen Raumes, die harmonische Vernetzung von Wohnen, Arbeit
und Freizeit und eine funktionierende, kulturelle und soziale
Infrastruktur dar. Die Vernetzung der Funktionsbereiche sollte den
identitätsstiftenden Hintergrund des neuen Stadtteils bilden.

Dieser neue Zugang zur Planung manifestierte sich in der Form, dass
erstmals der Raum "zwischen der zukünftigen ArchitekturU mehr
Berücksichtigung fand, als die zur Errichtung gelangenden Objekte. Um
dies zu verbildlichen: Die Bausubstanz "wickelt sich quasi um den
definierten Freiraum (wrap-around-architecture)u.

Der festgelegte Freiraum und die in bestimmten Grenzen sich
bewegende, aber grundsätzlich freie Verteilung von Bausubstanz,
gepaart mit dem Wunsch nach einer Ermöglichung zusätzlicher,
räumlicher Qualitäten in den zukünftigen Objekten führte zwangsläufig
zu verschiedenen Lösungsansätzen.
Aus diesem Grund war es notwendig auf Grundlage des erstellten
Leitkonzeptes - von Architekten Testprojekte erstellen zu lassen, um
Machbarkeiten oder Unmöglichkeiten zu erkunden. Die Planer wurden von
den Bauträgern beauftragt. Dadurch wurde nun die Phase der konkreten
Umsetzbarkeit eingeleitet. Hier zeigte sich schnell, ob Theorien und
Wunschvorstellungen eine Chance auf Realisierb~rkeit hatten, bzw. wie
sie umgeformt werden mussten, um auch der bestehenden Gesetzeslage zu
entsprechen.

In diesem Zusammenhang sei auch noch zu erwähnen, dass zur
Unterstützung der Arbeiten ein "Rechtsworkshopu einberufen wurde, im
Zuge dessen planerische Vorstellungen und Anliegen mit Rechtskundigen
aus der städtischen Verwaltung eingehend diskutiert wurden. Auch
dieses Treffen kann als wichtige Etappe des kooperativen
Planungsprozesses gesehen werden.

Nach den durchgeführten Arbeiten und den notwendigen Modifikationen
des Leitkonzeptes (bzw. im Sinne der Interaktion wurden auch die
Testprojekte wieder überarbeitet) wurden die gewonnenen Erkenntnisse
zu einem Leitprojekt geformt und abschließend erneut der
städtebaulichen Begleitgruppe zur Diskussion vorgelegt.
Der Zeitaufwand für die Abstimmung auf politischer Ebene konnte auf
ein Minimum reduziert werden, da die politischen Vertreter in das
gesamte Procedere involviert waren.

Somit war eine Grundlage für den Entwurf zum Flächenwidmungs- und
Bebauungsplan geschaffen. In einem weiteren Schritt wurde dann der
Entwurf im Rahmen einer Ausstellung der Bevölkerung präsentiert. Hier
zeigte sich unter anderem auch die Wichtigkeit der Teilnahme der
Bürgervertreter an der städtebaulichen Begleitgruppe. Durch die
Einbeziehung in den Diskussionsprozess, sowie durch den Umstand,
immer auf Höhe des aktuellen Informationsstandes des gesamten
Projektes zu stehen, wurde ein Bewusstseinspotential geschaffen, das
letztendlich für den Informationstransport von enormer Bedeutung war.
Im Zuge der Ausstellung wurde es manifest, dass das Engagement der
Bürgervertreter ein hohes Maß an Authentizität schuf. Der im Beirat
vertretene Anrainer, der mit der Planung vertraut war uns selbst
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begleitend am Entstehen mitgewirkt hatte, stellte somit das ideale
Verknüpfungselement zwischen der betroffenen Bevölkerung und der
Planung in toto dar.

6.3.2 Bürgerbeteiligung4

Auf Grund der für die Bevölkerung entstandenen "Identi-
fikationslücke", die mit dem Schließen der Werke entstanden ist, war
es offenkundig, dass für diesen Bereich eine spezielle, besonders
bürgernahe Vorgangsweise in der Planung gewählt werden musste.

Eine erste neutrale und noch nicht mit großen Emotionen besetzte
Kontaktnahme mit der Bevölkerung, fand bereits im Jahre 1996 statt,
also zu einem Zeitpunkt, da noch kein genaues , offizielles
Schließungsszenario bestand. Die zu diesem Zeitpunkt noch in der KDAG
Beschäftigten hofften zu diesem Zeitpunkt allerdings noch, dass es
nicht zu einer völligen Stilllegung des Werkes kommen würde. Aus
diesem Grund bewegte sich die Diskussion noch auf einer fiktiven
Ebene und war noch nicht in ein konkretes, standortorientiertes
Korsett gepackt. Es wurde über Grundsätzliches in der Frage "Stadt
der Zukunft" diskutiert. Bürger, Fachleute und Politiker erörterten
in einer Werkhalle der KDAGverschiedene Aspekte des urbanen Raums
von Morgen.

DASSlEGERPROJEKT IST FÜR UNS EIN~lr
llII ...

................-dII.. ~ Ot ~.....,._..,.OI-.,. tIllI '"'*'
• .. ~ ..., ..,.IIIgIn .........~~ ...- ~ ...._ ..... ~~ ....... --~ ...... __ --.,.., .. _..,. ~tRlM. it_ .... _

MÖGE DIE ÜBUNG GEUNGEN I
~.r..,I." .....lN~_.... ll',)...........".~

Abb. 25: BürgerplakatS
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Anfang 1998 wurde ein Bürgerbeteiligungsverfahren initiiert. Zu
diesem Zweck wurde an die im Nahebereich des Fabrikareals
befindlichen Haushalte (ca. 7.000) ein kleiner Folder ausgesandt mit
der Aufforderung sich an einem Bürgerwettbewerb zu beteiligen.
Gleichzeitig sollten die Bürger (mittels abtrennbarer Allonge)
bekannt geben, ob sie Interesse an der Entsendung in einen
Bürgerbeirat hätten. Die Teilnahme war durchaus rege. Die Vorgaben
umfassten die zukünftigen Nutzungsvorstellungen, die Bürger sollten -
egal ob in geschriebener oder gezeichneter Form - kundtun, wie diese
Absichten umgesetzt werden sollten.

Viele Teilnehmer präsentierten keine konkreten Gestaltungsvorschläg~,
sondern sagten vielmehr, wie das Areal nicht auszusehen hat.
Grundtenor: "Keine Hochhäuser und keine ausschließliche Wohnnutzung".
Das für die meisten negative Beispiel der in den 70-er Jahren
errichteten, nahegelegenen Wohnhausanlage "Am Schöpfwerk", mit seiner
monofunktionellen Nutzungsstruktur, sollte unter allen Umständen
vermieden werden. Hier zeigte sich auch ganz eindeutig, dass die
Bürger grosso modo einen ziemlich klar umrissenen Stadtbegriff hatten
(und haben). Mischnutzung d.h. wohnen, Arbeiten, Freizeitnutzung in
einem ausgewogenen Verhältnis unter besonderer Berücksichtigung der
Verkehrsproblematik, kann als eine klar definierte Wunschvorstellung
eines idealen städtischen Raumes aus den Ergebnissen dieses
Wettbewerbes abgelesen werden. Die ersten drei Plätze wurden mit ATS
15.000.- (€ 1090.-), ATS 10.000.- (€ 727.-) und ATS 5.000.- (€ 363.-)
prämiert. Die Jury bestand aus dem Bezirksvorsteher , dem örtlichen
Pfarrer und Vertretern der Stadt Wien.

Ein wichtiger Punkt sei hier angeführt: Es gibt für bestimmte Orte,
bestimmte, logische Lösungen. Dies bewies zum einen der erste Preis
des Bürgerbeteiligungsverfahrens und zum anderen das Ergebnis der
Arbeitsgruppe, die letztendlich einen Entwurf erstellte, der als
Grundlage für den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan diente. Beide
hatten eine ähnliche Grundkonzeption, die sich in einer
transversalen Verbindungsachse und in einem zentralen Platz
manifestierte.

Für die Teilnahme an dem Bürgerbeirat meldeten sich ca. 35 Personen.
Die Wahl erfolgte durch die Bürger selbst und ohne Einfluss von
bestimmten seiten. Man wollte unter allen Umständen verhindern, sich
dem Vorwurf einer etwaigen Manipulation (wohlgesonnene Bürger, Bürger
mit persönlichen, vielleicht wirtschaftlichen Interessen an dem
projekt etc.) auszusetzen. Zu diesem Zweck wurden die potentiellen
Teilnehmer in einem Saal unter sich gelassen, mit dem Ziel, die drei
Bürgervertreter selbst, ohne Beeinflussung von ,Außen' zu wählen. Ein
positives Merkmal dieser Entscheidungsfindung war der Umstand, dass
die Bürger besonnene Menschen, von denen sie glaubten, dass sie ihre
Interessen gut vertreten würden, beriefen.

Selbsternannte Wortführer, Menschen, die sich gerne ihrer selbst
willen in Szene setzen, kamen in diesem Fall der direkten Beteiligung
nicht zum Zug. Ob dies natürlich immer so ist, kann nicht mit
Sicherheit behauptet werden. Wichtig erscheinen allerdings in diesem
zusammenhang die klar umrissenen Rahmenbedingungen. Was sollte auf
dem Areal errichtet werden, wie sieht die Infrastruktur aus, was ist
der Zeck der Planung, wie muss auf die lokalen Verhältnisse
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Damit wurden
nicht in
versickern

Reibungspunkte?
das Verfahren
mit den Bürgern

eingegangen werden, wo sind die
Voraussetzungen geschaffen, die
städtebaulichen Grundsatzdiskussionen
ließen.

Abb. 26: Photo Bürgerbeteiligung6

Die Bürger waren dann auch ausgesprochen konstruktive Mitarbeiter in
der Städtebaulichen Begleitgruppe. Kritisch, aber keineswegs
destruktiv und mit großem Engagement an einer konstruktiven Lösung
interessiert. Eine große Hilfe stellte die Betrachtungsweise aus der
Sicht der Anrainer dar, da so gewisse Denkansätze gleich zu Beginn
kritischer hinterfragt werden konnten. Als bestes Beispiel sei in
diesem Zusammenhang die Frage eines autofreien Stadtteils angeführt.
Ersten Bestrebungen, wonach min. 50% des Projektes als ,autofreie
Siedlung' geplant werden sollten, wurde von den Bürgern eine klare
Absage erteilt, und zwar mit dem Argument, dass Siedlungen, die
derart wenige Stellplätze zur Verfügung hätten, auf lange Sicht
gesehen, durch diesen Mangel (Besucherverkehr, Zweitwohnsitz, Auto)
einen enormen Druck auf die Stellplätze angrenzender Bereiche ausüben
würden.

Der Bürgerbeirat nahm nicht an den Sitzungen der Arbeitsgruppe, die
das Leitkonzept bzw. Leitprojekt erarbeitete, teil. Es war nie eine
Intention, die Bürger planen zu lassen, es stand vielmehr die
Information der Bevölkerung und die begleitende Beratung im
Vordergrund. Grundsätzlich sei auch bemerkt, dass seitens der Bürger
auch gar kein Bedürfnis bestand, selbst zu planen, da dies, ihrer
eigenen Aussage nach, den Fachleuten vorbehalten sein sollte.
Die Bürgerbeteiligung ging aber auch über den Bürgerwettbewerb und
den Bürgerbeirat hinaus. Ein weiteres wichtiges Instrument waren
Ausstellungen vor Ort, die der Bevölkerung die Möglichkeit gaben,
sich einerseits an Hand von Schautafeln und andererseits im Zuge von
direkten Gesprächen mit Mitarbeitern der Stadtplanung über die Pläne
bzw. den Planungsfortschritt zu erkundigen. Auch hier stellte die
Interaktion eine wichtige Informationsquelle für die Planung, wie
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auch für die betroffene Bevölkerung dar. Gleichzeitig fungierten
diese Ausstellungen als ein Stimmungsbarometer, das klar anzeigte,
welche Bereiche besondere Sensibilität in der Bearbeitung erforderten
bzw. wo und wie noch verstärkter Informationsfluss notwendig war.
Eine Bürgerbefragung mittels Fragebogen ihm Rahmen der Ausstellung
zum Entwurf des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes war eine weitere
Gelegenheit, den Anrainern eine Möglichkeit der Reaktion auf die
Veränderung der Stadtstruktur in ihrem nächsten Umfeld einzuräumen.
Gleichzeitig bot es den Planern einen Einblick in die Stimmungslage,
die wie die positiven Rückmeldungen bezeugten, eine vortreffliche
war. Immerhin standen 95-98% der Befragten den Entwicklungen positiv
gegenüber.

Einen besonders erfolgreichen Punkt stellte der Versuch dar, die
zukünftigen Planungen auch für jüngere Stadtbewohner aufzubereiten,
bzw. greifbar zu machen. Im Zuge der zweiten Ausstellung wurden
Kinder aus der Grätzelschule aufgefordert, mit Holzklötzen, deren
Gesamtheit das Bauvolumen der zukünftigen Bebauung im Maßstab 1:100
repräsentierten, eine Stadt zu bauen, die ihren Vorstellungen
entsprach. Gleichzeitig wurde ihnen ein Märchen, das eigens für
diesen Zweck geschrieben wurde (Radomil Ratz will eine neue Stadt)
vorgelesen. Durch die Einbindung der Kinder und durch zusätzlich von
Mitarbeitern der Stadtplanung abgehaltene Unterrichtsstunden an der
Schule wurde auch ein Interesse für den gesamten Planungsvorgang bei
deren Eltern und. Lehrern geweckt (vgl. Anlage 6.1 - Radomil Ratz-
Geschichte) .

Dieser Aufwand wurde aber letztendlich durch die Tatsache
gerechtfertigt, dass im Zuge der öffentlichen Auflage des Entwurfs
des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes kaum Stellungnahmen aus der
Bevölkerung die aber auch keine grundsätzliche Ablehnung des
Projekts signalisierten - eingingen: ein, in neuerer Zeit für ein
Vorhaben dieser Größenordnung noch nie da gewesener Fall. Gespräche
mit Bürgern, Bauträgern und Vertretern aus allen politischen Lagern
zeigen eine enorme Zustimmung zu dem Verfahrensablauf und werden
jetzt schon als beispielgebend angeführt.
So gesehen zeigt die Vorgangsweise, dass eine intensive Information
und Einbeziehung der Bevölkerung Verfahrensschritte, die
vordergründig durchaus zu zeitlichen Verzögerungen und zu
zusätzlichen Kosten führen im Endeffekt aber eine weitestgehend
friktionsfreie Abwicklung des Verfahrens zur Festsetzung des
Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes ermöglichen. Kein negatives
Image des projekts, kein irrationaler Widerstand gegen Veränderung
und dadurch ein hohes Maß an Identifikation mit den Planungen, sind
letztendlich Faktoren, die allen Beteiligten Vorteile bringen und
nicht in monetären Äquivalenten quantifiziert werden können.

6.4 Merkmale und Bausteine der Planung

6.4.1 Nutzungsmischung - Attraktoren

Mischnutzung d.h. Wohnen, Arbeiten und Freizeitnutzung in einem
ausgewogenen Verhältnis unter besonderer Berücksichtigung der
Verkehrsproblematik ist die klar definierte Wunschvorstellung eines
idealen städtischen Raumes, was sich auch in den Ergebnissen der

100



Gespräche und Wettbewerbe der Architekten, Bürger und Arbeitsgruppen
widerspiegelt.

In der Ausarbeitung des Leitkonzeptes mit exemplarischen
Testentwürfen wurden die Nutzungsfelder und Standorte festgelegt
(vgl. Anlage 6.1 Infrastruktur 1. und 2. Ordnung Diagramm).
Hauptsächlich an den ÖPNV-Standorten und entlang der
Hauptverkehrsachsen sind Handel und Versorgungseinrichtungen
vorgesehen. Auch sehr zentral ist das Indoor-Angebot für
Freizeitmöglichkeiten vorgesehen. weniger zentral sind die
Wohnfolgeeinrichtungen innerhalb der Quartierblöcke verteilt.
Verteilte Attraktorenstandorte mit aneignungsfähiger Infrastruktur,
Wohn-Arbeitsstandorte und Einrichtungen mit öffentlicher und halb-
öffentlicher Bedeutung sollen die Teilbereiche aufwerten.

6.4.2 Urbanität, Dichte und Freiraum - Strukturentwurf

Durch das Vorsehen von Attraktoren- und Impulsatorenstandorten
(hauptsächlich kulturell-öffentliche Einrichtungen) und den Misch-
nutzungszonen soll urbane Lebendigkeit entstehen. Die Analyse der
bestehenden sozialen Netze und Beziehungen soll durch die richtige
Ergänzung der öffentlich-infrastrukturellen Standorte durch Grösse
und Bedeutung ergänzt werden. (vgl. Anlage 6.1 Mentale
Infrastruktur und Freiraum und Lungen). ~it dem Bewusstsein der
Gleichzeitigkeit der komplexen Beziehungsebenen Infrastruktur-
Attraktoren-Impulsatoren-Sozialnetze-Freiräume-Bebauungsart-
Bebauungsdichte wurde im Planungsprozess durch ständige Trennung und
Überlagerung der Teilaspekte versucht eine ganzheitliche
Entwicklungsstrategie für das Gebiet zu finden.

Die feinfühlige Art der Einbindung in die bestehenden Netze der
Umgebung wird mit der Aufnahme und Weiterentwicklung der
Strukturelement und Bebauungsregelungen berücksichtigt. Im Diagramm
"Räumliche Beziehungsebenen" werden stadträumlich-gestalterische
Beziehungsnetze herausgearbeitet, die Teilbereiche in Beziehung auf
die Gesamtstadt setzen.

6.4.3 Planung am Modell

Eine Besonderheit in der kooperativen Entwicklungsplanung stellte das
intensive Arbeiten am Modell dar. Nachdem die Aussenräume und
Verbindungsnetze für das Gesamtgebiet festgelegt wurde, konnte man
die Dichteüberlegungen der Bebauungen im Zusammenhang mit den
erarbeiteten Beziehungsnetzen und Standortüberlegungen vornehmen. Das
Modell dazu bildete sozusagen einen Rahmen für den verteilbaren Raum.
Durch gemeinsame GFZ- bzw. Volumenfestlegungen konnte mit dem
"Sandpaket" das Auffüllen der Quartierblöcke beginnen.
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Abb. 27: Modellentwürfe - Dichteverteilung'

Stadtverträglichkeiten und Konzentrationen von Nutzungen, Bebauungen,
und dgl. haben dabei im Ausgleich mit den erarbeiteten Konzepten zu
stehen. Eine kleine Besonderheit war das Angebot der Stadtverwaltung,
für qualitätvollere Räume, d.h. Raumhöhen über den gesetzlichen
Mindestanforderungen, zusätzliche Dichten in Anspruch nehmen zu
können. Wie auch in der Bebauungsstudie (vgl. Anlage 6.1)
ersichtlich, ist die Bedeutung dieser städtebaulichen Koopera-
tionsarbeit besonders auch in der stadtstrukturell-räumlichen Lösung
zu finden.

1 Quelle: Leitkonzept KDAG (2001), Komplettfassung, Projektverfasser ARGE dyn@mosphäre, Wien,
S.3

2 vgl. Stadt Wien (2002): Kooperativer Planungsprozess am Beispiel der KDAG, Prozessbeschreibung
von Herr Dipl.-Ing. Volkmar Pamer, Stadtplanung Wien, Wien

3 Quelle: Stadt Wien (2001), Stadtplanung, Wien
4 vgl. Stadt Wien (2002): Bürgerbeteiligungsverfahren am Beispiel der KDAG, Prozessbeschreibung von

Herr Dipl.-Ing. Volkmar Pamer, Stadtplanung Wien, Wien
5 Quelle: Stadt Wien (2001), Stadtplanung, Wien
6 Quelle: Stadt Wien (2001), Stadtplanung, Wien
7 Quelle: Stadt Wien (2001), Stadtplanung, Wien
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Anlage 6.1

Auszüge aus dem Leitkonzept KDAG
Quelle: Stadt Wien, Stadtplanung. Wien 2002

Tafel 1
Tafel 2
Tafel 3
Tafel 4
Tafel 5
Tafel 6
Tafel 7
Tafel 8
Tafel 9
Tafel 10
Tafel 11

Planungsgebiet Diagramm
Bebauungsstudie
Räumliche Beziehungsebenen Diagramm
Freiraum und Lungen
Mentale Infrastruktur
Infrastruktur 1. Ordnung Diagramm
Infrastruktur 2. Ordnung Diagramm
Strukturelemente
Attraktoren
Bebauungsregelungen
Radomil Ratz will eine neue Stadt - Kindergeschichte
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WILL EINE NEUE STADT

Die ungewöhnliche Geschichte
eines ungewöhnlichen Ereignisses

in einer altenl<abel- und Drahtfabrik

van Volkmar Pamer
Zeichnungen Iris 1<lapper



Arbeitsgruppe KDAG, Städtebauliche Begleitgruppe

Zeitschiene

Quelle: Stadt Wien, Stadtplanung. Wien 2002

Anlage 6.2
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Dr. Arnold
D.1. Jutta

ARBEITSGRUPPE KDAG

Leitung und Moderation: Prof. D.I. Rüdiger Lainer, Rudolf Kohoutek,
Vertreter des Magistrats: D.I: Herbert Buchner, D.I. Volkmar Pamer
Vertreter der Bauträger : Mag. Michaela Mischek, D.I. Manfred Wasner und
D.I. Walter Koch, DI. Markus Spiegelfeld
Wettbewerbsieger: D.I. Rainer Pirker und Mag. Florian Haydn
Zweite Preisträger: D.I. Evelyn Wurster und D.I. Christoph Lammerhuber
(Büro pool)
Architekten als Beauftragte der Bauträger: D.I. Hubert Hermann (Büro
Hermann&Valentiny), D.I. Christian Mascha und D.l. Christian Seethaler
(Büro Mascha&Seethaler), D.I. Gressenbauer (Büro Schwalm-Theiss-
Gressenbauer)
Grün- und Freiraumplanung: D.I. Heike Langenbach

STÄDTEBAULICHE BEGLEITGRUPPE:

Leitung: Prof. Thomas Sieverts (Bonn)
Arbeitsgruppe: siehe oben
Magistratsdirektion-Stadtbaudirektion: Bereichdirektor Prof.
Klotz, OSR D.l. Horst Berger, D.l. otto Frey, D.l. Eva Kail,
Kleedorfer
Büro Stadtrat Faymann: Dr. Josef Ostermayer
MA 21B: D.I. Walter Vokaun
12. Bezirk: Bezirksvorsteher Herbert Hezucky, Bezirksrat Peter Kovar,
Bezirksrat Manauschek
Vertreter der Anrainer: Dr. Berger, Dr. Hubik, Fr. Bach (später durch Hrn.
Winglhofer abgelöst)
Planer: Arch. Schwalm-Theiss (Büro Schwa~-Theiss-Gressenbauer), Arch.
Wurnig, Arch.Caruso und Arch. Drevermann im Auftrag von ARGE dyn@mosphäre;
Verkehrsplanung: Dr. Rosinak, D.I.Szeiler (Büro Rosinak & Partner)
EigentUmergemeinschaft / Bauträger: Dr. Weikhart, Mag. Hauberl, Dr.
Jainöcker, Dr. Stadler Dr. Scharf, Dr. Wurm, D.l. Malai, Dr.Huber, Dr.
Grimus, D.I. Stadler
Kulturgruppe IG Kabelwerk: Hr. Sedlak, Hr. Sperger
Jugendinitiativ-Projekt Schöpfwerk: Fr. Sternberger,Hr. Swischaj

Die Zusammensetzung der Begleitgruppe fluktuierte. Nicht immer - je nach
Themenschwerpunkt nahmen alle Angeführten an den Sitzungen teil. Die
Mitglieder der Arbeitsgruppe waren hingegen ständig vertreten.



ZEITSCHIENE:

o Beauftragung von Prof. Rüdiger Lainer und Rudolf Kohoutek mit der
Moderation und Koordination des Planungsprozesses bzw. der Arbeitsgruppe
KDAG (April 1999)

o Konstituierung der Arbeitsgruppe KDAG: Frühjahr 1999 (1. Sitzung: 17.
Mai 1999 und in der Folge weitere 15 Sitzungen und zahlreiche kleinere
Besprechungen mit thematischen Schwerpunkten bis Ende 1999).

o Kooperative Diskussion und Erarbeitung des Leitkonzept in der
Arbeitsgruppe KDAG auf der Basis der Ausarbeitungen der ARGE
dyn@mosphäre (Juni bis Oktober 1999)

o Untersuchung zur Erhaltung und künftigen Nutzung von Teilen des
Altbestandes KDAG (August / September 1999)

o Laufende Ausarbeitungen zu Verkehr, Grünraum und Leitkonzept durch die
Büros Rosinak, Langenbach (als Aufträge der MA 21B und der
Eigentümergemeinschaft)

o Vorlage und Diskussion des Entwurfs zum Leitkonzept KDAG in der Ersten
Sitzung der städtebaulichen Begleitgruppe (große Runde) am 4. Oktober
1999

o Beauftragung (durch die Bauträger) zur Ausarbeitung von 5 Testprojekten,
die in Bebauungsstudien die Anwendbarkeit des im Leitkonzept
vorgeschlagenen Regelwerks überprüfen sollten. (November 1999)

o Präsentation der Zwischenergebnisse der Testprojekte in der Zweiten
Sitzung der Städtebaulichen Begleitgruppe am 14. und 15. Dezember 1999
mit Empfehlungen zur Überarbeitung. Diese große Runde besteht aus
Vertretern des Magistrats, Vertretern der Jury des städtebaulichen
Wëttbewerbs, des Bezirks und der Anrainer, den Planern und Konsulenten
sowie den Vertretern der Eigentümergemeinschaft / Bauträgern.

o Vorlage des Leitprojekts durch die ARGE dyn@mosphäre als Bebauungsstudie
der preisträger und

o Überarbeitung der Testprojekte entsprechend den Vorschlägen der II.
Sitzung der städtebaulichen Begleitgruppe

o III. Sitzung der städtebaulichen Begleitgruppe im März 2000 und
Abklärung offener Fragen in Bezug auf die zukünftige widmung

o IV. Sitzung der Städtebaulichen Begleitgruppe Ende Juni 2000. Erste
Entwurfsskizzen zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan als
Diskussionsgrundlage und zur detaillierteren Abklärung des rechtlichen
Gegebenheiten.

o Vorentwurf des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes im Spätsommer 2000
o Allgemein verständliche Aufbereitung des Planungsergebnisses (Pläne,

Modell) und Präsentation im Bezirk im Herbst 2000
o Einleitung des Verfahrens zur Festsetzung des Flächenwidmungs- und

Bebauungsplanes



7. ABB Baden Nord
Baden
Schweiz

Land Schweiz

Projektdalen Stadt Baden
Kategorie Alteigentümer
Prolekt ABB Baden

Merkmale

Projeklnummer 53
PunkteIRanking 13

Punktellnfoalhalt 5

Gr6&e 20 ha

lAIO. verstadtet18 Zone
Planungsstand in ReaJisieronQ
Ehemalige Hutzung Industrie

ABB-Induslriebelriebe

BevlSlklrung
Stadt Gesamt. 18.COO
ll<Jwomef Projoklborelch geplant 1.500-2.500
AtbeitsolAtze Proieklbereich "oeolant •. 000-5.500

FlichenIDlchten
Baufl_ 18ha
Freiftachen 2ha
Ver1c.efVsflad\en 2ha
GFZgesant lÖ8,::)
GRZ;"""'t

N.uI Nuttungvlrtillung
Wohnen 25%

Gewetbe ?:::::Dienstleistung

==------Handel
Industrie 85%
Freizeit
VllIWaIIung ~Kultur 10%
Bidung

Schwerpunkt NulzungkGmung
groIlrlIumlg Funktionsmischung innettlatb des Stadtteils
kJelnrlumlge Funklionsmlschung
obioktbeZDOene Funktmsmischurvo

ElgentOmer vor
Planungsbeginn PrivatelQentOmer

ElgentDmer Im
PlanunglSt.dJum PrivaleiQenlùmet

ProJektlntwlckJ'r ABB tmmobilien AG

vorau ••. EigentDmlrverteUung
nach Prolektlntwlcklung

A1le1genlllmOf '0%
EIgen{lmef Im F'tanungsstad,,",,

=~~~=OmOf
'0%~

Politische Verteilung
Stadtrat

SoziaIdemokratt Pertoi 30%
Volksparteien '0%
U>eraI. 30%
GrOne

AftûIstenbeulUgung

~~ ja (2)

AIlmioteren~
VortragslaslOnll<obtematiken
Im

M,6nahmlnfln.nzJ,runa Stadl • ~ntOmerl3

1tf'W.lttrt.
Planungabet.lIlgung

Atttrigentomet IrucIIlbar
BOrget/Anrainer notwendig
klInftige ElgentOmOf
EnlwickJungsges_ IrucIIlbBr
nn1itlsc:heInteressensnnmnfH\ notwend;"

besondere Planung •.
v.rt.Mn

e1ttive OO"gerpIanungsbteiligung AnnlIner-Mi1wlrt<ungsverfohten
ltadlebaul. Rahmenplenungen Kooperative Enlwlcl<lungsricl\lplenung
SUldlebaullclle VertrAge VertrAge
interdisziplinIre Foren

Re8ÜSlaft....... u .... -entPPP

Schwerpunkt.
L.ltkonz.pt.

llkonomlscl1e Schwerpunkte V..-1ung, Synergien nutzen
Oltologlscho __ klO AJUastenbes .• Energie:5paren

~~~m.t
Atbeltspllltze, Wohnraum

Didllo OuIlr1IetsIdetltilA~ lnt~tion

Fu.. noten "eus:_2OO3
(1) Gesamt be~lol
(2) Baullclle _ mil mlt1el olngoschIlzl. ChemIscl1e Altlasten m~ hoch.
(3) I'Iaru1gIEntwlcldung Stadt und ElgentOmor gemeflsom.
Prnjokts1euerung und -<eeIlsIerung dlnh ABB.
~kosten Antol Stadt Boden 1 2 Mio. CHF. fOr A8B en Mehrfochos.
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7.1 Grundidee1

Die Ziele der Stadtentwicklung im Bereich des Industriegebietes ABB
Baden Nord sind im Zusammenhang mit zwei Planungskreditbeschlüssen im
Einwohnerrat sowie der neuen BNO (Bau- und Nutzungsordnung)
vorgelegt und diskutiert worden. Die auf Gemeindeebene erlassene neue
BNO verfolgt u.a. die Ziele wie

ökologisch sinnvolle Verdichtungdie ökonomisch und
Baugebietes,
die Durchmischung
Erholen.

der Funktionen Wohnen, Arbeiten

des

und

Die Stadt Baden vollzieht mit diesen Beschlüssen zur Umstrukturierung
dieses Gebietes eine Siedlungsentwicklung nach innen. Die bauliche
Verdichtung wird gefördert, soweit dies ökologisch vertretbar ist und
die Wohn- und Arbeitsqualität nicht beeinträchtigt wird. Wichtiger
Grundsatz ist die Nutzungsdurchmischung anstelle der Nutzungs-
trennung . Das Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten in den
Stadtzentren vermeidet tendenziell zusätzliche Mobilität.

Spezifische Stärken des Stadtteils Baden-Nord liegen gerade auch aus
ökonomischer und ökologischer sicht in der kompakten Bebauung an
zentraler Lage, in der Neuausrichtung der Nutzung, in der Vernetzung
mit bestehenden städtischen Strukturen sowie in der Integration der
hier lebenden und arbeitenden Menschen.

6.2 Ausgangslage2

Der Strukturwandel in der Industrie mit der Verlagerung der
Arbeitsplätze von der Fabrikation hin zum Engineering hat zur Folge,
dass Teile des industriell genutzten Werkareals der ABB in Baden
sukzessive für andere Nutzungen frei werden.

Die Grundeigentümer und die Stadt Baden haben sich 1990 zur
Planungsorganisation "Chance Baden Nord (CBN) 2005"
zusammengeschlossen, um in diesem Zeithorizont die benötigten
Planungsinstrumente und Rechtsgrundlagen entwickeln zu können. Es
sollen mit einem Entwicklungsrichtplan die Voraussetzungen geschaffen
werden, ein organisches Wachsen zu ermöglichen und die
Umstrukturierung vorzubereiten. Ziel ist es, einen Stadtteil mit
hohem Arbeits-, Wohn und Freizeitwert entstehen zu lassen, welcher
den heutigen wirtschaftlichen, ökologischen und städtebaulichen
Vorstellungen entspricht.

Die Umwandlung eines Industrieviertels in ein vielfältig genutztes
Quartier mit Wohnungen, Läden und Büros stellt zweifellos eine
tiefgreifende Veränderung dar. Heute bietet dieses Gebiet die Chance
einer Erweiterung der Stadt nach innen, zu einem städtischen Quartier
mit entsprechend hoher Nutzung.

"Das Bild der Siedlungen, wie sie vorab in den Zwanzigerjahren und
wiederum in den Fünfzigerjahren entstanden, ist nicht geeignet als
Referenz für eine neue Bebauung. Diese Siedlungen sind am Rand der
Stadt entstanden und als zeitbedingter Gegensatz zu deuten. Heute
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geht es nicht
Gegenteil darum,

mehr darum, die Stadt
in sie zurfickzuffihren."3

zu verlassen, es geht im

7.3 Besondere Entwicklungsstrategie

Die Komplexität der Aufgabe erforderte ein Verfahren, welches
gleichzeitig verschiedenen Teilbereiche umfasste und wechselseitig
Auswirkungen von Teilkonzepten auf das Gesamtkonzept und daraus
wiederum Rfickschlfisseauf Teilbereiche ermöglichte. In einer ersten
Phase sind parallel verschiedene Planungsarbeiten ausgeffihrt
respektive in Auftrag gegeben worden, so z.B. eine architektonische
Wfirdigung der vorhandenen Bauten, stadthistorische Strukturanalysen
und städtebauliche Machbarkeitsstudien, Verkehrsuntersuchungen,
Konzeptstudie, Bericht zur Umweltverträglichkeit. Die
Planungsarbeiten wurden begleitet und koordiniert von den technischen
Ausschfissen im Rahmen der Planungsorganisation CBN 2005.

Die Auswertung der Untersuchungen ffir die Teilbereiche Städtebau,
Nutzung, Verkehr, Umwelt und Energieversorgung lieferte die nötigen
Erkenntnisse ffir die Festlegung der Eckdaten und Randbedingungen im
Rahmen der neuen Bau- und Nutzungsverordnung (BNO).

(ERP) sind verschiedene
Freiflächendisposition,

Lärm- und Luftimmissionen -

Zur Vorbereitung des Entwicklungsrichtplanes
Teilbereiche Bebauungsform,
Arealerschließung, Altlastenproblematik,
vertieft untersucht worden.

Da von Anfang an eine rasche bauliche Umsetzung gesucht wurde, wurden
Zielsetzung und Maßnahmenplanung gleichzeitig vorangetrieben. So
konnten Umnutzungen ffirAusbildungszwecke und ein Bfirogebäude ffirdie
ABB in einem frfihenZeitpunkt bewilligt und realisiert werden.

Neben funktionalen, verkehrstechnischen, ökologischen und
wirtschaftlichen Überlegungen waren auch städtebauliche visionen
gefragt. Die 1992 erteilten Studienaufträge an sieben
Architektenteams haben wesentliche Erkenntnisse bezfiglich
Gebäudevolumen, Gebäudehöhen, Umgang mit bestehender Bausubstanz und
Freiraumgestaltung gebracht. Das Projekt des Planungsbfiros
Diener&Diener, Basel, wurde als städtebauliche Grundlage ffir die
Ausarbeitung des Entwicklungsrichtplanes bestimmt.

7.3.1 Bau- und Nutzungsverordnung (BNO)
Entwicklungsrichtplan (ERP)
Sondernutzungsplan (SNP)

BNO
Gestfitzt auf die Erkenntnisse der Planung "Chance Baden Nord 2005"
wurden die wichtigsten Ziele und Randbedingungen in die Bau- und
Nutzungsordnung aufgenommen. Ffirdie Zone Innenstadt Nord wurde im ~
17 der BNO (Innenstadtzone Nord IN) folgendes festgelegt:4

Zonenumschreibung: Gemischte Nutzung
und Dienstleistungsbetriebe, ffir
öffentliche und kulturelle Nutzungen.

ffirIndustrie-, Gewerbe-
Wohnbauten sowie ffir
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Sicherstellung der Umstrukturierung von der industriellen in
eine gemischte Nutzung mit hoher urbaner Qualität.
Zulässige Überbauungsdichte von 1,8 (Verhältnis der gesamten
BGF zur Arealfläche der Zone). Abtretung von je 10% der
Arealfläche für öffentliche Erschließungs- und Freiflächen.
Minimaler Wohnflächenanteil unter Einbezug der bestehenden
Bauten von 25% der gesamten BGF.
Berücksichtigung siedlungsökologischer Aspekte.
Energieversorgung unter Ausnützung bestehender Systeme oder
soweit möglich durch erneuerbare Energiequellen.
Beschränkung der Parkplatzwahl in Anwendung des
Reduktionsfaktors gern.Parkplatzkonzept
Verpflichtung des Stadtrates zur Ausarbeitung des
Entwicklungsrichtplanes (ERP, ~17, Abs. 8), welcher vom
Einwohnerrat zu genehmigen ist.
Sondernutzungsplanpflicht für sämtlichen Bauvorhaben (~17,
Abs.9)

Die BNO wurde 1995 vom Einwohnerrat (Stadtlegislative) beschlossen
und wurde mit dem Beschluss des Grossen Rates rechtskräftig.

ERP
Der Entwicklungsrichtplan entstand aus einer intensiven,
ausgesprochen prozessorientierten Teamarbeit unter der Leitung der
Stadtplanung. Die fachliche Bearbeitung der ERP-Teilpläne erfolgte
durch das Architektenteam Diener + Diener, Basel, in Zusammenarbeit
mit Prof. M. Steinmann, Lausanne.

Die BNO beschränkt sich mit Rücksicht auf die gewünschte Flexibilität
auf Ziele und Randbedingungen . Der Entwicklungsrichtplan (ERP) ist
ein zusätzliches und nachfolgendes Planungsinstrument. Mit Rücksicht
auf die besonderen Verhältnisse wurde die Einführung des Instrumentes
von den kantonalen Behörden akzeptiert. Da der Richtplan keine
eigentumsverbindliche Rechtswirkung entfaltet, bedarf es zu seiner
Umsetzung entsprechender Sondernutzungspläne (SNP) und privat-
rechtlichen Verträge. Für die gesamte Zone besteht danach
Sondernutzungsplanpflicht. Die SNP sind nach kantonalem Recht durch
den Stadtrat zu beschließen und vom Regierungsrat zu genehmigen.

Die ERP beschränkt sich auf die Zone Innenstadt Nord (IN). Er
konkretisiert die verbindliche Vorgaben der BNO und enthält örtliche
Festlegungen bezüglich Nutzungsverteilung, Baudichte, Gebäudehöhe,
Freiraumgestaltung, Erschließungsanlagen usw. Dazu gehören auch
stadtökologische Aspekte und das städtebauliche Bild mit der
vorgeschlagenen Gebäudetypologie. Der ERP enthält grundsätzlich
Festlegungen. Detailliertere Regelungen sind nach Planungspraxis der
Sondernutzungsplanung vorbehalten. Hierzu gehören u.a.
Feinerschließungen, Bauabmessungen und Baulinien, Landumlegungen
also vorab projektbezogene Festlegungen, die für Bauvorhaben in
Teilgebieten benötigt werden.
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einzelnen, zu
Gebäudeausmaße,

SNP
Der Sondernutzungsplan regelt schließlich die
bestimmenden Baufelder mit genauen Festlegungen zu
Nutzungsanteil und Freiflächenanteil.
Weitere Informationen zum SNP siehe Baugesetz des Kantons Aargau,
Kapitel III Sondernutzungsplanung (Erschließungs- und
Gestaltungsplanung) ,~ 16 21. Sondernutzungsplanung (Erschließungs-
und Gestaltungsplanung) in der Folge nach Angabe der stadtplanung:5

5 16
Erschliessung
1 Die Gemeinden stellen die zweckmässige Erschliessung und Ùberbauung bestimmter
Gebiete soweit nötig durch Erschliessungs- und Gestaltungspläne sowie entsprechende
Vorschriften sicher. Soweit Landumlegungen und Grenzbereinigungen für die Erschliessung
und Ùberbauung notwendig sind, werden sie in die Sondernutzungsplanung einbezogen.
2 Diese Instrumente werden einzeln oder kombiniert eingesetzt.
3 Die Gemeinden können in den allgemeinen Nutzungsvorschriften vorsehen, dass im
allgemeinen Nutzungsplan bezeichnete Gebiete nur überbaut werden dürfen, wenn von
bestimmten Instrumenten der Sondernutzungsplanung Gebrauch gemacht oder eine
Landumlegung oder Grenzbereinigung durchgeführt worden ist.

5 17
Erschliessungsplan
1 Der Erschliessungsplan bezweckt, Lage und Ausdehnung von Erschliessungsanlagen und
Bahngleisen festzulegen und das hiezu erforderliche Land auszuscheiden.
2 Erschliessungspläne können Baulinien, Strassen-, Niveau- und Leitungslinien sowie
Sichtzonen enthalten.
3 Private können in Zusammenarbeit mit der Gemeinde den Entwurf zu einem
Erschliessungsplan'selber erstellen.
4 Der Regierungsrat umschreibt durch Verordnung die Bestandteile des
Erschliessungsplanes näher.

5 18
Baulinien
1 Die Baulinien bezeichnen den Mindestabstand der Bauten von Erschliessungsanlagen,
Gewässern, Wäldern und Schutzzonen.
2 Es können rückwärtige Baulinien, die das von Bauten freizuhaltende Hintergelände
bestimmen, und weitere besondere Baulinien sowie das Bauen an die Baulinie
vorgeschrieben werden.
3 Der Regierungsrat regelt durch Verordnung, welche Gebäudeteile die Baulinien
überschreiten dürfen.

!l 19
Strassenlinien
Die Strassenlinien bezeichnen die räumliche Ausdehnung neuer oder neu zu gestaltender
Verkehrswege. Sie umfassen diejenige Fläche, die zur Erstellung oder zum Ausbau der
Verkehrswege abzutreten ist.

5 20
Niveaulinien
Die Niveaulinien bezeichnen die Höhenlagen der Strassenachsen. Das Niveau von
Strassenrändern kann durch Hilfsniveaulinien festgelegt werden.

5 21
Gestaltungsplan
Gestaltungspläne und die zugehörigen Sondernutzungsvorschriften können erlassen werden,
wenn ein wesentliches öffentliches Interesse an der Gestaltung der Ùberbauung besteht,
namentlich damit
al ein Gebiet architektonisch gut und auf die bauliche und landschaftliche Umgebung
sowie die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung abgestimmt überbaut oder baulich umgestaltet
wird,
bl der Boden haushälterisch genutzt wird und
cl die angemessene Ausstattung mit Anlagen für die Erschliessung und Erholung
sichergestellt wird.
Gestaltungspläne können von den allgemeinen Nutzungsplänen und -vorschriften abweichen,
wenn dadurch ein siedlungs- und landschaftsgestalterisch besseres Ergebnis erzielt
wird, die zonengemäße Nutzungsart nicht übermäßig beeinträchtigt wird und keine
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überwiegenden Interessen entgegenstehen. Die allgemeinen Nutzungspläne und -
vorschriften können Abweichungen in gewissen Gebieten ausschließen oder vorsehen, unter
welchen Voraussetzungen und in welchem Umfang von den Plänen und Vorschriften
abgewichen werden darf. Private können den Entwurf zu einem Gestaltungsplan selber
erstellen. Bei Entwürfen des Gemeinderates können die Grundeigentümer ihren Interessen
entsprechend zu Beiträgen verpflichtet werden.

Mit dem dreistufigen Planfestlegungsverfahren (BND-ERP-SNP) wird ein
prozessorientiertes Vorgehen verfolgt. Insbesondere die sich rasch
verändernden wirtschaftlichen Gegebenheiten verlangen eine
anpassungsfähige Planung. Das kommunale Instrument des ERP ermöglicht
eine raschere Anpassung an neue Erkenntnisse als dies mit einer
Teilrevision der BND möglich wäre. Das bedeutet aber nicht, dass von
Zielsetzungen, die im öffentlichen Interesse liegen, ohne Not
abgewichen werden kann. Indessen soll der Erneuerungsprozess in der
Innenstadt Nord bei veränderten Bedürfnissen nicht durch langwierige
Genehmigungsverfahren behindert werden (vgl. Etappierung Anlage 7.16).

Eine flexible Planung tendiert auch dazu, die Instrumente weniger
absolut zu sehen und den Zufälligkeiten bei der komplexen Entwicklung
eines Stadtteils einen deutlichen Spielraum offenzuhalten.

"Zusammmenfassend basiert der ERP auf einer Planungsphilosophie, die
trotz grundsätzlicher Beständigkeit der planerischen und
stadträumlichen Ziele eine angemessene Anpassungsfähigkeit an
veränderte Bedürfnisse und somit an den Ma~kt gewährleistet."?

7.3.2 Kooperation Eigentümer-Stadt
Mitwirkungsverfahren Bürger

Die Entwicklungsrichtplanung wurde begleitet von einer stadträtlichen
Spezialkommission unter der Leitung des Bauvorstandes Herrn Dr. P.
Conrad. Sie stützte sich auch auf Meinungsäußerungen der ordentlichen
Kommissionen im Planungs- und Umweltrecht. Die ABB als
Hauptgrundeigentümerin war in den Planungsprozess direkt und durch
den Planungsbeauftragten U. Roth, Zürich, einbezogen. Weiter haben
Vertreter der SBB und des Kantons Aargau auf allen Ebenen der
Planungsorganisation mitgewirkt. Das Ergebnis stützt sich damit auf
die Interessen des Eigentümers und der Stadt gemeinsam. Die breite
Abstützung der Planung ist eine unabdingbare Voraussetzung für die
nachfolgende Umsetzung.

Für die Umstrukturierungsmaßnahmen wurden vorgängig der
städtebaulichen Konkretisierungen, aber auf Grund einlässlicher
Machbarkeitsstudien, die wichtigsten "Eckwerte für die Nutzung" (vgl.
Abb. 28) und bauliche Dichte im Sinne von Strukturdaten durch
Behörden, Grundeigentümer und SBB gemeinsam erarbeitet, von den
Behörden beschlossen und im Rahmen eines Vertrages vereinbart.
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Abb. 28: Strukturdaten zu Badens

Neben Orientierungsveranstaltungen wurde ein Stadtforum abgehalten
und Rundgänge am Areal organisiert. Im Rahmen des
Mitwirkungsverfahrens lt. RPG Art. 4 und BauG ~ 3 wurde die
Bevölkerung aufgefordert zum Zwischenstand in der Konzeptphase
Stellung zu nehmen. Dabei wurden 23 Einwendungen für die
Einwohnerratssitzung vorgelegt. Diese wurden dann in den ERP
miteingearbeitet.9
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7.4 Merkmale und Bausteine der Planung

7.4.1 Städtebau und Bauvolumen1o

Die Bebauungsform für die stadträumliche Kontinuität besteht aus
großen Wohn- und Dienstleistungshöfen. Diese erhalten gegen außen die
Eigenschaften des Quartiers, in welchem die Räume zwischen den Hallen
ein nichthierarchisches Netz bilden, gegen innen hingegen schaffen
sie mit den Höfen Räume, die zu den Verkehrsräumen komplementär
wirken. Diese Bebauungs form wird mit dem ERP als Typologie
vorgegeben.

Bei solchen Hofbauten ist die Unterscheidung von außen und innen
wesentlich. Sie soll sich auch in der Gestaltung ausdrücken. Nach
außen soll der Ausdruck ein allgemeiner und zurückhaltender sein;
nach innen dagegen kann er stärker von den Nutzungen bestimmt sein,
beispielsweise durch vorgebaute Veranden für Wohnungen oder Anbauten
für das Gewerbe.

Die Blockbauten sind in ihrer Wirkung geschlossene Körper mit fünf
bis sechs Geschossen. Der einzelne Wohn- oder Dienstleistungshof soll
grundsätzlich eine gleichbleibende Höhe aufweisen, welche seine
Einheitlichkeit unterstreicht, auch wenn eine Realisierung in
unabhängigen Etappen möglich ist. Die Höhe bildet eine Art Horizont
für das ganze Quartier, von dem sich nur einzelne industrielle Bauten
der ABB als Zeugen der alten Nutzung abheben.

Eine gewisse Einheitlichkeit soll auch mit dem Material und der Farbe
erreicht werden. Die bestehenden Gebäude weisen mit ihren Fassaden
aus Stein, Beton, Kalksandstein usw. ein Farbenspiel aus hellen Grau-
Beige- und Ockertönen auf. Die Fassaden der neuen Blöcke sollten
dieses feine Farbenspiel unterstützen. Das gilt für die neuen Wohn-
und Bürohäuser ebenso wie für Erweiterungen der Industriegebäude. Aus
geschichtlichen, aber auch aus ökologischen Gründen sollen die als
schützenswert oder erhaltenswert bezeichneten Gebäude soweit als
möglich Bestand haben. Voraussetzung dafür ist eine neue Nutzung, die
für das Quartier und die Stadt einen Sinn macht.

7.4.2 Freiräume und Umweltll

Wesentlich ist die allgemeine Rückführung des
ein ökologisch vernetztes Quartier, das mit
Erholungsraum am Martinsberg verbunden ist.

Industriegebietes in
der Stadt und dem

Die Freiräume bieten neben ihrer Erholungsfunktion geeignete
Lebensräume für Tiere und Pflanzen und verbessern in der Regel auch
das Stadtklima . Grünflächen wirken sich positiv auf den Temperatur-
und Feuchtigkeitshaushalt aus. Aus klimatologischer Sicht sind
Grünkorridore und ihre Vernetzung wirkungsvoll.

Bei den abzutretenden Freiflächen12 ist das Kernstück der Brown-
Boveri-park. Er soll in erster Linie als öffentliche Grün- und
Erholungsanlage genutzt werden. Die im ERP dargestellten Freiflächen
und Wohnhöfe sind soweit möglich als ökologische Ausgleichsflächen
mit standortgerechter und artenreicher Vegetation sowie mit
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schattenspendender Bepflanzung auszugestalten. Sie sind mit Ausnahme
der Innenhöfe, soweit dies möglich ist, nicht zu versiegen und in der
Regel nicht durch untergeschossige Bauten zu belegen.

Für gute klimatische Verhältnisse sollen auf Grund der vorgegebenen
Zwischenräume Durchlüftungsachsen freigehalten werden.

Altlasten in den durch die industrielle Produktion belegten Gebieten
müssen soweit saniert werden, dass sie langfristig keine Gefährdung
der Bodenfunktion, des Grund- und Oberflächenwassers mehr darstellen
und die Belastung der Luft durch flüchtige Altlastenkomponenten
ausgeschlossen ist. Diese Verpflichtung gilt auch bei Erschließungs-
und Freiflächen, die altlastenfrei bzw. altlastenbereinigt in das
öffentliche Eigentum zu übertragen sind.

Neubauten und Altbauten, die tiefgreifend umgestaltet werden, haben
die Immissionsgrenzwerte einzuhalten. Bei der Wahl der Baustoffe ist
auf die Verwendung umweltfreundlicher und unbedenklicher Materialien
zu achten.

7.4.3 Nutzungen13

Wie in der BNO festgelegt beträgt das Verhältnis der gesamten
Brut~ogeschossfläche (BGF) zur gesamten Arealfläche max. 1,8. Von der
im Vollausbau max. zulässigen BGF sind mindestens 25% für das Wohnen
zu nutzen.

Bei den Nutzungen ist für das Quartier als Ganzes wie auch für die
einzelnen Blöcke, aus denen es besteht, eine Mischung anzustreben,
die eine Belebung der Freiräume zu den verschiedenen Tageszeiten
sicherstellt. Die Verteilung auf die verschiedenen Nutzungen erfolgt
schwerpunktmäßig auf die Teilgebiete. Um diese erwünschte
Wohnraumverteilung zu erreichen, ist der Spielraum für Abweichungen
im Rahmen der SNP mit +/-15% relativ eng begrenzt. Dienstleistungen
und Nutzungen wie Restaurants und Läden des täglichen Bedarfs, sind
ausreichend an den erdgeschossig gelegenen Flächen entlang der
öffentlichen Fußwegverbindungen vorzusehen. Die Errichtung eines
Einkaufszentrum ist vorgesehen. Vergleich hierzu auch die Anlage 7.114

mit den Hauptnutzungen gemäß Entwicklungsplan.

Öffentliche Einrichtungen beziehen sich vorab auf den Bereich Bildung
und Schulung, wozu auch Schulen des Kantons oder privater
Trägerschaften gehören. Die dafür benötigten Flächen und Gebäude sind
im ERP gekennzeichnet und müssen an die Kommunen abgetreten werden.

7.4 .4 Verkehr und Versorgung1S

Die Hauptanknüpfungspunkte zur Erschließung des Areals sind aus dem
ERP zu entnehmen. Die Verkehrsbereiche in der Zone sind als
kombinierte Mischflächen für den motorisierten Fahrverkehr, die
Radfahrer und die Fußgänger auszugestalten. Ein feinmaschiges
Fußwegenetz ist auf die Haltestellen des ÖPNV und auf die
verschiedenen Quartiersbereiche auch außerhalb der Zone wie
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Martinsberg,
auszurichten.

Gstühl, Bahnhof, Römerstrasse und Verenaäcker

Die arealinterne Erschließung wird durch den Grundeigentümer erstellt
und geht nach Ausbau ins Eigentum der Einwohnergemeinde über. Diese
übernimmt den Unterhalt. Die öffentlichen Parzellen sind im Rahmen
der SPN auszuscheiden. Die entsprechenden Modalitäten sind in einem
öffentlich-rechtlichen Vertrag festzulegen.

Wie in der BNO sind die Parkierungsmöglichkeiten auf 2400 Stellplätze
in der Zone beschränkt. Es sollen Parkierungsanlagen erstellt werden,
wobei anzustreben ist, dass die öffentlichen Räume durch die
Zufahrten nicht beeinträchtigt und Abfahrtsrampen soweit als möglich
in das Gebäude integriert werden müssen.

1 vgl. Stadt Baden(Hsg.): Chance Baden Nord 2005, Allgemeine Zielvorstellungen für Baden Nord,
Stadtentwicklungsziele, S. 9

2 vgl. Stadt Baden(Hsg.): Baden Nord, Entwicklungsrichtplan (ERP), Ausgangslage, S. 5
3 Stadt Baden(Hsg.): Chance Baden Nord 2005, Allgemeine Zielvorstellungen für Baden Nord,

Stadtentwicklungsziele, S. 9
4 Informationen vom Stadtplanungsamt Stadt Baden, Herr Wladimir Gorko, 3/2002
5 Informationen vom Stadtplanungsamt Stadt Baden, Herr Wladimir Gorko, 3/2002
6 Quelle: Etappierung bis Z3 (2000), in: ABB Immobilien AG: Baden Nord, Baden Oktober 2000, S. 19
7 Stadt Baden(Hsg.): Chance Baden Nord 2005, Bedeutung des Entwicklungsrichtplanes, S. 12
8 Quelle: Strukturdaten (2000), in: ABB Immobilien AG: Baden Nord, Baden Oktober 2000, S. 14
9 It. Aussage der Stadt Baden, Herr Dr. Wegmann, Baden 1/2002
10 vgl. Entwicklungsrichtplan der Stadt Baden für die Zone Innenstadt Nord (IN), vom 7.12.1999, Art. 6-9
11 vgl. Entwicklungsrichtplan der Stadt Baden für die Zone Innenstadt Nord (IN), vom 7.12.1999, Art. 10-

16, Eigene Zusammenfassung
12 .Freiflächen" sind gem. ~19 Abs. 3 BNO der jenige Teil der Freiräume, die ins öffentliche Eigentum

überzuführen sind.
13 vgl. Entwicklungsrichtplan der Stadt Baden für die Zone Innenstadt Nord (IN), vom 7.12.1999, Art. 17-

21, Eigene Zusammenfassung
14 Quelle: Hauptnutzungen (2000), in: ABB Immobilien AG: Baden Nord, Baden Oktober 2000, S. 19
15 vgl. Entwicklungsrichtplan der Stadt Baden für die Zone Innenstadt Nord (IN), vom 7.12.1999, Art. 22-

27, Eigene Zusammenfassung
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Ettapierungsplan Baden Nord
Quelle: Etappierung bis 23. Aus: ABB Immobilien AG: Baden Nord. Baden Oktober 2000. S. 19.

Hauptnutzungsplan Baden Nord
Quelle: Hauptnutzungen Aus: ABB Immobilien AG: Baden Nord. Baden Oktober 2000. S. 19.

Anlage 7.1
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Die phasenweise Realisierung des Planungsgebietes BADENNORD wird sich ange-
sichts der Grösse des Planungsvorhabens über 10 bis 20 Jahre erstrecken. Die folgenden
Plandarstellungen und Modellaufnahmen zeigen die aus heutiger Sicht wahrscheinlichs-
ten Entwicklungszustände, von denen jeder für sich vollwertig und lebendig sein wird.
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Projektentwicklungen Stand 10/2001
Quelle: Etappierung bis Z3. Aus: ABB Immobilien AG: Baden Nord. Baden Oktober 2000. S. 26.

Anlage 7.2
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8.1 Grundidee

Zürich West wird zu einem neuen attraktiven Stadtteil aufgewertet. Die
Entwicklung soll den attraktiven Nutzungscocktail zur Geltung bringen, der
in diesem Entwicklungsgebiet möglich ist. Bei der Gestaltung von
Architektur und öffentlichen Räumen werden städtebauliche Markenzeichen
gesetzt. Nachhaltigkeit als Prinzip bestimmt alles Wirken. Folgende
Prinzipien waren maßgebend:1

Nutzungsmix
Aktivitäten, die das neue Image von Zürich West bestimmen: der
Technopark mit KMU-Förderung und Gründerzentrum; Forschung,
Entwicklung und produktion im High-Tech-Bereich; die Design- und
Medienszene; vielfältige Unterhaltungsmöglichkeiten und
Kulturbetriebe ; Gastronomie, Hotellerie und Einkaufen; urbanes
Wohnen; Handwerks- und Gewerbebetriebe; neues multifunktionales
Großstadion samt Fachmärkten für Sport und Freizeit.
Infrastrukturen
Quartiersinfrastruktur: Schulen und andere wichtige
Quartiereinrichtungen sollen erstellt werden. Öffentlicher Verkehr:
deutlicher Ausbau gemäss Verkehrsrichtplan.
Privatverkehr : Entlastung der Pfingstweidstrasse durch Westumfahrung
(ca. 2010), Konzentrierte Nutzung der Kapazitäten für neues
Verkehrsaufkommen; Realisierung des Westastes.
Flexibilität, Etappierung, Entwicklungseinheiten
Attraktive und realistische Ettapierung: Die Planung richtet sich
nach funktionalen Bedürfnissen, organisatorischen Anforderungen und
finanziellen Anforderungen. Pilotprojekte setzen Zeichen.
Zukunftsbewusste Flexibilität: Bauten und Anlagen sollen so
ermöglicht und erstellt werden, dass ihre Nutzung - und damit ihr
gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Beitrag mit hoher
Flexibilität über lange Zeit anhält.
Pragmatische Entwicklungseinheiten: Einheiten für die Planung und
Realisierung werden auf Grund von inhaltlichen Zielen,
Grundeigentumsgrenzen und planerisch-rechtlichen Zeithorizonten
festgesetzt. Die Erfahrung zeigt: Die bereits in einem frühen Stadium
skizzierten Entwicklungseinheiten wie Sulzer-Escher Wyss-, Maag/Coop-
oder Hardturm-Areal bewähren sich in der Praxis.
Wirtschafts-, Sozial- und Umweltverträglichkeit
Kriterien der Wirtschaftsverträglichkeit:
Investitionen sollen mit langfristiger Wirksamkeit getätigt werden.
Investitionen sollen zur Erhöhung des Steuersubstrates der Stadt
Zürich beitragen.
Investitionen sollen zur lokalen und internationalen
Konkurrenzfähigkeit beitragen.
Kriterien der Sozialverträglichkeit:
Die Entwicklung soll in transparenten Prozessen stattfinden. Die
Entwicklung soll der Integration verschiedenster Bevölkerungssegmente
förderlich sein.
Die Entwicklung soll eine hohe Qualität in punkto
Lebensraumgestaltung, Gesundheit und Sicherheit schaffen.
Kriterien der Umweltverträglichkeit:
Die gesetzlichen Emissions- und Immissionswerte sollen wenn möglich
unterboten werden. Der Boden soll quantitativ und qualitativ schonend
genutzt werden.
Städtische Identität (Urbanität)
Nachhaltiges Wirken bedeutet, dass städtebauliche Qualität als
wichtiger Faktor des Wohlbefindens der Bevölkerung erkannt wird.
Ausgangspunkte: Das Vorhandene bildet den Ausgangspunkt für die
städtebauliche Umwandlung .in einen Stadtteil mit neuen
Identifikationsmerkmalen.

118



Hohe städtebauliche Dichte: Anzustreben ist eine hohe städtebauliche
Dichte mit einem substanziellen Wohnanteil , abhängig von Qualität,
Nutzung und Lage. Richtwert der Bodennutzung über den gesamten
Planungsparameter ist eine Ausnützung von 2,0 - 3,0; der Wohnanteil
soll 20-30 Prozent betragen.
Neue öffentliche Räume: Plätze, Strassen, Parks und
Grünraumverbindungen tragen wesentlich zur Vernetzung von bebauten
und nichtbebauten Bereichen bei, schaffen ein städtebauliches
Grundgerüst und damit Identifikation. Richtwerte für Freiraumflächen
sind 5m2 pro Arbeitsplatz und 8m2 pro Einwohner.
Durchlässigkeit: Die maximale Quartierdurchlässigkeit für Fußgänger
und Fahrradfahrer soll gewährleistet sein, insbesondere auch die
direkten Wege zu Haltestellen des öffentlichen Verkehrs.

8.2 Ausgangslage

Ausgehend von politischen Grabenkämpfen der Links-jRechtsfraktionen die zum
Stillstand jeglicher Planung mit den Eigentümern am Zürich West Areal
führten, wurde vom Stadtpräsident Josef Estermann ein Stadtforum gegründet,
dass die verschiedenen Interessen und Gruppen organisiert. Nach Abschluss
des Stadtforums wurde das kooperative Verfahren eingeleitet.

Zürich West ist eines der großen Entwicklungsgebiete der Stadt Zürich. Das
ehemalige Industriegebiet im Limmatraum zeichnet sich
eine hervor~agende Verkehrserschließung und eine
Nutzungsmischung aus:

schon heute durch
vielversprechende

Der Technopark, diverse Dienstleistungsbetriebe, angestammte
Industrieunternehmen mit technologischen Spitzenprodukten, die
Design- und Kulturszene : sie alle haben die Chancen des Areals mit
viel unüberbautem Land und großen Umnutzungsmöglichkeiten bereits
genutzt. Dazu kommen laufend gewerbliche Nutzungen und attraktive
Formen städtischen, urbanen Wohnens.
Der Anfang ist gemacht-
Die Entwicklung eines kostbaren Zukunftsraumes wie Zürich West wurde
nicht dem Zufall überlassen. Im Stadtforum berieten 1996 bis 1997
Vertreter verschiedenster städtischer, kantonaler und privater
Gruppen die Zukunft des Gebietes. Als oberste Ziele und damit als
verbindliche Planungsvorgaben kristallisierten sich heraus:
Zürich West muss einen spürbaren Mehrwert erhalten

kooperativen Verfahren realisiert werden.

Die Wohnquartiere in
maßgeblich profitieren.
Die Entwicklung soll in

den angrenzenden Kreisen 4, s, 9 sollen

Die Herausforderungen für die Stadt formulieren sich aus2:

Interne Herausforderungen liegen in den Fragen der Sozialpolitik, der
Integration der AusländerInnen, der Wohnbaupolitik, der Erhaltung der
Wirtschaftskraft, des Umweltschutzes und der finanziellen Situation -
wobei letztere von den anderen Problemen mitbestimmt wird.
Externe Herausforderungen ergeben sich namentlich aus dem
internationalen Standortwettbewerb. Viele große Städte Europas
befinden sich in einer dynamischen Entwicklung, die sowohl Ergebnis
des Binnenmarktes wie auch fortschrittlicher Lösungen der Behörden
und Wirtschaft bei der Stadtentwicklung ist.
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Abb. 29: Abläufe und Beteiligte3

8.3 Besondere Entwicklungsstrategie

8.3.1 Stadtforum

Angesichts rasanter wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Umbrüche mit
tiefgreifenden Folgen für die Städte helfen öffentliche Gespräche zwischen
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, um sich gemeinsam zu orientieren. In
Zürich war ein Defizit an solcher Kommunikation spürbar, was Anstoß zum
Stadtforum wurde und im Vorbereitungspapier von 1996 über Ziele, Aufbau,
Vorgehen und Grundsätze folgendermaßen formuliert wurde:

"Stadtentwicklung und Städtebau waren noch nie einfach, auch nicht in
Zürich. Die Gegensätzlichkeit der widerstreitenden Interessen, die sich aus
Planungsthemen kristallisieren, haben sich in den Jahren extrem zugespitzt.
Momentan ist die Planung der Stadt Zürich derart in juristische
Verfahrens fragen verstrickt, dass die eigentlichen, materiellen Probleme
bis zum Verlust ihrer Wahrnehmung in den Hintergrund getreten sind."4

Ein Stadt forum ist kein Kooperatives Verfahren, es ist eine
Gesprächsplattform für die beteiligten Akteure. In einem Forum können
Konflikte meist "nur" auf einer allgemeinen Ebene angesprochen und zu einem
Konsens geführt werden.5 Es kann keinen Projekte oder Gutachten erarbeiten.
Sein Potential liegt darin, über offene und öffentliche Gespräche eine
bessere Verständigung zwischen den handelnden und involvierten Personen aus
allen Akteursgruppen entstehen zu lassen. Im Vorbereitungspapier heißt es
dazu:

Es zielt
allem

"Das Stadtforum ist ein Prozess,
Resultaten nicht auf einen Plan,
gegenseitiges Verstehen zum Ziel."6

ein Verfahren.
sondern hat vor

mit seinen
ein besseres

Das Forum setzte sich aus acht heterogen zusammengesetzten Bänken mit je
fünf Personen, der Leitung, der Lenkungsgruppe sowie dem Sekretär und der
PR-Beauftragten zusammen. Die Mitglieder des Forums (vgl. Anlage 8.17)
waren aufgefordert, ihre persönliche Meinung zu äußern und sich nicht als
Delegierte ihrer "Institution" zu verstehen.
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Abb. 30: Struktur Stadtforum Zürichs

Abb. 31: Das Stadtforum9

Das Stadtforum Zürich entwickelte im Prozess von 1996-1997 Konsens zu zwei
zentralen Themen: 10

1. Städtebauliche Aufwertung des Forumgebietes
Die Aufwertung wurde vom Forum als Prozess verstanden, der sich über
mehrere Jahre erstreckt. Er muss ebenso zielstrebig in Gang gesetzt
werden. Bei der Auswertung sollen gleichermaßen die Interessen der Wohn-
und Arbeitsbevölkerung, der Wirtschaft und Grundeigentümer wie die
Interessen von Zürich insgesamt berücksichtigt werden.
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2. Durchführung der Aufwertung in Kooperativen Verfahren
Bei den Kooperativen Verfahren sollen Wirtschaft, öffentliche Hand und
Öffentlichkeit gleichberechtigt mitwirken. Dadurch wird die
Zusammenarbeit der Akteure über das Stadtforum hinaus fortgesetzt.

30.08.1996

1. Forum 31.08.1996

2. Forum 20.09.1996

21.09.1996

3. Forum 25.10.1996

4. Forum 15.11.1996

5. Forum 17.01.1997

6. Forum 14.03.1997

7. Forum 15.03.1997

8. Forum 11.04.1997

9. Forum 12.04.1997

10. Forum 30.05.1997

31.05.1997

Auftakt

Themen für das Stadtforum

Strukturwandel der Wirtschaft - Folgen für Stadt und Quartier

Gemeinsame Begehung des Forumsgebietes

Wohnen und Freiraum - Zwischen Stadtumbau und Quartiererhaltung (Teil I )

Wohnen und Freiraum - Zwischen 5tadtumbau und Quartiererhaltung (Teil 2)

Kooperatives Verfahren - Beispieilimmatraum

Verkehr

Bestehende Wohngebiete: Aufwertung. soziale Durchmischung.

multikulturelles Zusammenleben

Aufwertung. soziale Durchmischung. multikulturelles Zusammenleben

Vom Industriequartier zum Innovations- und Wohnpark

Ergebnisse. Empfehlungen und weiteres Vorgehen

Abschluss

Abb. 32: Zeitlicher Ablauf des Forums11

Die Erwartungen an die städtebauliche Aufwertung in Zürich West sind
abhängig von individuellen Interessen. Ein Hauptziel für den Prozess der
Aufwertung liegt darin, "Win-Win-Situationen" herzustellen. Dies ist
erreicht, wenn für alle beteiligten Akteure ein jeweils spezifischer Nutzen
entsteht, der mögliche Nachteile aufwiegt; eine Nutzungsmaximierung für nur
eine Akteursgruppe stünde dazu im Widerspruch.

Die Gespräche im Forum hatten zwar das gesamte Forumsgebiet im Auge,
konzentrierten sich jedoch schwerpunktmäßig auf die einzelnen Teilgebiete,
die gesondert bearbeitet wurden. Generelle Leitsätze zur städtebaulichen
Aufwertung wurden jedoch unter den beiden folgenden Überschriften
ausformuliert: 12

Aufwertung muss insgesamt
Aufwertung muss rasch
durchgeführt werden.

Nutzen für alle bringen, und
beginnen und behutsam sowie umfassend

8.3.2 Kooperative Entwicklungsplanung

Dreistufigkeit in der Planungskonzeption

Die Bemühungen zur Entwicklung einer arealübergreifenden
Entwicklungsplanung wurde im Rahmen einer kooperativen Entwicklungsplanung,
die im Entwicklungskonzept Zürich West ihren Niederschlag finden sollte,
erarbeitet. Der gesamte Ablauf der kooperativen Planung teilt sich in 3
Phasen und wurde folgendermaßen konzipiert:
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Abb. 33: Dreistufige Anlage der kooperativen Entwicklungsplanung Zürich
Westl3

Die erste Phase, die das gesamte Gebiet betrachtet, wurde von Mai 1998
April 1999 abgewickelt (vgl.34). Ergebnis der Phase A war neben
Absichtserklärung der Grundeigentümer das Entwicklungskonzept mit
städtebaulichen Prinzipien, dem Freiraum- und dem Verkehrskonzept.

--
29. Mai 1998 Konstibrierende Sitzung der Grundeigentnmer mit den Stadtvertretern.

Festl.egung der Organisation. des Programms. der BetelUgungen und der
Ananzierung der Entwlclclungsplanung.

29. Juni Einliihrungsseminar. Darlegung der Interessen der Grundeigentnmer und
jener der Stadt.

18. August/ t. Worlcshop. PrJsentation erster EntwUrfe der drei Planungsteams.
26. August Kommentare aus der Sicht der Experten. Grundelgentnmer. Stadtvertreter.
4. September 2. Wortcshop. Prlsentation der überarbeiteten Entwürfe. Ausgiebige

Olslwssion. Erste Gedanken Uber die weiteren Stufen der Projekt-
entwlcldung.

21. September 3. Worlcshop. ICtltlsche WUrdigung der drei Teams. Identifilc.atlon überein-
stimmender und divergierender Positionen yon Stadt und GrundelgenWmem.

19. Oktober Erste Verliandlungsrunde zwischen Stadt und GrundelgentUmem in
Id.elnerem Kreis (Tasle Foree). Themen: Positionen der GrundelgenWmer und
der Stadt betr. Bodennutzung und weiterem Vorgehen.

20. November Zweite Verliandlungsrunde der Task Forte. Themen: Freiraum. Stadion. Maag
Areal. Verleehr. Wohnen; Grundsätze der Zusammenarbeit Stadt /
Grundeigentümer. ,

7. Januar 1999 Dritte Verhandlungsrunde der Task Forte. Freiraum. Rahmenvereinbarung
und Entwlclclungskonzept über das Ganze.

15. Januar Vierte Verhandlungsrunde der Task Forte. Eckwerte der Bodennutzung und
deren Bedeutung. Gerllst der Vereinbarung zwischen Stadt und Grundelgen-
Wmem.

22. Januar Schlusstagung im Plenum. Verabschiedung der Ergebnisse der Entwlcldungs-
planung.

9. Februar Verabschiedung der Absichtserklärung und des Entwlcklungskonzeptes liir
ZUrich West durth die Vertreterschaften der Stadt ZUrich und der an der
Entwlcklungsplanung beteiligten GrundeigentUmer.

10. März Rlnfte Verhandlungsrunde der Task Foree. Hauptthema: Synthesebericht zur
Phase A der Entwlcldungsplanung.

24. März Information des Stadtrats.
7. April Orientierung der Öffentlichkeit.

Abb. 34: Ablauf der ersten Phase14

bis
der
den
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Im Industriegebiet Zürich West sind Stadt und Grundeigentümer gemeinsam
Träger der Entwicklungsplanung. In dieser ersten Phase wurden drei
Planungsteams im Rahmen von Studienaufträgen aufgefordert Entwürfe für die
Gebietsentwicklung und städtebauliche Lösungen zu erarbeiten.

Im Anschluss an die Zusammenarbeit mit den drei Planungsteams hat ein
Ausschuss aus Vertretern der Grundeigentümer und der Stadtverwaltung (sog.
Task Force) die Verhandlungen weiter geführt und deren Ergebnisse später
wieder in das breitere Feld der an der Planung Mitwirkende eingebracht.15
An die Deckung der Planungskosten von rund 300.000 Franken haben die
Grundeigentümer rund 2/3 beigetragen, die Stadt hat den Rest und eine Reihe
weiterer externer Studien selbst finanziert.

Stadt und Grundeigentümer haben auf Grund der auf verßchiedenen Ebenen
erbrachten Beiträge je ihre eigene positionen und Entwicklungsvorstellungen
näher geklärt und diese im Spätherbst 1998 einander gegenübergestellt. Sie
kamen zur Auffassung, dass sich wichtige, der von den Teams eingebrachten
Vorstellungen in fruchtbarer Weise organisatorisch, räumlich und in einer
zeitlichen Abfolge miteinander verbinden lassen, und sie haben dann auch
beschlossen, nicht einfach auf einem der vorgeschlagenen Lösungsansätze
allein weiterzufahren.16 (Vergleiche in der Anlage 8.217: Mitwi~kende in der
Planungsphase A)

Die Zusammenarbeit zwischen Grundeigentümer und Stadt hat im Februar 1999
zu einer einstimmig ver~bschiedeten Absichtserklärung geführt. Sie
beinhaltet die materiellen und operativen Ziele der Gebietsentwicklung, wie
auch die anzuwendenden Grundsätze und Kriterien sowie die Organisation bzw.
die Zusammenarbeitsform. "Die wichtigsten Eckwerte der städtebaulichen
Entwicklungsplanung wie Freiraum, Verkehr und städtebauliche Prinzipien
waren verbindlich formuliert. ,,18

Kurz zusammengefasst wurden folgende Punkte vereinbart:

Absichtserklärung

1. Ziele
Die Beteiligten streben eine effiziente, langfristige
marktorientierte Zusammenarbeit an. Planungsrechtliche Festlegung der
Vereinbarung durch den Gemeinderat.

2. Grundsätze
Der Nutzen der Bevölkerung, Grundeigentümer und Stadtwirtschaft soll
gestärkt werden. Marktkonformer Nutzungsmix, Ökologie, Ökonomie und
Kommunikation sollen Grundpfeiler darstellen.

3. Parteien, Organisationen
Stadt Zürich, vertreten durch "Arbeitsgruppe Entwicklung" und die
Grundeigentümer.

4. Entwicklungskonzept
Das Entwicklungskonzept für Zürich West stellt den Zusammenhang
zwischen den privaten Projekten und der öffentlichen Rahmenplanung im
Planungsparameter her.

S. Kriterien einer nachhaltigen Entwicklung von Zürich West
Dabei werden die Kriterien der Wirtschaftsverträglichkeit,
Sozialverträglichkeit und Umweltverträglichkeit festgelegt.

6. Umsetzung
Die Umsetzung soll in Etappen erfolgen und durch die Impulsgruppe
sichergestellt sein.

7. Kooperative Implementation
Die städtischen Behörden beziehen bei der Fortentwicklung rechtlicher
Grundlagen die in Zusammenarbeit mit den Beteiligten entwickelten
Konzepte ein.
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Konstituierender Bestandteil der Absichtserklärung ist auch das
Entwicklungskonzept für Zürich West. Das Konzept enthält absichtlich keine
arealweisen Differenzierungen. Es umfasst das entwicklungspolitische
Leitbild, die quantitativen Eckwerte der Bodennutzung sowie die
Qualitätsansprüche in den Bereichen Städtebau, Freiraum, Wohnen, Arbeiten
und Verkehr.

Bntwicklungskonzept

Die ustädtebaulichen Prinzipien" des Entwicklungskonzeptes Zürich West sind
im nachfolgenden Kapitel als die uMerkmale und Bausteine" der Planung
bezeichnet, da sie im Zusammenhang mit dem Freiraumkonzept und
Verkehrskonzept als tragender Teil der kooperativen Planung bezeichnet
werden können.

Dieses Entwicklungskonzept wurde durch die "Leitlinien für die planerische
Umsetzung" vom Oktober 2001 durch das Hochbaudepartement Zürich verfeinert
und stellt eine Ergänzung des Entwicklungskonzeptes 2000 dar, eine
Konkretisierung und Handlungsanweisung mit dem Zweck

Mittel für die Koordination innerhalb der Verwaltung und den privaten
Grundstückseigentümern zu sein
Den Ist-Zustand festzuhalten
Die wünschenswerte Entwicklung darzustellen

Diese sind Ergebnis der kooperativen Planung, die mit der Verquickung der
neuen Bau- und Zonenordnung (BZO) (vgl. Anlage 8.319), die am 4.4.2001 vom
Gemeinderat beschlossen wurde, sowie der Regionalen Richtplanung der Stadt
Zürich, 2000, sowie dem Kommunalen Verkehrsplan, der noch nicht beschlossen
ist, festgeschrieben wurden.

Die Ergebnisse wurden in Plänen und
Kategorien formuliert, wobei die
angeführt sind und die
Entscheidungsgrundlage für urbanes,

Texten zusammengefasst und in folgenden
perspektivischen Pläne in der Anlage
Bestandsaufnahmen lediglich als

lebendiges Wachstum dienen20:

Erdgeschossnutzungen (Bestandsaufnahme)
Wohnnutzungen (Bestandsaufnahme)
Inventar
städtebaulich, architektonisch prägender Bauten
(Bestandsaufnahme)
Vernetzung und ökologischer Ausgleich (Perspektive)
Baumkonzept (Perspektive)
Langsamverkehrnetz (Bestand + Perspektive)
Motorisierter Individualverkehr (Perspektive)
Öffentlicher Verkehr (Bestand + Perspektive)
Gestaltung. Erläuterungen zu den Plänen und Konzepten
Planungsinseln, Verkehrsräume, Übergeordnete Freiräume

und Räume

(Perspektive)

Zur Verwirklichung kurzfristiger Projekte nimmt
hervorgègangene "Impulsgruppe zur Aufwertung
umfasst Vertreter der Stadt, des Kantons, der
wie auch der Wirtschaft und der Grundeigentümer.

sich die aus dem Stadtforum
von Zürich West" an. Sie
Quartiere und Bevölkerung,
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Planungen der Phase 2 und 3 am Beispiel des Maag-Areals

Die erste Phase, die Erarbeitung des Entwicklungskonzeptes, ist im
Grundsatz abgeschlossen. Verfeinerungen und Konkretisierungen sind
weiterhin möglich, aber die Eckwerte stehen. Die Phasen Bund C sind
arealbezogen und überschneiden sich im Gebiet. Hier, zum Beispiel am Maag-
Areal, ist die Phase des räumlichen Konzeptes abgeschlossen, die
Sonderbauvorschriften21 sind in Erarbeitung. Es wird bald in die Umsetzung,
in die Entwicklung der einzelnen Projekte gehen (Phase C) .22

Bei der Entwicklung des Maag-Areals wurde zunächst die Zusammenarbeit mit
den angrenzenden Grundeigentümern geklärt und in der Folge ein Wettbewerb
ausgeschrieben.
Die kooperative Entwicklungsplanung bildete die Grundlage für den geladenen
Studienauftrag an mehrere namhafte Architekturbüros , den die
Grundeigentümer Maag und Coop 1999-2000 zusammen mit der Stadt Zürich
durchführten. Es ging nicht darum, einzelne Gebäude zu entwerfen, sondern
aus dem Bestehenden ein neues Stück Stadt zu entwickeln mit einer neuen
Identität. Nach einer zusätzlichen Weiterbearbeitungsrunde haben sich die
Auftraggeber im Oktober 2000 entschieden das Projekt des Basler
Architekturbüros Diener&Diener weiterzuverfolgen.

Hauptziel der Umstrukturierung ist die intensive, urbane Nutzung des Areals
mit Schwerpunkt Dienstleistungsnutzung (Nähe S-Bahnhaltestelle) und neben
Service-/Infrastrukturnutzungen auch Wohnnutzung. Ein weiteres Hauptziel
ist die Schaffung eines Ortes mit hoher städtebaulicher Qualität und
Schaffung eines Identität stiftenden Ortes im ehemaligen Industriegebiet
Zürich West. Ein drittes Ziel besteht darin gleichzeitig genügend Frei- und
Grünraum für diesen Bereich zu schaffen.23

Der Plan (vgl. Abb. 35) zeigt die etappenweise Annäherung an die zukünftige
Entwicklung. Die Eigentumsverhältnisse bilden die Grenzen der einzelnen
Baufelder. Vorgestellt werden unterschiedliche Szenarien für die
verschiedenen Teilgebiete. Jedes Gebiet erhält im Sinne eines Leitbildes
einen Satz von verbindlichen Regeln. Planerische Festlegungen betreffen zum
Beispiel die Nutzungsverteilung, die Gebäudetypologie, Größe, Lage und Höhe
der Baukörper oder die Art der Dächer, ob extensiv begrünt oder mit
Dachgärten.

Abb. 35: Lageplan Maag-Area124
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Eine Prämisse in der Umsetzung wird es sein, eine hohe Flexibilität über
einen möglicherweise langen Planungs- und Realisierungshorizont zu
gewährleisten. Mit großer Wahrscheinlichkeit wird das Bauen auf dem Areal
mit Sonderbauvorschriften geregelt werden. Die Anforderungen sind in jedem
Fall enorm, das Regelwerk muss unterschiedliche Interessen abdecken, die
der Grundeigentümer, der zukünftigen Nutzer, sowie die übergeordneten
Stadtinteressen der Öffentlichkeit.25

8.4 Merkmale und Bausteine der Planung

8.4.1 Städtebauliche Prinzipien

Städtebauliche Prinzipien, Freiraumkonzept,
Maßnahmenplan sind die konstituierenden Elemente,
und Realisierung die Richtung weisen.

Verkehrskonzept und
die der weiteren Planung

Basis für die künftige Gestaltung von Struktur und Raum ist die gewachsene
Prägung von Zürich West. Die Umsetzung der Ziele geschieht pragmatisch,
setzt aber immer klare Akzente. 12 städtebauliche Prinzipien sollen die
zukünftige Identität des Stadtteils Zürich West steuern26:

1 Orthogonale Raster
Die rechtwinkelige Bebauungsstruktur innerhalb der Einzelareale wird
übernommen. Der orthogonale Raster legt sich großräumig über Limmat und
Gleisanlagen . Die Mehrzahl der Bauten, Freiräume und Wegnetz bezieht
sich auf diesen Raster.

2 Störung der Orthogonalität
Quer durch den rechtwinkeligen Raster verlaufen die Spuren der früheren
Industriegleise . Diese markante Störung der Orthogonalität ist an den
angeschnittenen Baukörpern in Zürich West auffällig spürbar. Der
bogenförmige Freiraum der ehemaligen Gleisanlagen soll als
charakteristisches räumliches Element des Quartiers als Ganzes erhalten
bleiben und zu einem "Park" umgestaltet die einzelnen Areale
miteinander verbinden.

3 Drei Ebenen
Neben dem Erdgeschoss (EbeneI) wirken in Zürich West mehrere
Stadtebenen. Die Dachflächen der Großbauten (Ebene2) sind oft als
Parkierungsflächen oder für die Anlieferung erschlossen. Unter dem
Erdgeschoss entstehen - wie beim Bahnhof Hardbrücke, einem Knotenpunkt
des öffentlichen Verkehrs aber auch zukünftige Verbindungsanlagen
(Ebene3). Die Transversalen der Bahn und der Straßenviadukte verleihen
dem Quartier einen besonderen Charakter. Diese Durchquerungen sind
räumlich durch schiefe Ebenen und Rampen miteinander verbunden.

4 Grosstrukturen
Die industrietypischen, großmaßstäblichen Baukörper in
bilden einen Kontrast zur Blockrandbebauung im östlich
Quartier mit seinen kleinteiligen Wohneinheiten aus dem 19.
Diese unterschiedlichen Maßstäbe werden zu einem neuen,
Stadtcharakter verwoben.

Zürich West
angrenzenden
Jahrhundert.
zeitgemäßen

5 Identitätsstiftende Räume
An bestimmten Stellen entstehen markante übergeordnete Freiräume. Sie
haben ein identitätsstiftendes Potential. Je nach Nutzung und Bedeutung
werden sie je so gestaltet, dass sie zu neuen unverwechselbaren Orten im
Quartier werden. Ein Beispiel dafür ist der heutige Industriegleisbogen,
der sich zu einem "Gleispark" wandeln könnte.

127



6 Nischen
Zwischen den großmaßstäblichen Bauten finden sich kleinere Lücken,
räumlich gefasste Nischen. Sie sind über ganz Zürich West verteilt.
Durch ihre eher statische Charakteristik unterscheiden sie sich von den
dynamischen schmalen Gassenräumen. Solche ruhigeren Orte sollen auch in
Zukunft Teil des Quartiers sein.

7 Gassen
Schmale, hohe Straßenräume und Gassen bilden
Limmatraum und Gleisraum. Ihre Enden sind
gefasst. Diese Räume wirken dynamisch
perspektivische Tiefe.

das
oft

und

Straßennetz zwischen
durch Hausfassaden
leben durch ihre

8 Hierarchisch übergeordnete Verkehrs räume
Die Einfallstrassen und Transversalen dominieren die
Quartierwahrnehmung. Ihnen gilt eine besondere Aufmerksamkeit. Ihre
jeweilige Charakteristik soll durch eine spezifische Gestaltung
akzentuiert werden. Die Hardturmstraße soll mit einer großzügigen
Freiraumgestaltung aufgewertet werden. Die Pfingst-weidstraße mit ihren
städtebaulich markanten Fronten wird auf Fernwirkung und die
Geschwindigkeit der in die Stadt einfahrenden Verkehrsteilnehmer
ausgerichtet. Gleichzeitig soll sie aber auch den übrigen Benutzern
gerecht werden.

9 Visuelle Ausblicke
Aus dem Stadtgebiet Zürich West heraus werden wenige, gezielte Ausblicke
auf das Gleisfeld, auf markante Hochhäuser und auf die umliegenden
Hügelzüge inszeniert. Dadurch wird die topographische Lage des Gebietes
spürbar. Die verbindung zwischen Limmatraum und Gleisraum soll mittels
Blickachsen bis ins Innere des Areals spürbar sein.

10 Physische Vernetzung der Freiräume
Das heutige Gebiet lebt von der Einbettung in den Großraum zwischen
Limmat und Gleisfeld. Deren Vernetzung soll noch verstärkt werden. Davon
profitieren Menschen, Tiere und Pflanzen. Die charakteristischen
Eigenarten des feuchten grünen Limmatraumes und des offenen trockenen
Gleisfeldes sollen in die Gestaltung der Freiräume miteinbezogen werden.

11 Öffentlichkeit in Innenräumen
In großmaßstäblichen Bauten können künftig öffentliche Räume, Plätze und
Wege eingerichtet werden. Damit wird die Durchlässigkeit des Gebietes
und die "Effektivität" des Feinerschließungsnetzes auf eine attraktive,
quartiersspezifische Weise erhöht.

12 Durchgehende Erdgeschossebene
Die inneren Erschließungen sind wo immer möglich ohne Randsteine und
Kanten auszubilden. Straßenräume und Plätze dehnen sich von Fassade zu
Fassade aus. Die inneren Erschließungen sind als Raumfolgen und
Raumepisoden mit wechselnder Charakteristik ausformuliert. Die
Straßenräume werden als Aufenthalts- und Erlebnisräume ausgestaltet. Sie
bilden einen integralen Teil des Freiraumkonzeptes , das unter anderem
Platzgestaltungen, Oberflächenbeschaffenheiten, Bepflanzungs- und
Beleuchtungskonzepte beinhaltet.

8.4.2 Projektorientierte Stadtplanungsstrukturen

Wie schon in den oberen Kapiteln beschrieben, wurde die aus dem Stadtforum
gegründete "Impulsgruppe zur Aufwertung von Zürich West" mit der
Bearbeitung kurzfristig zur Verwirklichung stehender Projekte vertraut. Sie
umfasst Vertreter der Stadt, des Kantons, der Quartiere und der
Bevölkerung, wie auch der wirtschaft und der Grundeigentümer.
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Gleichzeitig ist hervorzuheben, dass die Umsetzungsstrategien innerhalb der
Verwaltung projekt- und handlungsorientiert gestaltet werden können. Durch
eine departments- und ämterübergreifende Arbeitsgruppe, die durch eine
verantwortliche Gebietsmanagerln geleitet wird, ist rasches und
qualitätsvolles Arbeiten ermöglicht worden. Die Arbeitsgruppe hat dabei die
Aufgabe, die Umsetzungsprojekte der Stadt und der Grundeigentümer im
Hinblick auf die Ziele des Entwicklungskonzeptes zu koordinieren, zu
informieren, zu steuern und weiterzuplanen. Das geplante Einsetzen eines
department-übergreifenden Entscheidungsgremiums für die Entwick-
lungsgebiete (StadträtInnen und ChefbeamtInnen) wird diese
projektorientierten Bestrebungen weiter unterstützen.27

1 vgl. Hochbaudepartement der Stadt Zürich - Amt für Städtebau (Hsg.) (2000): Entwicklungskonzept
Zürich West, Kooperative Entwicklungsplanung, Broschüre, Generelle Zielsetzungen, Zürich

2 vgl. Stadt Zürich (1999): Kooperative Entwicklungsplanung Zürich West, Synthesebericht,
Ausgangslage, Zürich, S. 1

3 eigene Darstellung, daten entnommen aus: Hochbaudepartement der Stadt Zürich - Amt für Städtebau
(Hsg.) (2001): Entwicklungskonzept Zürich West, Abb . .Abläufe und Beteiligte", S. 1

4 Arras, H.E.lKeller, DA (1996): Stadtforum Zürich - Ziele, Aufbau, Vorgehen, Grundsätze - Ein Ort für
offene und öffentliche Erörterungen von zentralen Entwicklungsfragen der Stadt Zürich

5 vgl. Stadt Zürich (Hsg.) (1997): Stadtforum Zürich, Schlussbericht, Zürich, S. 13
6 Arras, H.E./Keller, DA (1996): Stadtforum Zürich - Ziele, Aufbau, Vorgehen, Grundsätze - Ein Ort für

offene und öffentliche Erörterungen von zentralen Entwicklungsfragen der Stadt Zürich
7 Quelle: Mitglieder des Stadtforums, in: Stadt Zürich (Hsg.) (1997): Stadtforum Zürich, Schlussbericht,

Zürich,S.49
8 Quelle: Stadtform Zürich, in: Stadt Zürich (Hsg.) (1997): Stadtforum Zürich, Schlussbericht, Zürich, S. 1
9 Quelle: Das Stadtforum, in: Stadt Zürich (1999): Kooperative Entwicklungsplanung Zürich West

Synthesebericht, Ausgangslage, Zürich, S. 1
10 vgl. Stadt Zürich (Hsg.) (1997): Stadtforum Zürich, Schlussbericht, Zürich, S. 14
11 Quelle: Der Weg des Forums, in: Stadt Zürich (Hsg.) (1997): Stadtforum Zürich, Schlussbericht, Zürich,

S.34
12 vgl. Stadt Zürich (Hsg.) (1997): Stadtforum Zürich, Schlussbericht, Zürich, S. 15
13 Quelle: Stadt Zürich (Hsg.) (1999): Kooperative Entwicklungsplanung Zürich West, Synthesebericht,

Ausgangslage, Zürich, S. 2, Darstellung 4
14 Quelle: Stadt Zürich (Hsg.) (1999): Kooperative Entwicklungsplanung Zürich West, Synthesebericht,
Ausgangslage, Zürich

15 vgl. Stadt Zürich (Hsg.) (1999): Kooperative Entwicklungsplanung Zürich West, Synthesebericht,
Ausgangslage, Zürich, S. 4

16 vgl. Stadt Zürich (Hsg.) (1999): Kooperative Entwicklungsplanung Zürich West, Synthesebericht,
Ausgangslage, Zürich, S. 9

17 Quelle: Mitwirkende in der Phase A der Entwicklungsplanung Zürich West, in: Stadt Zürich (Hsg.)
(1999): Kooperative Entwicklungsplanung Zürich West, Synthesebericht, Zürich, Anhang

181dentität und Raum; Planung und Hintergründe zu Maag-Areal-Plus, in: Stadt Zürich (Hsg.) (2001):
Werkstatt West, Zeitung zur Ausstellung Werkstadt West des Amts für Städtebau, 21.8-23.11.2001,
Zürich,S.13

19Quelle: Zonenplan, in: Stadt Zürich (Hsg.) (2001): Entwicklungskonzept Zürich West, Leitlinien für die
J>lanerische Umsetzung, Zürich, S. 14-21

vgl. Stadt Zürich (Hsg.) (2001): Entwicklungskonzept Zürich West, Leitlinien für die planerische
Umsetzung, Zürich, S. 14-21

21 zur Konkretisierung der Planung stehen das Instrument der Sonderbauvorschriften , die mehr in
konzeptioneller und textlicher Weise die Bebauung regelt, oder der Gestaltungsplan, der in planlicher
Form die Bebauung und der Formen bezeichnet. Die Sonderbauvorschriften sind dabei etwas flexibler
was die genaue bauliche Struktur betrifft.

22 vgl. Angaben von Frau Nica Pola, Baudepartement der Stadt ZOrich, Amt für Städtebau, Zürich,
16.02.2002.

23 vgl. Planungsgemeinschaft der Grundeigentümer, Amt fOr Städtebau der Stadt Zürich (Hsg.) (2002):
Maag-Areal plus, Bericht nach Art. 47 RPV. Teil1 Raumplanung, Ziele der Planung, Zürich, S. 6

24 Quelle: Maag-Areal Plus, Diener+Diener Architekten, in: Stadt Zürich (Hsg.) (2001): Werkstatt West,
Zeitung zur Ausstellung Werkstadt West des Amts fOr Städtebau, 21.8-23.11.2001, Zürich, S. 14

25 vgl. Stadt Zürich (Hsg.) (2001): Werkstatt West, Zeitung zur Ausstellung Werkstadt West des Amts für
Städtebau, 21.8-23.11.2001, Zürich, S. 14

26 vgl. Hochbaudepartement der Stadt Zürich - Amt fOr Städtebau (Hsg.) (2000): Entwicklungskonzept
ZOrich West, Kooperative Entwicklungsplanung, Broschüre, Generelle Zielsetzungen, Zürich

27 vgl. Angaben von Frau Nica Pola, Hochbaudepartement der Stadt ZOrich, Amt für Städtebau, Zürich,
16.02.2002
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Anlage 8.1

Mitglieder des Stadtforums Zürich + 2 Empfehlungsschreiben
Quelle: Mitglieder des Stadtforums. Aus: Stadt ZOrich (Hsg.): Stadtforum ZOrich. Schlussbericht. ZOrich 1997. S.
49.
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Mitglieder des Stadtforum Zürich

(.

Bank 1:
Bewohnerinnen und Bewohner

Bank 2:
Expertinnen und Experten

Bank 3:

Gesellschaftliche Gruppierungen

Bank 4:
Wirtschaft

Bank S:
Städtische Verwaltung

Bank 6:
Umland und Kanton

Bank 7:
Grundeigentümerinnen und
Grundeigentümer

Bank 8:
Stadten twicklu ng skomm ission

leitung

lenkungsgruppe

Sekretariat

PR-Beauftragte

48

hther Bo\shardt
Walter Kleiner
Wolf Kory
Dorothea Rios
Alice Scheidegger

Dr. lukas Bretschger
Dr. Joan Davis
Ellen Meyrat'Schlee
Prof. Martin Rotach
Prof. Dr. Roland W. Scholz

Daniela Berta
Regula Hagmann
Katie lange
Dr. Maud leben
Ursula Lienhard

Hans Diem
Reinhard Giger
Heinz Specker
Monika Spring.Gross
Peter Valär

Dr. Marcel Beble
Prof. Richard Heierli
Hans-Rudolf Rüegg
Dr. Mathilde Schulte.Haller
Peter Stünzi

Bernadelle Breitenmoser
Franz Eberhard
Dr. Christian Gabathuler
Rita Geistlich
Urs Meier

Wernfried Andres
Roben E.Gubler
Heinz Oetiker
Peter Schmid
Konrad Tschopp

Prof. Dr. Willy Furter
Karl Gafner
Esther Maurer
Niklaus Scherr
Prof. Dr. Werner Sieg

Dr. Donald A. Keller. Prozessmanagement
Dr. Hanmut E.Arras. Moderation

Peter Güller
Richard Heim
Prof. Benedikt Huber
Prof. Dr. Heidi Schelben.Syfrig
Brigit Wehrli.Schindler

Fernando Fullana

Regula Schwarzen bach

Anwohnergruppe Hdrd West
Quanierverein Altstellen
Arbeitskreis S
Grunilu.Quarl'er
Pro Langstrasse

Okonomie
Okologie
Soziologie
Verkehr
Umwelt naturwi ssenschaften

Familien
Jugendliche
Schulkinder
Ausländerinnen und Au,I.,nder
Ältere Menschen

Gewerbeverband
SKA.Schweizerische Kreditanstalt
Technopark
Gewerkschaftsbund
Industrie. Verband Zürich

Polizeidepartement
Tiefbauamt
Stadtbaumeister (bis 7. Forum)
Soziokultur
Gartenbau. und landwirtschaftsamt

Regionalplanung Zürich und Umgebung
Schweizer Stadt
Kanton Zürich
Region Limmallal
Region Glallal

Sulzer.Escher Wyss AG
VZI. VereInig. Zürcher Immobilienfirmen
Zürcher Kantonalbank
ABZ. Allg. Baugenossenschaft Zürich
Migras

Gemeinderat
Gemeinderat
Gemeinderatin
Gemeinderat
Gemeinderat

Regionalplanung Zürich und Umgebung
Syntropie - Stiftung für ZukunftsgestallUng

synergo
Hochbauamt Stadt Zürich
em. Professor ETH
Wirtschaftsforschung. Universität Zü"ch
Soziologin

Präsidialdepartement Stadt Zürich

J



Empfehlung des STADTFORUM ZÜRICH

Kooperatives Verfahren

'STADTFORUM - Aktion Aufwertung Limmatraum'

(
'. ;/ l'':lluliq

1:,.I)(lI'~lcl .l., I(t.II1"'1

H/ll Zllflch

Das STADTFORUM ZÜRICH /\at sich an seiner 5. Sitzung am 17.01.1997 mit dem
Vorschlag für ein Kooperatives Verfahren im Limmatraum beschäftigt. Die Idee zu
diesem Verfahren entstand während der vorangegangenen Sitzung.

Das Kooperative Verfahren 'STADTFORUM - Aktion Aufwertung limmatraum' hat
als langfristiges Ziel, das Gebiet zwischen SBB-Trassé und Limmal im Sinne einer
nachhaltigen Entwicklung aufzuwerten.

Kurzfristig soU dies durch erste Massnahmen im öffentlichen Raum und auf priva-
ten Flächen erreicht werden, welche die Bereiche Grünplanung. Kultur und markt-
fähigen Wohnungsbau umfassen.

Ziel, Konzept und Umsetzung der Massnahmen zur Aufwertung des Limmatmums
sind Gegenstand eines Kooperativen Verfahrens. An diesem Verfahren sind SlcJdt
und Kanton Zürich, Unternehmen, Grundeigentum und die Oelfentlichkeit im Ge-
biet aufgefordert. sich zu beteiligen.

In einer ersten P/\ase sollen bis 1998 vor allem eine Gartenausstellung und Mass-
nahmen kultureller Art durchgeführt werden.

Das STADTFORUM unterstützt diesen Vorschlag einstimmig. Es empfiehlt für das
weitere Vorgehen

1. rasch eine konstituierende Sitzung durch die Leitung des Forums einzuberufen.
2. bis zum Abschlussforum die Machbarkeit des Vorschlags abzuklären.
3. über den Stand der Abklärung jeweils in kommenden Foren zu berichten,
4. auf dem Abschlussforum das Ergebnis der Machbarkeit vorzustellpn und
5. bei einem positiven Ergebnis der Abklàrung der Machbarkeil unminelbar mil

der Umsetzung von Massnahmen zu beginnen.

Das STADTFORUM empfiehl! dem Stadtrat und dem Gemeinderat von Zürich, den
Vorschlag für das Kooperative Verfahren 'STADTFORUM - Aktion Aufwertung lim-
matraum' ZUfördern, politiSCh zu unterstützen und sich an diesem Verfahren zu
beteiligen.

-(L 0 )~, J(, \r,

Ff,)' 0' .1?~ J.l J(.
Cr. r.)(".l""I,II C ""'1.,;-,

5~"t_ :jf'.t': ß",'~,:I
TE~ ')";1 ~r)I')-I :.;

',lot"I'{CIU"1 !II"l.h

hllfJ ...t'IIII:.II.{..'l.11

, .....&.1•. 111. I. ,)::

Zürich, 17. Januar 1997

Fûrdas STADTF~

~::~Ier ~N~-~
Dr. Hertmut E. Arras

<"llllt'''h.'ll dL'''- Stc1dtfollllll'. ,111 U('11 Slddlpr.I\H!i.'llll'll
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(

Der Stadtpräsident von Zürich S~Jc:hat:s TelefonOl 2:6J12~
S;aotnauSQ~ai :1. B022l,j(lcn Fax 01 212 OBsa

Herr Dr. DA Keller
Technischer Leiter der RZU
Seefeldstrasse 329
8008 Zürich

zuhanden des Stadtforums

Empfehlung des Stadtforums Zürich «Kooperatives Verfahren - Aktion
Aufwertung limmatraum»

Sehr geehrte Damen und Herren

Auf meinen Antrag hin hat der Stadtrat an seiner letzlen Sitzung über die Empfehlung
beraten, die Sie an der 5. Sitzung des Stadtforums einstimmig unterstützt haben. Mit
Genugtuung kann ich Ihnen mitteilen, dass der Stadlrat Ihren Vorschlag für ein koope-
ratives Verfahren im Limmatraum positiv aufgenommen hat: Er ist bereit, die Aktion zu
fördern, politisch zu unterstützen und sich an diesem Verfahren zu beteiligen. An der
konstituierenden Sitzung wird die Vorsteherin des Tiefbau- und Entsorgungsdeparte-
ments, Stadträtin Kathrin Martelli, teilnehmen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Verwaltung an den verschiedenen Bereichen des Projekts werden danach bestimmt.

Die Bereitschaft des Stadtrates schliesst grundsätzlich das finanzielle Engagement ein.
Er möchte jedoch vor einem entsprechenden Beschluss zuerst einen Überblick über
die Bedürfnisse und die Eigenleistungen der Beteiligten gewinnen. Freilich muss ich
an dieser Stelle aut das soeben vom Gemeinderat bewilligte Budget der Stadt Zürich
für das laufende Jahr hinweisen; es sieht für die Aufwertung des Ummatraums keine
Mittel vor. Die Signale tür die wohlwollende Prüfung eines Nachtragkredits durch das
Parlament scheinen mir jedoch nicht ungünstig zu sein.

Mit freundlichen Grüssen

,,~~~~~C-,

Stadtprä£ident Josef Estermann

7. Februar 1997
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Anlage 8.2

Mitwirkende in der Phase A der Entwicklungsplanung Zürich West
Quelle: Mitwirkende in der Phase A der Entwicklungsplanung ZOrich West. Stadt ZOrich (Hsg.): Kooperative
Entwicklungsplanung Zürich West. Synthesebericht. ZOrich 1999. Anhang.
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Anhang
Mitwirkende in der Phase A
der Entwicklungsplanung
Zürich West

LI"\......

Experten

André Allemand
Basler&Hofmann AG
Zürich

Riek Bakker
BVR Utrecht

Astrid Keers
Koop van Zuid, Rotterdam

Eugene Randag
Peter Trimp
MDCGouda

Dr. Jürg Sigrist
Ehrat&Partner, Zürich

Prof. Christian Stern,
LandschaFtsarch.
Küsnacht

René Stoos, arch BSA
Brugg

Mitglieder der Task Force .,.
.

Planungsteams

Ernst Basler&Partner, Max
Dudler, ZürichjBerlin
Jürg Bösch
Max Dudler
Wilhelm Natrup

Office for Metroplitan
Architecture (OMA)
Rotterdam
Donald van Dansik
Evert van der Zee

Morger & Degelo AG j
Kerez, Basel und Zürich
Christian Kerez
Meinrad Morger

Unterstützung:
Michael Güller, Antonios Kipouros, Synergo, Zürich
Walter Schenkel. Institut für PolitikwissenschaFt, Uni Zürich

Stadtvertreter

Hoch baudepa rtement
S~adtrat Dr. Elmar Leder-

gerber
Dr. Felix Christen

Amt für Städtebau
Franz Eberhard.
Theresa Gürtler
Richard Heim
Regula Lüscher Gmür

Fachstelle für
Stadtentwicklung
Brigit Wehrli.

Gartenbau- und
LandwirtschaFtsamt
Paul Bauer"
Francis Rossé

Tiefbauamt
Verkehrsplanung
Ruedi Ott"

Umweltsch zutzfachstelle
Ruedi Eggli

VBZ
Peter Stirnemann

Grundeigentümer

COOP Zürich
Werner Frey
Peter Saner

Friedr. Steinfels AG
Madelaine-Claire Levis

Genossenschaft Migros
Zürich
Rolf Haun
Alex Rüegg

Hardturm Immob. AG
Vincent Albers"
Georges Obermayer

Liegenscha Ftenverwa ltu ng
Stadt Zürich
Thomas Stocker

Maag Holding
Samuel Gartmann "
Maag Zahnräder AG
Peter Valär

Sulzer-Escher Wyss AG
Renato Weilenmann •

Technopark Immob. AG
Heinz Specker

Toni Milch AG
Hugo Stalder

Kantonsvertreter

Amt für Raumplanung und
Vermessung des Kantons
Zürich
Felix Blindenbacher

Projektkoordination, Moderation:
Peter Güller" , Synergo, Zürich
Franz Eberhard", AfS

Seitens der Stadt
eingebrachte zusätzliche
Diskussi onsu nterlagen

• Fachstelle für Stadtentwicklung:
Nutzungsanalyse Entwicklungs-
gebiet "Zürich West" - Bereich
Wohnen (wüest&partner 1998)

• Amt für Städtebau: Zonierung und
Folgekosten (Ernst Basler+Partner
AG 1998).

• Fachstelle für Stadtentwicklung:
Stadtentwicklung Zürich West:
Nachhaltigkeit als Bestandteil der
Qualitätssicherung (R. Stulz, INTEP
1998).

• Tiefbauamt der Stadt Zürich,
Verkehrsplanung: Hardturmareal
Zürich West. Grobabschätzung des

Gesa mtverkehrsau fko mme ns
aufgrund des Nutzungskonzepts
der Hardturm Immobilien AG
(Basler & Hofmann, 1998).

• Gartenbau- und LandwirtschaFts-
amt: Planung Zürich West
Freiraumkonzept (Metron AG,
1999)



Anlage 8.3

Entwicklungskonzept Zürich West. Oktober 2001.

Plan Zürich West Übersichtsplan

Plan Zürich West Spezialplanungen

Plan Zürich West Vernetzungen und Ökologischer Ausgleich

Plan Zürich West Planungsinseln mit speziellen Orten

Quelle: Zonenplan. Aus: Stadt ZOrich (Hsg.): Entwicklungskonzept ZOrich West. Leitlinien für die planerische
Umsetzung. ZOrich Oktober 2001. S. 14-21.
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G~b.ud~ im Bau od~r fertigg~stellt In Planung Projekte im Aussenraum

o Übe'bauung Hardturm West Kraftwerk 1
'."r.~O~". Oitn\tlti\lunq. c.~W':'~"::.~n.lr'ume.
KtnderQ.rten/.hart
A.x",!plt:ur: Stjj.:h~!i.r:"i:ekt~. l~ric~ :n luU:nme"4~be'c
m-it COUlVOi,~, • Bunzti Architekten. lüriCh (ProjektP,."e)
aauherrKtuft; B.u. und WOhngenoSlenSCh.lft I((,ft""er\: I

o Überbauung Limmatwest [ und II
\'ohnen und Arbeiten. Rnuur.na
ArChitelttur: (uhn FIscher Partner .,(hÎttlteen AG. Zürich

l.nd'SCh,lfturchiltktur' Guida H..ger, lùricn
8.u~r\(h.ft: H.tdturm lmmobilien AGI CS Pensionslt.s\e /
H.tter AG / StOclt ...tdleiqentù~'

o Com.West
Büro- und GnCh;'fuh.Ju\
"'rchite\tuc Kuhn fiSCher Partner ArChitekten AG. lüne"
9.u~r"h ..ft: Almod .. AG ...ertreten durCh H..rdturm
(mmoblli~n AG

o Mobimo Hochhaus
Bütoqeb.ude
Archite\tur: IE (nduu';lI!b ..u . EnC)În~ring AG
8..uhe1tsd, ..ft: "oblmo Vel'"tlfaltuncrsAG

Ci) Steinfels-Areal
Kino. R6uurant, Buros und Wohnen
Gtstll1un9s~": HefcIoe) Hubrti Cornatini Architekten. ZünCh
Arch1tr4ctur Cinenwx: Sch.ublin • reuwen Architekten. Zürich
Architektur Aufstod:unq Silo: ~ufrnann van der H~r • Putner AG.
lürich. Architektur Perimettt J:
HtrclOq Hubeli. lünch / Meier und SteÎn"utf. Zürich
At[I'Iit~rur Gesch.fts- und Wol'lnh"us:
":..:~n FiSChe' Pann'll!l A!c!'!i.~"~~:'\ AG. Zürich
~Juhtf,\C~h: lütcher tYn~-."'-I'I::..nlt

œ Schiffbau
The.ter. R6t1urant, Bar und Jazzclub. Wohnen. Büros
Arct'ntektur: Ortner. Ortner Archlteltten. Wien
8auherf\Chaft: Sctuuspieth.lus AG

CD Aceor Hotels
Noyotol. IbiS. Eup
Architektur. Itten und BrechbühL Bern und Zürich
8auhfrrsch.#t: Accor Hotets

o Überbauung PulsS (Giessereihalle)
Ljcf~. DÎert\tl~stung. Wohnen ..,v1 Büros
Arelnteltwr: "ynd wsche P"ru",!, "'cnit~kten GmbH. Zurich
s.....hel~h ..~ SGI Sc/':~Î;r:'1~ne G~\rilsc"' ..ft fer
ImmoOi:ie1llqrwge.".nt AG

" Kunstsammlung
ArchitektuI; Aem ':oolh,us. aHA
S"uhertSChaft: Friedrich.Christi"n Flick

o Berufsschule Schutze-Areal
Wettbewe,b: 1q9)
Ge1uttunqsg~n • ArChite'etur Bünzli Cour\lOlsiC!'Rostfel1\
Arctlitekten. lurich
lUuhffl'\ch ..ft: IC.inton lürich

() Müller-Martini-Areal
Oienstleisto"9. Wohnffl. urng"ng mit best. B"usubsunz
1C.00gef"tim Verfahren' Allrul AC mît , re"~. Bei;IC!itunq
Amt fUISUdteb"u. lünch

œ Maag-Areal Plus
Wohnen. Buros. tidtn. Dienstleistungen
Wettbewerb t 999
ArChitektur. Oientf • DIener. ~sell E. & M 80~eh. luric"
B.uhf(tSch.ft: Mug Immobilien -AG.WeIn Furrer. Coog.

Œil Toni-Areal
Gemisctlte Nutzungen
Zur Zeit Auuroeitunq GesU(tungsgl"n durch
HffClOC)Hubeli Com"lini ...,chitelttrn. Zurich

œ HJ .I!,,,mstadion-Areal
Bau"errschift; CrMt Suisse. H"rdtUlmimmobilien AG. St"dt Zuriet!

œ Depot-VBl
Büro und Wohnen sowie r,.mdtpot
Wirtschaftlichkeits- und "'''hb.rttlt1studie'
fhto HoU Architekten. lürich
Bouhornc"-ft: vez und Amt für Hochb.ut.n dor SUdt ZüriCh

œ Gleispark
PrOI~~tr~'tunq: Glun S("dt lüric!'!
'it4"., ..... I~(udje in (tirOe'tun",
St:JdÎr: Su.:e, .... on lIC,u>tl. 'Nild AG ZüriCh

fll Limmatuferweg
P'oJeHlC!'(unq: Ti~fb"uJmt der SUdt lüriCh
SUnd Vorprojekt In Et",bel(unq
G~S["Uunq: RoUltr I(rebs P,utnC!fGmbH. WInterthur
Ing ; e,,\ler !. Holm..nn AG Zürich

œ Limmatsteg
P,oJeHle'tunq: fiefb"u"mt dtr St.,n 1\J'Î''''
SUnd: P(ojektent .....'(klunq
for\cnunq\DrojeU' EHPA

œ Aufwertung Hardstrasse (kurzfristige Massn.honen)
ProJeHtr,runq: riefb"lUtrlt df' 5t"dtlurich f4(hUtU~ ;!JI

St"Otentwicklunq
SUnd Umsetzung lturzfnstiqe M"\Sn"h~;'

t1' Tramlinie 1B
(inkt. Umgestaltung PFingstweid .. Hard-. Argauerstrasse)
ProJf'Hlritunq: vaL fiefbaUimt de' St"dt lurich
SUnd: Vo,projekt in E(~rbfitunq
Ing : B"ster & 110fmann AC. Zuriet!

œ Aufwertung Bahnhof Hardbrücke
ProJektleitunq: r,efb"Uimt de' SUdt lunch
Stand. C,undl"qrnbericht in Er"rbeitung

t1l Umnutzung Eisenbahnv.adukt
Prc>~~~I.~ltun9Verbindung: Grun c,tJ.1[ lün(l,
Pr~lC'k~:tl[un9 Nuuunq Bog!!n: ':';r: ;ur St"dtetl"u dtr St.'J. ~'... :.::,
Sr"nd: in Vorbereitung

II) Turbinenplatz
~st"ttung: ADR Architectes. ~f

Zukünftige Planungsgebiete

4D W6tpark
Süroqebjude
Arthfttll:tur: ltttn und Brt<hbûhL Bern und lürich
8auhetrschaft: "(AG Mutschltf tmmobillffl AG

ID Geroldareal
vorq~fhen ISt lC.ooper"n~ pt"nunq mIt Grundeiqentümerlnnen und
SUdt Zürich

œ Geschäftshaus Förrlibuckstrass~.
eiltoqobjude
Architektur: Roünd Stierti • P.!'tMf AG
e.uhor'1Ch.ft: Sturnne990f & Schi." AG

CD Hartwag-Areal
Pl"nunq1studie; Henz Archit~ten. Zùrich

œ Möglicher Schulhausstandort
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